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Editorial 
 
 

Habemus Gobierno! 
 
Es ist ein gutes Zeichen, dass sich die spanischen 
Parteien auf eine neue Regierung verständigt haben. So 
wird Spanien politisch wieder handlungsfähig. Wir 
werden mit Spannung verfolgen, ob die neue Regierung 
bald auch wieder neue Gesetzesvorhaben in das 
Parlament einbringt, die dann natürlich auch wieder 
Gegenstand weiterer Arbeitsgruppen im Rahmen 
unserer Kongresse sein werden.  
 
Auch wenn die gesetzgeberischen Aktivitäten in 
Spanien uns zur Zeit keine Veranlassung geben 
entsprechende Arbeitsgruppen vorzubereiten, so gibt es 
gleichwohl noch eine Vielzahl von Themen, denen wir 
uns in nächster Zeit näher widmen können. Bereits im 
Rahmen unseres nächsten Minikongresses in Frankfurt 
am 26. November 2016 führen wir in die Bilanzkunde 
für Wirtschaftsjuristen ein. Der Minikongress in 
Valencia am 25. März 2017 beschäftigt sich mit 
Compliance Fragen in Deutsch-Spanischen 
Unternehmensgruppen und an unserem 
Jahreshauptkongress in Lanzarote vom 14. bis 
18. Juni 2017 diskutieren wir über erneuerbare 
Energien, die touristische Vermietung in Deutschland 
und Spanien sowie über die Arbeitnehmersendung in 
Deutschland und Spanien.  
 
Mit diesem Ausblick auf die Kommenden 
Veranstaltungen im nächsten Jahr darf ich mich im 
Namen des Vorstandes für Ihre Teilnahme an den 
Kongressen 2016 sowie für Ihre vielfältigen Beiträge 
für die „informaciones“ herzlich bedanken. Im Namen 
des Vorstands der Deutsch-Spanischen 
Juristenvereinigung wünsche ich Ihnen und Ihren 
Familien ein frohes Weihnachtsfest sowie ein 
erfolgreiches neues Jahr.  
 
Herzliche Grüße  
 
Marc André Gimmy 
 

¡Habemus Gobierno! 
 
Es una buena señal el que los partidos españoles se 
hayan puesto de acuerdo sobre un nuevo Gobierno. De 
esta manera, España vuelve a disponer de capacidad de 
decisión. Estaremos al tanto para ver si el nuevo 
Gobierno presentará nuevas propuestas de Ley al 
Parlamento que, naturalmente, se convertirían en sujeto 
de nuestros grupos de trabajo en los Congresos. 
 
 
Aunque las actividades legislativas en España en la 
actualidad no nos ofrecen motivos para preparar los 
correspondientes grupos de trabajo existen numerosos 
temas a los que poder dedicarnos próximamente. En 
nuestro próximo Mini-Congreso en Frankfurt el 27 de 
noviembre introducimos ya el derecho contable para 
abogados mercantilistas. En el Mini-Congreso en 
Valencia el 25 de marzo de 2017 se tratarán cuestiones 
de Compliance en el marco de grupos empresariales 
hispano-alemanes y, en nuestro Congreso anual en 
Lanzarote del 14 – 18 de junio de 2017 debatiremos 
sobre energías renovables, alquileres turísticos en 
Alemania y España así como sobre el desplazamiento 
de trabajadores a España y Alemania. 
 
 
 
Con este avance sobre los próximos eventos durante el 
año que viene deseo agradecer cordialmente a todos la 
asistencia a los Congresos en 2016, así como los 
numerosos artículos para las “informaciones”. En 
nombre de la Junta Directiva de la Asociación Hispano-
Alemana de Juristas les deseo a ustedes y a sus familias 
una Feliz Navidad así como un Próspero Año Nuevo. 
 
 
 
Cordialmente, 
 
Marc André Gimmy 

  
 

 

Präsident DSJV-AHAJ 
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Arbeitsrecht,  
Taylor Wessing, München 
m.gimmy@taylorwessing.com 
 

 
 

 
 
 
 

mailto:m.gimmy@taylorwessing.com
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Verbindungen zwischen deutschem und spanischem Recht* 

Herrn Prof. Dr. Klaus Adomeit gewidmet 

Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Enrique Bacigalupo** 

 

I.  Die
*
 deutsche und die spanische Rechtsordnung 

sind Teil einer gemeinsamen juristischen Kultur: die 
europäische Rechtskultur, in der verschiedene 
juristische Traditionen zusammenleben. Die 
wichtigsten dieser Traditionen der kontinental-
europäischen Kultur sind ihrerseits Teil der 
allgemeinen Kultur der drei Länder, die die 
Historiker des Mittelalters das „Herz Europas“ im 
Mittelalter nannten

1
: Frankreich, Italien und 

Deutschland. Dabei kommt der deutschen 
Rechtskultur ein besonderes Gewicht zu, vor allem 
im 19. und 20. Jahrhundert. Diese Länder teilen 
gegenseitige Einflüsse und die jeweiligen 
Rechtsordnungen weisen eine gewisse Analogie auf, 
besonders seit Anfang des 19. Jahrhunderts, 
wenngleich ihre nationalen Eigenheiten merkwürdig 
sind. Sie haben grundsätzlich eine schriftliche 
Verfassung, ein kodifiziertes Zivil-, Handels-, 
Verfahrens- und Strafrecht nach dem französischen 
Modell von Anfang des 19. Jahrhunderts. Sie teilen 
auch andere modernere europäische Institutionen. 
Seit 1945 haben die deutsche und die italienische 
Verfassung die Verfassungsgerichtsbarkeit 
eingeführt, die dafür zuständig ist, über die 
Verfassungswidrigkeit von Parlamentsgesetzen zu 
entscheiden. In Frankreich dagegen wird diese 
Funktion von einem Conseil Constitutionnel 
ausgeübt, die die Verfassung von 1958 in Artikel 56 
und ff. vorsieht. Die spanische Verfassung von 1978 
hat das Modell des Bonner GG [Constitución 
alemana] übernommen. Diese institutionellen 
Modelle wurden auch in  anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union aufgenommen (z. B. Portugal, 
Polen).  
 
Innerhalb dieser gemeinsamen Rechtskultur können 
die Beziehungen zwischen dem deutschen und dem 
spanischen Recht in verschiedenen Ebenen uns aus 
mehreren Perspektiven betrachtet werden. Besonders 
interessant erachte ich die Beziehungen der 
Methoden der Gesetzinterpretationen und der 
Kriterien für die Systematisierung der juristischen 

                                              
*
 Vortrag gehalten im Rahmen der Veranstaltung der 

Arbeitsgemeinschaft Internationales Wirtschaftsrecht Law 
Made in Germany in Madrid und erstveröffentlicht in 
IWRZ 4/2016. 
1
 J. Le Goff, L‘ Europe est-elle née au Moyen Âge?, 2003 

(zitiert nach der deutschen Übersetzung von Grete 
Osterwald, 2004, pág. 60) 

Kenntnisse
2
. Gerade bei der Beziehung zwischen 

dem Recht Spaniens und Deutschlands ist die 
Vergleichung der jeweiligen Rechtswissenschaften 
und ihrer Einflüsse auf die Praxis m. E. wichtiger als 
die blosse Vergleichung von Rechtsvorschriften. Man 
kann davon ausgehen, dass, wie Karl Larenz sagte: 
„die Lösungen einer positiven Rechtsordnung häufig 
Antworten auf allgemeine Rechtsprobleme sind, die 
sich in gleicher oder vergleichbarer Weise allen oder 
den meisten Rechtsordnungen stellen“

3
.    

 
Frankreich und Deutschland haben einen grossen 
Einfluss auf die spanische Lehre und Praxis ausgeübt. 
Beide Einflüsse sind in Spanien weiterhin deutlich 
merkbar. Der französische Einfluss war deutlich 
herrschend während des 19. Jahrhunderts und der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Er ist 
wahrnehmbar in der Verfassung von 1812, in den 
Strafgesetzbüchern von 1848, 1850 und 1870, im 
Zivilgesetzbuch [Código Civil] von 1889, im 
Handelsgesetzbuch [Código de Comercio] von 1885 
sowie in der Struktur des Verfahrensrechts [derecho 
procesal]. 
  
Der französische Einfluss beschränkte sich aber nicht 
nur auf die Gesetzgebung. Er war auch merkbar in 
der gerichtlichen Praxis, vor allem der exegetische 
Stil  der Begründung der Entscheidungen. Der 
Tribunal Supremo [Oberster Gerichtshof] folgte den 
Kriterien des französischen Cour de Cassation. Auch 
an den Universitäten hatte die École de l’exégèse

4
, 

vor allen im Privatrecht, eine wichtige Präsenz. Auf 
diese Weise hat sich eine rigide Abgrenzung 
zwischen Gesetzesauslegung und Rechtsetzung 
etabliert, die weit vom sogenannten modus teutonicus 
der Rechtswissenschaft entfernt war

5
. In der in 

Spanien verbreiteten französischen 
Rechtswissenschaft war Hegels Idee unbekannt, nach 
der „die Rechtswissenschaft ein Teil der Philosophie“ 

                                              
2
 Vgl. In diesem Sinne sind gute Beispiele: S. Vogenauer, 

Die Auslegung von Gesetzen in England und auf den 
Kontinent, 2001; G. Hager, Rechtsmethoden in Europa, 
2009 
3
 K. Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 

Studienaufgabe, 1983, pág. 75 
4
 Confr.  J. Ghestin/G. Goubeaux, Traité de Droit Civil, 4ª 

edición, 1994, pág. 108 y stes. 
5
 Confr. Chr. Schönberger, Der “German Approach“, 

2015, pág. 5 y stes 
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ist
6
. Auch die französischen Darstellungen des 

positiven Rechts waren mit den deutschen nicht 
vergleichbar.  Feuerbach

7
 zum Beispiel sagte, dass 

“die Quelle des gemeinen deutschen Kriminalrechts 
(1) die  Philosophie des Strafrechts, soweit diese in 
ihrer Anwendung nicht durch positiv gesetzliche 
Bestimmungen beschränkt wird“ und (2) die positive 
Strafgesetze des ehemaligen deutschen Rechts“ sind. 
Solche Begriffe waren den rein exegetischen 
Darstellungen des positiven französischen Rechts 
ganz fremd.    
 
Aber gleichzeitig hat sich ein wichtiger Einfluss der 
deutschen Rechtsphilosophie entwickelt. Die 
Übersetzungen deutscher Werke haben in dieser 
Entwicklung eine entscheidende Funktion. Sie 
begannen mit der Veröffentlichung 1841 des “Curso 
de Derecho Natural o Filosofía del Derecho” 
[Lehrbuch des Naturrechts oder Rechtsphilosophie], 
von Ahrens, übersetzt von Ruperto Navarro 
Zamorano. Die Ideen von Ahrens erscheinen im 
Werk von Julián Sanz del Río, “El derecho como 
idea fundamental en la vida” [Das Recht als 
Grundidee im Leben], veröffentlicht auch im Jahre 
1841

8
. Ahrens war Professor in Göttingen und 

Schüler von Karl Christian Friedrich Krause, ein 
Philosoph, der in Deutschland wenig bekannt war, 
der aber in Spanien die Rechts- und 
Sozialphilosophie des spanischen „Krausismus“ 
wesentlich geprägt hat

9
. Seine Ideen wurden in 

Spanien auch von Julián Sanz del Río mit der Hilfe 
der Academia Hispano-Alemana verbreitet, die 
damals Julio Kuhn

10
 leitete. 

 
1871 erschien eine andere Übersetzung, die grosse 
Bedeutung für das spanische Strafrecht hatte. Sanz 
del Río sugerierte Francisco Giner die Übersetzung 
die Übersetzung des Werkes von Karl David August 
Röder, Professor in Heidelberg, „Die herrschenden 
Grunlehren von Verbrechen und Strafe in ihren 
inneren Widersprüchen“(1867). Die Übersetzung von 
Giner erschien unter folgendem Titel: „Doctrinas 
fundamentales reinantes sobre el delito y la pena”. Im 

                                              
6
 G. W. F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, 

1821, § 2 
7
 P. J. A. Feuerbach, Lehrbuch des gemeinen in 

Deutschland gültigen peinlichen Rechts, (herausgegeben 
von K. J. A. Mittermaier, 1847, pág. 5 
8
 Confr. Teresa Rodríguez de Lecea, Antropología y 

Filosofía de la Historia en Julián Sanz del Río, 1991, pág. 
55 y ste 
9
 Confr. Elías Díaz, La filosofía social del krausismo 

español, 3ª edición, 1989 
10

 Confr. T. Rodríguez de Lecea, loc. cit. pág. 55 

Vorwort sagt Giner, dass auch die Übersetzung von 
Röders Grundzüge des Naturrechts (1860/1863), von 
Vicente Romero Girón und Manuel Ruiz de 
Quevedo, bald erscheinen würde und dass die 
strafrechtlichen Ideen von Röder Gegenstand der 
Diskussionen in der Academia de Jurisprudencia de 
Sevilla und im Círculo Filosófico de Madrid seien. 
Sie inspirieren, sagt Giner weiter, die 
wissenschaftliche Arbeit von einigen 
Strafrechtslehrern in unseren Universitäten.  
 
Der Einfluss der deutschen Rechtsphilosophie hat 
sich aber nicht auf die Dogmatik jener Zeit erstreckt. 
Anfang des 20. Jahrhunderts herrschte in der 
spanischen Rechtswissenschaft eine deutliche 
Fragmentation: Die Beziehungen zwischen 
Rechtsphilosophie und Dogmatik waren praktisch 
null. Diese Situation ist weiterhin unverändert in 
vielen besonderen Dogmatiken.  
 
 
II. Die Entwicklung der Beziehungen zwischen der 
deutschen und spanischen Dogmatik hatte im Gebiet 
des Strafrechts in den 20er Jahren des 20. 
Jahrhunderts begonnen. Diese Entwicklung dürfen 
wir die Rezeption der theoretischen Prinzipien des 
deutschen Strafrechts nennen. Diese Tendenz dauerte 
friedlich bis heute und wird wahrscheinlich noch 
bleiben.  
 
Besonders wichtig war dafür das Stipendienprogram 
der Junta de Ampliación de Estudios en el Extranjero 
(1907-1937). Durch diese Stipendien konnten 
mehrere junge Doktoranden in Deutschland studieren 
und forschen, die später die deutschen 
strafrechtlichen Lehren in Spanien einführten und die 
deutsche Wissenschaft als Modell der juristischen 
Arbeiten etablierten: Quintiliano Saldaña 
(1910/1912), Luis Jiménez de Asúa (1911/12), 
Faustino Ballvé (1910/1912), Federico Castejón 
(1909/1910), Manuel López Rey y Arrojo 
(1935/1936). Der wissenschaftlichen Prestige 
Deutschlands war in jenen Jahren sehr hoch. Jiménez 
de Asúa hat die Wahl Deutschlands als Land seiner 
Forschungsaufenthalt so begründet: “Die 
germanischen Länder, Deutschland und Österreich 
sind die wichtigste Labor  aller Wissenschaften”

11
.  

 
Viele Professoren meiner Generation: Fabio Suárez 
Montes, José Cerezo Mir, Marino Barbero Santos, 
Enrique Gimbernat, Enrique Bacigalupo, Francisco 
Muñoz Conde, Santiago Mir Puig, José Miguel 
Zugaldía, José Luis Diez Ripollés, Jesús Silva 
                                              
11

 La documentación de la Junta de Ampliación de 
Estudios pude ser consultada en la Residencia de 
Estudiantes 
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Sánchez, Miguel Bajo Fernández, Agustín Jorge 
Barreiro, Antonio García Pablos, unter andere, haben 
auch in deutschen Universitäten studiert und 
geforscht, in Bonn, Hamburg oder München oder im 
Max Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht in Freiburg i. Br. Auch die 
Schüler meiner Generation hatten 
Forschungsaufenthalte in deutschen Instituten für 
Strafrecht oder für Rechtsphilosophie

12
 ihre 

Dissertationen vorbereiten. Einige von ihnen haben 
auch den Doktortitel in Deutschelan erhalten. Diese 
Möglichkeit einer Zusammenarbeit von spanischen 
(und lateinamerikanischen) Strafrechtslehrern mit 
deutschen Professoren wurde seit den 50er Jahren 
von der Alexander von Humboldt-Stiftung und dem 
DAAD mit Stipendien und Kolloquien gefördert

13
.  

 
Die Rezeption der deutschen Methoden und 
dogmatischen Kategorien im spanischen Strafrecht 
hatten anfangs eine gewisse Distanz zur Praxis. Aber 
dies bedeutet nicht, dass die Praxis von der Rezeption 
ausgeschlossen blieb. Gewiss haben unsere 
Rechtsfakultäten nicht die Tradition einer praktischen 
Beziehung der deutschen Fakultäten des 17. und 18. 
Jahrhunderts

14
. Noch heute widmen die spanischen 

Rechtsfakultäten der praktischen Problematik der 
Rechtsprechung nicht die Aufmerksamkeit, die zu 
erwarten wäre. Die Frage des getrennten Lebens von 
Theorie und Praxis ist auch in Deutschland diskutiert 
worden

15
. Während Jescheck 

16
 meint, dass es eine 

gegenseitige Beziehung zwischen Theorie und Praxis 
gibt, sieht Naucke 

17
nur ein de facto getrenntes Leben 

von Theorie und Praxis. In Spanien sind nur 
ausnahmsweise die Fragen der Praxis Gegenstand 
einer theoretischen Behandlung. Die deutsche 
Diskussion über das dogmatischen System, die in den 
Universitäten eine wichtige Rolle spielt, hat in 

                                              
12

  Luis Arroyo Zapatero, Ignacio Berdugo, Luis Gracia, 
Patricia Laurenzo, Javier Sánchez Vera, Silvina 
Bacigalupo, Pilar González, Luis Rey-Sanfis, Teresa 
Manso Porto y otros 
13

 Vgl. Strafrecht und Strafrechtsreform, Symposium der 
Alexander v. Humboldt-Stiftung in Ludwigsburg, 1973; 
Deutsch-Spanisches Strafrechtskolloquium, Köln, 1986; 
Symposium der Alexander von Humboldt-Stiftung, 
Bamberg, 2000 
14

 Confr. A. Hegler, Die praktische Thätigkeit de 
Juristenfakultäten des 17. und 18. Jahrhunderts in ihrem 
Eifluss auf die Entwicklung des deutschen Strarechts von 
Capzov ab, 1899 
15

 Confr. E. Bacigalupo, en H-J. Hirsch (Hrsg.), Krise des 
Strafrechts und der Kriminalwissenschaften?, 2001, pág. 
208 y stes 
16

 Lehrbuch des Strafrechts, 2. Aufl., 1972, S. 149 
17

 ZStW 85(1973), S. 399 ff 

Spanien keine entscheidende Wirkung in der 
Rechtsprechung entfaltet. Die Entscheidungen des 
OGH (Tribunal Supremo) zeigen implizit eine 
gewissen Pragmatismus auf, dessen theoretische 
Begründung bisher nicht bekannt ist. Anders sieht es 
aus bei den einzelnen Begriffen des Systems. Der 
Einfluss der modernen dogmatischen Diskussion ist 
hier klar erkennbar. Die Entwicklung der 
Rechtsprechung im Bereich der Unterlassungsdelikte 
[delitos de omisión], der objektiven Zurechnung 
[imputación objetiva], der Rechtfertigung 
[justificación] und der Schuld [culpabilidad] zeigt, 
dass die Rechtsprechung ihre Begriffe aus der 
Strafrechtstheorie entnimmt, wenngleich sie diese 
gelegentlich modifiziert.       
      
Diese Situation hat eine historische Erklärung. Luis 
Jiménez de Asúa war 1913/14 Teilnehmer am 
Kriminalistischen Seminar, das Franz von Liszt in 
Berlin leitete, und zwar als Stipendiat der Junta de 
Ampliación de Estudios. 1913 hatte Jiménez de Asúa 
seine Dissertation über “La sentencia indeterminada” 
(Das unbestimmte Urteil) veröffentlicht, in der er 
eine Problematik entwickelte, die damals v. Liszt und 
die IKV (Internationale Kriminalistische 
Vereinigung), 1888/89 gegründet von Franz v. Liszt, 
Adolph Prins und Gerard Anton van Hammel, 
verbreitet hatte. Jiménez de Asúa veröffentlichte 
1916 noch ein wichtiges Werk für die Rezeption der 
deutschen Dogmatik in Spanien: “La unificación del 
derecho penal en Suiza”(Die Vereinheitlichung des 
Strafrechts in der Schweiz). Die Vereinheitlichung 
des Strafrechts in der Schweiz wurde auch unter dem 
Einfluss der deutschen Strafrechtswissenschaft 
verwirklicht und war von daher ein gutes Beispiel für 
die These von Jiménez de Asúa: Der Verfasser von 
mehreren Entwürfen (1893, 1894, 1896, 1903, 1908, 
1915), die im schweizerischen Strafgesetzbuch 
mündeten, war Karl Stooss, auch ein ehemaliger 
Teilnehmer am Kriminalistischen Seminars von v. 
Liszt in Berlin.  
 
1916/17 übersetzte Jiménez de Asúa und 
veröffentlichte, gemeinsam mit Quintiliano Saldaña, 
das Lehrbuch des Deutschen Strafrechts von Franz v. 
Liszt, das sehr schnell zum Modell der 
Strafrechtsdogmatik entwickelte.  
 
Diese Werke waren die Basis für die Rezeption der 
deutschen Dogmatik und ihrer Methoden im Bereich 
des spanischen Strafrechts. Die Auffassung über die 
Rechtswissenschaft, die sich in diesen Werken 
äusserte, entsprach den Begriffen der deutschen 
Rechtswissenschaft seit Anfang des 19. Jahrhunderts, 
d. h. in Worten Schönbergers: eine Rechts-
wissenschaft, deren Grundvorstellungen „Recht als 



140 informaciones III/16  

 

 

 

Wissenschaft und Rechtwissenschaft als 
Zukunftsentwurf“ sind

18
.   

 
Die Rezeption der deutschen Strafrechtsdogmatik 
erreichte ihren Höhepunkt als Luis Jiménez de Asúa 
1931 in der Aula der Madrider Universität seine 
Vorlesung über die “La teoría jurídica del delito” 
[Die juristische Verbrechenslehre] hielt. Die Lehre 
der Straftat, die Jiménez de Asúa eingeführt hat, ist 
eine Zusammenfassung der in Deutschland 
herrschenden Verbrechenslehre von 1930, die 
Jiménez de Asúa für die Systematisierung des in 
Spanien gültigen Strafrechts für nützlich hielt. Sie 
beruht auf den in Deutschland anerkannten 
Kategorien: die Handlung oder die Unterlassung 
[acción u omisión], die Tatbestandsmässigkeit 
[tipicidad], die Rechtswidrigkeit [antijuricidad] und 
die Schuld [culpabilidad], die nach wie vor den 
Aufbau der Verbrechenslehre in der spanischen 
Dogmatik darstellen. Diese Begriffe waren anfangs 
des XX. Jahrhunderts in Spanien noch unbekannt. 
Luis Silvela, der wichtigste Autor der letzten Jahre 
des XIX. Jahhunderts, definierte den 
Verbrechensbegriff als „die Übertretung des Rechts 
durch Handlungen, mit freiem Wille und 
Bewusstsein der Rechtswidrigkeit“

19
. Diese 

Auffassung war grundsätzlich die der französischen 
Strafrechtswerke jener Zeit. Ihre Elemente 
entsprechen im allgemeinen den Kategorien der 
deutschen Verbrechenslehre, die Jiménez de Asúa 
postulierte, hatte aber nicht die Beziehung zur 
praktischen Anwendung des Strafrechts, die die 
deutsche Lehre charakterisierte.  
 
Die Vorlesung von Jiménez de Asúa hatte auch eine 
andere Konsequenz: Sie bedeutete auch das Ende des 
Einflusses der italienischen Scuola Positiva.  
 
Ab 1931 wurde also die deutsche Rechtswissenschaft 
zum Vorbild für die spanische Strafrechtsdogmatik. 
Sie ist es auch bis heute. Die grossen Diskussionen 
der deutschen Strafrechtsdogmatik

20
 (Kausalismus 

oder Finalismus, die Beziehungen zwischen 
Strafzwecke und dogmatischem System, das 
Feindstrafrecht usw.)  sowie der deutschen 
Kriminalpolitik sind nach wie vor Gegenstand der 
spanischen Diskussionen. Die wichtigsten deutschen 
Strafrechtslehrer  (Mezger, Sauer, Welzel, Maurach, 
Jescheck, Roxin, Jakobs, Pawlik) wurden ins 

                                              
18

 Der “German Approach”,  2015, S. 2. 
19

 El derecho penal estudiado en principios y en la 
legislación vigente en España, 1884, pág. 115. 
20

 Vgl. E. Bacigalupo, in Menschengerechtes Strafrecht, 
Festschrift für Albin Eser zum 70. Geburstag, 2005, S. 61 
ff. 

Spanische übersetzt und kommentiert. Besonders 
wichtig sind die Übersetzungen mi Anmerkungen für 
die Anpassung an das spanische Recht des Lehrbuchs 
von Edmund Mezger, von José Arturo Rodriguez 
Muñoz und Antonio Quintano Ripollés in den 30er. 
Jahren, die Übersetzung des Deutschen Strafrechts 
von Reinhart Maurach, von Juan Córdoba Roda in 
1962, die des Lehrbuchs von Hans-Heinrich 
Jescheck, von Santiago Mir Puig und Francisco 
Muñoz Conde,  1981.   
 
Der Einfluss der deutschen Kriminalpolitik ist auch 
klar wahrnehmbar. Die allgemeinen Teile der 
Strafrechtsreformen von 1983, 1995 und 2015 haben 
Bestimmungen über den Irrtum, das Begehen duch 
Unterlassen [comisión por omisión], das Handeln für 
einen anderen [actuar en nombre de otro] und  die 
Regelung der Massregeln der Besserung und 
Sicherung [regulación de las medidas de seguridad] 
eingeführt, die sich auch im deutschen Recht 
inspiriert haben. Der Gesetzgeber hat in diesen 
Regelungen Lösungen der Strafrechtsdogmatik 
kodifiziert. 
 
Über Spanien hinaus ist die Präsenz der deutschen 
Strafrechtswissenschaft auch in Lateinamerika 
deutlich erkennbar. 
 
 
III. Die Übersetzungen mit vergleichenden 
Anmerkungen von deutschen Werken ist auch 
wichtig in Bereich des Privatrechts. Ob der Einfluss 
der deutschen zivilrechtlichen Dogmatik derart 
ausgeprägt ist wie im Bereich des Strafrechts, kann 
ich nur schwer einschätzen. Sicher ist, dass die 
Übersetzungen von deutschen zivilrechtlichen 
Werken auch einen grossen Einfluss auf die 
spanische Dogmatik des Privatrechts ausgeübt haben. 
Mein Kollege, der Ordinarius für Zivilrecht an der 
Universität Pompeu Fabra in Barcelona Pablo 
Sebastián Coderch ist der Auffassung, dass der 
Einfluss der deutschen Zivilrechtswissenschaft in 
Spanien jedenfalls beachtlich ist. Seit den Werken 
von Clemente De Diego, Federico de Castro über das 
Rechtsgeschäft, der Romanist Wenceslao Roses und 
José Luis La Cruz Berdejo ist die Präsenz der 
deutschen Zivilrechtswissenschaft unverkennbar.    
  
In den 40er. Jahren übersetzten die Professoren Blas 
Pérez González und José Alguer und illustrierten mit 
zahlreiche und wichtigen Bemerkungen zum 
spanischen Zivilrecht die 39. Auflage des Lehrbuches  
von Ludwig Ennecerus/Theodor Kipp/Martin Wolf. 
Die spanische Version hat 13 Bände und enthält auch 
die Übersetzung des deutschen BGB (código civil 
alemán], was die Dimension der Bemerkungen von 
Pérez González und Alger sehr deutlich aufzeigen. 
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Von dieser Übersetzung erschien 1953 eine zweite 
Auflage, die von José Puig Brutau bearbeitet wurde. 
Die deutsche Dogmatik des Privatrechts erscheint 
sehr oft in den Bänden des Derecho Civil von Puig 
Brutau.  
 
Im Vorwort erklären die Übersetzer, dass das 
deutsche BGB [Código civil alemán], genauso wie 
unserer Código Civil, seine Herkunft in der Tradition 
des römischen und germanischen Rechts findet. 
Deswegen halten sie diese Übersetzung für sehr 
nützlich für die Auslegung des spanischen Código 
Civil. Der Kontrast beider Zivilrechten könne 
Probleme lösen, die die Unklarheiten und die Lücken 
des spanischen Código Civil hervorrufen. Unter 
diesen Lücken sei der Mangel an einer allgemeinen 
Regelung der Rechtsgeschäfte zu nennen. Gerade das 
einflussreiche Werk von Federico de Castro über die 
Rechtsgeschäfte und das wichtige Lehrbuch von Luis 
Diez Picazo haben in diesem Sinne richten sich an 
der deutschen Dogmatik aus. In diese Richtung gehen 
wohl auch die meisten heutigen Zivilrechtslehrer 
unserer Universitäten: zum Beispiel Pablo Salvador 
Coderch, Fernando Pantaleón, Cándido Paz Ares (im 
Handelsrecht).  
     
Andere Übersetzungen wie die vom Schuldrecht 
(Derecho de las obligaciones] von Andreas von Thur, 
von Wenseslao Roses erreichten auch eine erhebliche 
Resonanz.   
 
In der Rechtsprechung des Zivilrechtssenats des 
Obersten Gerichtshofs Spaniens befinden sich in 
letzter Zeit sehr interessanten Entscheidungen von 
2008 über die Verantwortlichkeit der grossen  
Buchprüferfirmen [firmas de auditores], in denen 
Fragen der objektiven Zurechnung [imputación 
objetiva] eine wichtige Rolle spielen

21
. Diese 

Problematik wurde auch in der Entscheidung des 
Verwaltungssenats des OGH [Sala de lo contencioso-
administrativo del Tribunal Supremo] von 
16.5.2008

22
. 

 
 
IV. Auch die Entwicklung der Staats- und 
Verwaltungsrechtslehre zeigt, dass diese „traditionell 
für auswärtige Einflüsse sehr empfänglich ist“

23
. D.h. 

die Lage des Strafrechts- und Zivilrechts widerholt 
sich auch auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts. 
Auch hier erscheint eine deutliche französische Phase 

                                              
21

 S.: SSTS (Civil) 798/2008, 869/2008.   
22

 Vgl. E. Bacigalupo, Compliance y Derecho Penal, 2011, 
S. 203 u. Ff. 
23

 Vgl. Mariano Bacigalupo/Francisco Velasco, in  Die 
Verwaltung Nr.3/2003, S.333 u. ff. (357).  

seit Ende des 18. Jahrhunderts. Und erst am Ende des 
19. Jahrhunderts tritt der Einfluss der deutschen und 
italienischen Lehre dazu. 
 
Mariano Bacigalupo und Francisco Velasco

24
 haben 

die verschiedenen Phasen der Beziehungen der 
deutschen und spanischen Lehren des öffentlichen 
Recht beschrieben. Ich schliesse mich ihren 
Ausführungen an, die in Deutschland im Jahre 2003 
veröffentlicht wurden. 
 
Diese Autoren erreichen folgende 
Schlussfolgerungen: „Aus historisch-systematischer 
Perspektive lassen sich im wesentlichen drei Etappen 
bei der Rezeption der deutschen Staats und 
Verwaltungsrechtwissenschaft durch die spanischen 
Lehre unterscheiden. Am Anfang des 20. 
Jahrhunderts stehe die „Rezeption der (deutschen 
Rechtsmethode“ in Vordergrund. Damit ist in 
wesentlichen der methodisch-dogmatische Einfluss 
der Werke von Paul Laband und Otto Mayer 
angesprochen. In einer zweiten Phase, die erst Ende 
der fünfziger Jahre ansetzt, ist der nach dem Krieg 
und der schwierigen Angangsjahren der Diktatur  
allmählich wieder auflebende Einfluss der deutschen 
Dogmatik auf die spanische Lehre punktuell und 
heterogen; kurz: unsystematisch. Während der 
zweiten Hälfte der Franco-Diktatur leistet die 
gemässigt liberal-rechtsstaatlich ausgerichtete 
spanische Verwaltungslehre einen wichtigen Beitrag 
zum Aufbau eines „administrativen Rechtsstaats“ im 
Rahmen eines autoritären Staatswesens.  Zu diesem 
Zweck werden in dieser Zeit verschiedene unter der 
Bonner Grundgesetzentwickelte dogmatischen 
Ansätzen (z. B. Die Lehre vom Rechts-
folgenermessen und vom unbestimmten 
Rechtsbegriff) (...) von der spanischen Lehre 
übernommen.   Die Übersetzung des Lehrbuchs des 
Verwaltungsrechts von Ernst Forsthoff 19  ist auch 
von dieser Zeit. Die dritte, heute andauernde Etappe 
der Rezeption der deutschen Staats- und 
Verwaltungsrechtwissenschaft setzt mit dem 
Inkrafttreten der spanischen Verfassung 1978 ein, 
deren strukturelle Verwandtschaft mit dem GG eine 
zunehmende, nunmehr systematische Rezeption der 
deutschen Lehren gefördert hat. Fazit der 
Ausführungen diesen Autoren ist folgende: „Auf dem 
Gebiet der Lehre von Ermessen [teoría de la 
discrecionalidad] und unbestimmten Rechtsbegriff , 
[conceptos jurídicos indeterminados] in dem der 
Einfluss der deutschen Lehre in den sechziger und 
siebziger Jahren besonders stark ausgeprägt war, 
hinkt die spanische Lehre nun, obwohl die neueren 
Entwicklungen der deutschen Dogmatik nicht 
unbekannt sind , mehrheitlich etwa zwanzig Jahre 

                                              
24

  A.a.O. 
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hinter dem heutigen Standar der deutschen 
Verwaltungsdogmatik hinter“

25
. Sie sehen auch 

andere Gebiete, in denen die französische Lehre noch 
stark bleibt: z. B. die privatrechtliche Handels der 
Verwaltung.         
     
 Die genannten Staatsrechtslehrer unterstreichen, dass 
„die spanische Lehre kombiniert und vermengt 
unterschiedliche Einflüsse und passt si pragmatisch 
den Eigenheiten der spanischen Rechtsordnung an. 
Die Übernahme auswärtiger Lehren impliziert daher 
in Spanien in der Mehrzahl der Fälle eine deutliche 
Umformung derselben. Beispielhaft hierfür seien die 
deutsche Lehre von der Unterscheidung zwischen 
dem Gesetz in formellen und Gesetz im materiellen 
Sinne oder die Lehre vom besonderen 
Gewaltverhältnis genannt, deren Übernahme durch 
die spanische Lehre und Rechtsprechung zu einer 
derart weitreichenden Umdeutung dieser geführt hat, 
dass sie für einen deutschen Juristen mit Sicherheit 
kaum wieder zu erkennen sind“

26
.  

 
V. Die analysierten rechtswissenschaftlichen 
Verbindungen der deutschen und spanischen 
Privatrechts-, Strafrechts- und Staatrechtslehre haben 
m. E. gezeigt, dass seit Anfang des 20. Jahrhunderts 
die Kategorien und die Methoden der deutschen 
Dogmatik ein klares Referenzmodell für die 
spanische Rechtswissenschaft ist. Abgesehen davon, 
dass der Einfluss der deutschen Rechtswissenschaft 
nicht immer so stark wie im Bereich des Strafrechts 
ist, lässt sich feststellen, dass sich das spanische 
Recht  ganz in der Nähe des deutschen Rechts 
entwickelt hat. Man könnte sogar sagen, dass das 
Law made in Spain eine Art des Law made in 
Germany ist. Zwar gibt es wenige Stimmen, die diese 
Entwicklung nicht gerne anerkennen wollen, vor 
allem in der richterlichen Praxis. Aber diese 
kritischen Stimmen haben keine alternative 
Rechtswissenschaft vor Augen, sie schlagen keine 
anderen Methoden vor. Weder französische oder 
italienische Rechtswissenschaftsmodelle, noch 
englische Begriffe scheinen heute die Position der 
deutschen Rechtswissenschaft in unseren 
Rechtsfakultäten und Gerichten zu bedrohen.

                                              
25

 Loc. cit. S. 359 
26

 Ibidem. S. 358 

VI. Nun kann die Frage gestellt werden: Warum 
wurden in Spanien gerade die deutschen juristischen 
Methoden und Kategorien rezipiert? Oder kürzer: 
Warum die deutsche Dogmatik? Diese Frage könnte  
auch in Italien, Griechenland, Portugal, Polen, 
Österreich oder Japan  gestellt werden. 
 
Meine Antwort: Seit fast hundert Jahren ist unter 
unseren Juristen die Überzeugung herrschend, dass 
die deutsche Dogmatik geeignet ist, die Frage nach 
dem, „was jeweils rechtens ist, [erstens] im Rahmen 
des Möglichen rational kontrollierbar zu beantworten 
und [zweitens] Gleichmässigkeit und 
Voraussehbarkeit der Rechtsanwendung zu 
sichern“

27
.   
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Gesetzliches Erbrecht des deutschen Fiskus und 

Grundsatzfragen der Immobilienabwicklung in Spanien 
 

Francisco Fernández Sánchez, LL.M. (Göttingen)* 
 
 
 

 
I. Anlass dieser Veröffentlichung und 
Einführung 
 
Am 23. August 2016 fand in Hannover eine interne 
Fortbildungsveranstaltung im Referat 
Landesliegenschaftsfonds und Staatserbschaften der 
Oberfinanzdirektion Niedersachsen statt. Diese 
Veranstaltung war dem Thema „Grenz-
überschreitende Immobilienabwicklung: Erbfall in 
Spanien“ gewidmet und galt dem Austausch 
zwischen dem Göttinger Institut für Notarrecht und 
der Oberfinanzdirektion Niedersachsen. Unter den 
Teilnehmern waren auch Mitarbeiter des bayrischen 
Landesamtes für Finanzen und des Landesbetriebs 
Vermögen und Bau Baden-Württemberg anwesend. 
In diesem Rahmen hielt ich einen Vortrag mit dem 
Schwerpunkt zum einen auf Fragestellungen wie dem 
Erbkollisionsrecht, der Vertragsgestaltung mit 
Auslandsbezug und dem spanischen 
Immobiliarsachenrecht.

1
 Zum anderen erörterte ich 

die praktischen Probleme, die bei der Abwicklung 
von Immobilien in Spanien auftreten können.  
 
Als Vortragender möchte ich dem Leser im 
Folgenden einen Überblick über den Inhalt der 
Veranstaltung und einen Hinweis auf die 
besprochenen Praxisprobleme geben. 
 
Das Referat Landesliegenschaftsfonds und 
Staatserbschaften der Oberfinanzdirektion 
Niedersachsen beschäftigt sich grundsätzlich mit der 
Abwicklung von erbenlosen Nachlässen.

2
 Verstirbt in 

Deutschland jemand ohne eine Verfügung von Todes 
wegen getroffen zu haben und kann das zuständige 
Nachlassgericht keine gesetzlichen Erben finden, so 

                                              
1
 Mein besonderer Dank gilt Herrn Regierungsdirektor 

Holger Holl, Leiter des Referats Staatserbschaften bei der 
Oberfinanzdirektion Niedersachsen, für die Einladung zu 
der Veranstaltung und die Unterstützung bei der 
vorliegenden Veröffentlichung. 
2
 Die Oberfinanzdirektion Niedersachsen vertritt das 

Niedersächsische Finanzministerium bei Aufgaben der 
Fondsverwaltung, insbesondere der Verwaltung des 
landeseigenen Grundbesitzes, Wahrnehmung der 
Eigentümerrechte und Abschluss aller 
Überlassungsentgeltverträge, Nr. 2.4 des Runderlasses des 
Nds.  Finanzministeriums vom 27.10.2012, Nds. MBl. 
2012, Nr. 40, S. 934 

erbt der Fiskus (§§ 1936, 1964 BGB). Erbe wird das 
Bundesland, in dem der Erblasser zum Zeitpunkt 
seines Todes seinen letzten Wohnsitz hatte (§ 1936 
Hs. 1 BGB). Wenn der letzte Wohnsitz nicht 
feststellbar ist, dann erbt das Bundesland, in dem der 
Erblasser seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte (§ 
1936 Hs. 2 BGB). Ist weder der letzte Wohnsitz noch 
der gewöhnliche Aufenthalt des Erblassers bekannt, 
so erbt der Bund (§ 1936 Abs. 2 BGB). Das 
gesetzliche Erbrecht des Fiskus wird durch Beschluss 
des zuständigen Nachlassgerichts festgestellt (§ 1964 
BGB). 
 
Nach dem Bericht des Referats Landes-
liegenschaftsfonds und Staatserbschaften gibt es 
nicht selten Fälle, in denen ein Erblasser mit 
Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in 
Niedersachsen erbenlos verstirbt und eine Immobilie 
in Spanien besaß. In diesem Fall stellt sich an erster 
Stelle die Frage, ob das Land Niedersachsen 
überhaupt Erbe geworden ist und ob es sein privates 
Erbrecht

3
 im Ausland durchsetzen kann. Diese und 

weitere allgemeine Fragestellungen hinsichtlich der 
Abwicklung von Immobilien in Spanien werden im 
Folgenden anhand eines vereinfachten Falles erörtert.   
 
 
II. Ausgangsfall 
 
Der deutsche, unverheiratete und kinderlose 
Erblasser E verstirbt am 1. November 2016 mit 
gewöhnlichem Aufenthalt in Hannover ohne 
Testament. E besaß ein Grundstück in Oldenburg und 
eine Ferienwohnung auf Mallorca. Das 
Nachlassgericht in Hannover kann trotz intensiver 
Suche keine Erben finden und stellt daher das 
Erbrecht des Fiskus fest. Ein Feststellungsbeschluss 
ergeht zugunsten des Landes Niedersachsen.  
 
                                              
3
 Das gesetzliche Erbrecht des deutschen Fiskus ist ein 

Privaterbrecht, Palandt/Weidlich, BGB Kommentar, 75. 
Aufl. 2016, § 1936 BGB, Rn. 1; Looschelders, in: 
Hüßtege/Mansel, BGB, Rom-Verordnungen, Bd. 6, 2. 
Aufl. 2015, Art. 30 EuErbVO, Rn. 1; Große-Boymann, in: 
Burandt/Rojahn, Erbrecht Kommentar, 2. Aufl. 2014, § 
1936 BGB, Rn. 8; Leipold, in: MüKoBGB, Bd. 9, 6. Aufl. 
2013, § 1936 BGB, Rn. 21; Zimmer, in: 
Prütting/Wegen/Weinreich, 11. Aufl. 2016, § 1936, Rn. 6; 
Holl, Rpfleger 2008, 285 
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III.  Kollisionsrechtliche Überlegungen  
 
Seit dem 17. August 2015 gilt in allen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit 
Ausnahme von Irland, Großbritannien und 
Dänemark4

 die Europäische Erbrechtsverordnung 
(EuErbVO).5

 Im Rahmen eines Erbfalls mit Bezug zu 
Spanien ist mangels bilateraler Abkommen zwischen 
Deutschland und Spanien die EuErbVO anwendbar 
(vgl. Art. 75 Abs. 1 EuErbVO).6 Nach Art. 21 Abs. 1 
EuErbVO richtet sich die gesamte Rechtsnachfolge 
von Todes wegen nach dem Recht des Staates, in 
dem der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte.

7
 In unserem Fall 

hatte der Erblasser seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
in Hannover, sodass deutsches Recht zur Anwendung 
kommt.8 Daher stellt das Nachlassgericht das 
gesetzliche Erbrecht des Landes Niedersachsen nach 
§ 1964 i.V.m. § 1936 BGB fest. Ob der Erblasser die 
deutsche oder eine ausländische Staatsangehörigkeit 
besitzt, ist hier irrelevant, da Art. 21 Abs. 1 
EuErbVO das Erbstatut nur auf den gewöhnlichen 
Aufenthalt des Erblassers abstellt. Auch im Rahmen 
des deutschen Sachrechts spielt die 
Staatsangehörigkeit des Erblassers für die 
Bestimmung des erbenden Bundeslandes keine Rolle. 
§ 1936 BGB differenziert nämlich nicht mehr 
zwischen deutschen und ausländischen 
Staatsbürgern,9

 sondern stellt für das gesetzliche 

                                              
4
 Erwägungsgründe 82 und 83 EuErbVO 

5
 Verordnung (EU) Nr. 650/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über die 
Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen und die Annahme 
und Vollstreckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen 
sowie zur Einführung eines Europäischen 
Nachlasszeugnisses, ABl. 2012 L 201, S. 107 
6
 Zum Verhältnis zu den bestehenden bilateralen 

Abkommen Deutschlands mit Drittstaaten vgl. Süß, Der 
Vorbehalt zugunsten bilateraler Abkommen mit 
Drittstaaten, in: Dutta/Herrler (Hrsg.), Die Europäische 
Erbrechtsverordnung, 2014, S. 181-197 
7
 Zum Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts in der 

EuErbVO s. Lipp, in: Lipp/Münch (Hrsg.), Die neue 
Europäische Erbrechtsverordnung,  2016, S. 1, 4; s. ebenso 
Dutta, in: MüKoBGB, Bd. 10, 6. Aufl. 2015, Art. 4 
EuErbVO, Rn. 2 ff. 
8
 Der rechtspolitische Gedanke des Kollisionsrechts in der 

EuErbVO beruht auf der Sachnähe zwischen dem 
Erblasser und dem anwendbaren Recht, Looschelders, in: 
Hüßtege/Mansel, (Fn. 3), vor Art. 1 EuErbVO, Rn. 14 f.; 
Dutta, in: MüKoBGB, (Fn. 7), Art. 21 EuErbVO, Rn. 1; 
Thorn, in: Palandt, (Fn. 3), Vorbem. EuErbVO, Rn. 3 
9
 § 1936 BGB a.F. vor dem 1. Januar 2010, vgl. OLG 

München FamRZ 2011, 1756 

Erbrecht eines Bundeslandes auf den Wohnsitz bzw. 
den gewöhnlichen Aufenthalt des Erblassers ab.  
 
Es ist jedoch möglich, dass der Erblasser das 
anwendbare Recht durch Rechtswahl bestimmt (Art. 
22 Abs. 1 EuErbVO). In diesem Fall spielt die 
Staatsangehörigkeit des Erblassers eine 
entscheidende Rolle, da dieser eine Rechtswahl nur 
zugunsten des Rechts seiner Staatsangehörigkeit 
treffen kann.10

 Für unseren Ausgangsfall ist eine 
hypothetische Rechtswahl des Erblassers jedoch 
unerheblich, da aufgrund der deutschen 
Staatsangehörigkeit des E ohnehin deutsches Recht 
zur Anwendung käme.  
 
Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben 
das gesetzliche Erbrecht des eigenen Fiskus 
unterschiedlich gestaltet. Während der Fiskus in 
einigen Staaten wie in Deutschland ein privates 
Erbrecht erlangt,11 ist das Erbrecht anderer Staaten so 
normiert, dass der Staat durch einen hoheitlichen Akt 
Erbe des herrenlosen Nachlasses wird, der sich auf 
seinem Territorium befindet (sog. 
Aneignungsrecht).12

 Das kann zu der rechtlich 
unglücklichen Situation führen, dass beispielsweise 
das Land Niedersachsen sein privates Erbrecht über 
ein Grundstück in Frankreich durchsetzen möchte, 
gleichzeitig aber der französische Staat sein Erbrecht 
in der Form eines Aneignungsrechtes hat und ebenso 
die Erbenstellung über dieses Grundstück für sich 
reklamiert.13 Einen solchen Konflikt regelt Art. 33 
EuErbVO. Die Vorschrift bestimmt, dass das 
Aneignungsrecht des Mitgliedstaates, in dem sich der 
Nachlass befindet, Vorrang vor dem privaten 
Erbrecht eines anderen Staates hat. Der Vorrang wird 
allein durch das Recht der Nachlassgläubiger 
beschränkt, aus dem gesamten Nachlass die 
Befriedigung ihrer Forderungen zu suchen.14 Das hat 
zur Folge, dass sich das private Erbrecht des 
deutschen Staates nicht auf Nachlassgegenstände 
erstreckt, die sich in einem anderen Mitgliedstaat 

                                              
10

 Zur Rechtswahl in der EuErbVO s. Kroll-Ludwigs, in: 
Lipp/Münch (Hrsg.), (Fn. 7), S. 68 ff. 
11

 Das ist z.B. in Italien, Griechenland, Russland, in der 
Schweiz und in der Türkei der Fall, Hohloch, in: Erman, 
BGB Kommentar, Bd. 2, 14. Aufl. 2014, Art. 33 
EuErbVO, Rn. 1 
12

 Aneignungsrecht z.B. in Österreich (OLG München 
FamRZ 2011, 1756, 1757), Schweden (KG IPRax 1986, 
41) und Frankreich (Hohloch, in: Erman, [Fn. 11], Art. 33 
EuErbVO, Rn. 1) 
13

 Das ist ein Fall des positiven Normenkonflikts 
(Normenhäufung), Looschelders, in: Hüßtege/Mansel, (Fn. 
3), Art. 30 EuErbVO, Rn. 3 
14

 Vgl. Erwägungsgrund 56 EuErbVO 
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befinden und nach dessen Recht einem 
Aneignungsrecht unterliegen.15 Ob ein Staat ein 
privates Erbrecht oder ein Aneignungsrecht hat, ist 
eine Frage der Qualifikation des gesetzlichen 
Erbrechts des Staates.16

 In Spanien ist das gesetzliche 
Erbrecht des Fiskus genau wie in Deutschland ein 
privates Erbrecht,17

 sodass jedes deutsche Bundesland 
im Falle eines erbenlosen Nachlasses sein 
gesetzliches Erbrecht in Spanien durchsetzen kann. 
Das setzt selbstverständlich voraus, dass deutsches 
Recht kollisionsrechtlich anzuwenden ist. Gleiches 
gilt für den umgekehrten Fall, dass der spanische 
Fiskus gesetzlicher Erbe eines Erblassers wird, der 
Nachlassvermögen in Deutschland besaß. 
 
 
IV. Anerkennung deutscher Entscheidungen 
in Spanien 
 
Die Wirkung eines deutschen Erbscheins in Spanien 
wirft auch einige Fragen auf. Nach Art. 39 Abs. 1 
EuErbVO werden die in einem Mitgliedstaat 
ergangenen Entscheidungen in einem anderen 
Mitgliedstaat anerkannt, ohne dass es eines 
besonderen Verfahrens bedarf. Maßgeblich dafür ist 
die autonome Auslegung des Begriffes 
„Entscheidung“ im Sinne der EuErbVO.

18
 Umstritten 

ist, ob der deutsche Erbschein als eine Entscheidung 
im Sinne des Art. 39 Abs. 1 bzw. Art. 3 Abs. 1 lit. g 
EuErbVO anzusehen ist.

19
 

 
Teilweise wird die Ansicht vertreten, dass nationale 
Erbscheinverfahren von dem Anwendungsbereich der 
EuErbVO ausgeschlossen sind. Prima facie scheint 
das vor einem Gericht geführten Erbscheinverfahren 
vom Kapitel II EuErbVO (Zuständigkeit in 
Erbsachen) erfasst zu sein, da das deutsche 

                                              
15

 Hohloch, in: Erman, (Fn. 11), Art. 33 EuErbVO, Rn. 4   
16

 Dogmatische Studie zum gesetzlichen Erbrecht vieler 
europäischer Staaten und der USA in: Heckel, Martin, Das 
Fiskuserbrecht im internationalen Privatrecht: Eine 
rechtsvergleichende Untersuchung im Hinblick auf ein 
künftiges europäisches Erbkollisionsrecht, Tübingen, 
2006. 
17

 Hohloch, in: Erman, (Fn. 11), Art. 33 EuErbVO, Rn. 1; 
eine ausführliche Untersuchung in: De los Mozos, Anuario 
de Derecho Civil 1965, fascículo 2. 
18

 Looschelders, in: Hüßtege/Mansel, (Fn. 3), Art. 3 
EuErbVO, Rn. 20.  
19

 Die Erbnachweise der einzelnen Mitgliedstaaten müssen 
im Einzelfall geprüft werden. Eine pauschale Aussage, ob 
nationale Erbnachweise öffentliche Urkunden oder 
gerichtliche Entscheidungen im Sinne der EuErbVO sind, 
kann nicht getroffen werden, Walther, Der 
Gleichlaufgrundsatz – Abkehr oder Rückkehr?, Diss., 
2013, S. 177. 

Erbscheinverfahren ein potenziell kontradiktorisches 
Verfahren ist,

20
 wodurch das rechtliche Gehör der 

Beteiligten gewährleistet wird.
21

 Im Gegensatz dazu 
ergehen in anderen Mitgliedstaaten – insbesondere in 
Ländern romanischer Rechtstradition, wie u.a. 
Spanien –

22
 Erbnachweise nicht durch ein 

gerichtliches Verfahren, sondern durch die Tätigkeit 
eines Notars, der von einem Interessierten beauftragt 
wird.23 Die unterschiedliche Rechtsnatur der 
europäischen Erbnachweise würde dazu führen, dass 
nach Art. 39 Abs. 1 EuErbVO nur einzelne nationale 
Erbnachweise verkehren dürften.24

 Diese Folge wird 
als nur schwer zu rechtfertigende 
Ungleichbehandlung angesehen,25 sodass die 
Ausklammerung des nationalen Erbnach-
weisverfahrens vom Anwendungsbereich der 
EuErbVO grundsätzlich geboten sei.

26
 Diese Ansicht 

sieht im europäischen Nachlasszeugnis die 
Schließung der Lücke, die durch die 
Nichtanerkennung nationaler Erbnachweise 
hervorgerufen wird.

27
 

 
Die Gegenauffassung, die hier vertreten wird, nimmt 
diese Ungleichbehandlung in Kauf, da es höchst 
problematisch erscheint, dem deutschen Erbschein 
seine Eigenschaft als anerkennungsfähige 
Entscheidung abzusprechen.

28
 Gleichzeitig wird aber 

darauf hingewiesen, dass Erbnachweise, die ergehen, 
ohne dass bei Widersprüchen anderer Beteiligter der 
ausstellende Notar oder die Behörde über das 
streitige Erbrecht entscheiden, öffentliche Urkunden 
nach Art. 3 Abs. 1 lit. i EuErbVO und deshalb nach 
Art. 59 EuErbVO in anderen Mitgliedstaaten 
                                              
20

 Mayer, in: MüKoBGB, (Fn. 3), § 2353 BGB, Rn. 103; 
Weidlich, in: Palandt, (Fn. 3), § 2353 BGB, Rn. 50. 
21

 Mayer, in: MüKoBGB, (Fn. 3), § 2353 BGB, Rn. 104 f. 
22

 Fernández Sánchez, INF 2016, 14, 15.  
23

 Vgl. Buschbaum, in: Hager (Hrsg.), Die neue 
europäische Erbrechtsverordnung, 2013, S. 39, 57; In 
Spanien wurde die Zuständigkeit für den Erlass der „acta 
de notoriedad“ durch das Gesetz ley de jurisdicción 
voluntaria 15/2015 vom 2. Juli 2015 auf die Notare 
übertragen, B.O.E Nr. 158 vom 3. Juli 2015, S. 54068-
54201 (vgl. Art. 55 des Gesetztes ley del notariado, B.O.E 
Nr. 149 vom 29. Mai 1862, Ref. BOE-A-1862-4073). 
24

 Buschbaum, in: Hager (Hrsg.), (Fn. 23), S. 39, 57. 
25

 So Makowsky, in: Hüßtege/Mansel, (Fn. 3), Art. 4 
EuErbVO, Rn. 16.  
26

 So Makowsky, in: Hüßtege/Mansel, (Fn. 3), Art. 4 
EuErbVO, Rn. 17. 
27

 Makowsky, in: Hüßtege/Mansel, (Fn. 3), Art. 4 
EuErbVO, Rn. 17; Buschbaum, in: Hager (Hrsg.), (Fn. 
23), S. 39, 57. 
28

 Zu Recht Dutta, in: MüKoBGB, (Fn. 7), Art. 3 
EuErbVO, Rn. 13; vgl. Süß, ZEuP 2013, 725, 749. 
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anzuerkennen sind.
29

 Diese Lösung ist vor allem im 
Hinblick auf die Systematik der EuErbVO 
konsequent, da jeder nationale Erbnachweis entweder 
durch Art. 39 Abs. 1 oder Art. 59 Abs. 1 EuErbVO in 
anderen Mitgliedstaaten anerkannt wird, ohne seine 
Rechtsnatur zu verkennen. Diesem Lösungsansatz 
zufolge ist der deutsche Erbschein in Spanien nach 
Art. 36 Art. 59 Abs. 1 EuErbVO anzuerkennen.  
 
 
V. Eintragungsfähigkeit des deutschen 
Erbscheins ins spanische Grundbuch 
 
Mit der Anerkennung des deutschen Erbscheins in 
Spanien darf jedoch nicht dessen 
Eintragungsfähigkeit ins spanische Grundbuch 
verwechselt werden. Die Anerkennung ausländischer 
Entscheidungen reicht nicht für die Eintragung ins 
spanische Grundbuch, da registerrechtliche Aspekte 
vom Anwendungsbereich der EuErbVO ausdrücklich 
ausgenommen werden (Art. 1 Abs. 2 lit. l EuErbVO). 
Das hat zur Folge, dass sich die Eintragung ins 
spanische Grundbuch grundsätzlich nach 
innerstaatlichem Recht richtet.

30
 Nach Art. 59 Abs. 1 

der Ley 29/2015
31

 werden ausländische 
Entscheidungen eingetragen, wenn diese nach dem 
Recht des Staates, in dem sie ergangen sind, nicht 
mehr angefochten werden können. Wenn sie noch 
nicht rechtskräftig geworden sind, so können sie nur 
mit einer „bedingenden Anmerkung“ (anotación 
preventiva) eingetragen werden. Die Eintragung kann 
versagt werden, wenn die Entscheidung gegen das 
spanische ordre-public verstößt (Art. 46 Abs. 1 lit. a 
Ley 29/2015) oder wenn das Anhörungsrecht einer 
Partei verletzt worden ist (Art. 46 Abs. 1 lit. b Ley 
29/2015). Gleiches gilt, wenn die Behörde, die die 
Entscheidung erlassen hat, für die Rechtssache nicht 
zuständig war (Art. 46 Abs. 1 lit. c Ley 29/2015) 
oder die ausländische Entscheidung mit einer 
spanischen Entscheidung unvereinbar ist (Art. 46 
Abs. 1 lit. d Ley 29/2015). Die Unvereinbarkeit mit 
einer Entscheidung, die in einem anderen Staat 
erlassen worden ist, ist ebenso ein Grund für die 
Versagung der Eintragung, wenn diese in Spanien 
anerkannt werden kann (Art. 46 Abs. 1 lit. e Ley 

                                              
29

 Dutta, in: MüKoBGB, (Fn. 7), Art. 3 EuErbVO, Rn. 13; 
Buschbaum, in: Hager (Hrsg.), (Fn. 23), S. 39, 57; 
Buschbaum, in: Witzleb/Ellger/Mankowski/Merkt/Remien 
(Hrsg.), Festschrift für Dieter Martiny, 2014, S. 259, 267. 
30

 Zum spanischen Registerrecht im Allgemeinen s. De 
Verda Beamonte/Serra Rodríguez (Hrsg.), Derechos 
Reales, 4. Aufl. 2015, S. 409-422. 
31

 Gesetz Ley de cooperación jurídica internacional en 
materia civil, B.O.E Nr. 182 vom 31. Juli 2015, S. 65906-
65942. 

29/2015). Ferner wird die Eintragung nicht 
durchgeführt, wenn ein Verfahren zwischen den 
gleichen Parteien und mit dem gleichen Gegenstand 
in Spanien anhängig ist (Art. 46 Abs. 1 lit. f Ley 
29/2015). 
 
 
VI. Eintragung deutscher notarieller 
Urkunden ins spanische Grundbuch 
 
Die gleiche Frage bezüglich der Eintragungsfähigkeit 
ins spanische Grundbuch stellt sich bei notariellen 
Urkunden, die von einem deutschen Notar 
beurkundet wurden. Dies ist ebenso eine 
registerrechtliche Frage, die nicht von der 
Anerkennung im Sinne der EuErbVO erfasst wird. 
Bereits im Jahr 2012 hat das Tribunal Supremo 
entschieden, dass deutsche notarielle Urkunden ins 
spanische Grundbuch eintragungsfähig sind, wenn sie 
apostilliert und von einem vereidigten Dolmetscher 
übersetzt sind.

32
 Seine Argumentation hat das 

Tribunal Supremo insbesondere auf Art. 36 RH
33

 
gestützt, wonach ausländische Urkunden (in dem 
entschiedenen Fall ein notarieller Kaufvertrag) 
eingetragen werden können, wenn diese nach dem 
anwendbaren Recht gültig sind. Das anwendbare 
Recht setzt die Anwendung des Kollisionsrechts 
voraus, sodass das Tribunal Supremo an dieser Stelle 
mit Art. 11 CC gearbeitet hat.

34
 Nach dieser 

spanischen Kollisionsnorm richtet sich die 
Formgültigkeit eines Vertrages nach dem Recht des 
Staates, in dem dieser geschlossen wurde. Nach 
deutschem Recht war der Kaufvertrag formgültig, 
sodass die Eintragungsvoraussetzung des Art. 36 RH 
von dem Tribunal Supremo bejaht wurde. Hier taucht 
die berechtigte Frage auf, warum das höchste Gericht 
keine Rücksicht auf den Anwendungsvorrang des 
Art. 11 Abs. 1 Rom I-VO genommen hat. Die 
Anwendung der Rom I-VO hätte am Ergebnis nichts 
geändert, da die inhaltliche Regelung des Art. 11 
Abs. 1 Rom I-VO auch derjenigen des Art. 11 CC 
entspricht. Entscheidend ist allerdings – insbesondere 
für die Praxis –, dass das Tribunal Supremo einer 
deutschen notariellen Urkunde die 
Eintragungsfähigkeit zugesprochen hat.  
 
 
 

                                              
32

 Urteil Nr. 489/2007 vom 19. Juni 2012. 
33

 Reglamento hipotecario (Hypothekenverordnung), 
B.O.E Nr. 106 vom 16. April 1947, Ref. BOE-A-1947-
3843. 
34

 Urteil Nr. 489/2007 vom 19. Juni 2012, Fundamento de 
Derecho Nr. 4. 
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Mit dem Inkrafttreten der Ley 29/2015 hat sich die 
gesetzliche Lage hinsichtlich der 
Eintragungsfähigkeit ausländischer Urkunden etwas 
verändert. Nach Art. 60 der Ley 29/2015 werden 
ausländische Urkunden eingetragen, wenn 1) diese 
nach den „maßgeblichen Vorschriften“ 
eintragungsfähig sind, 2) die „Gleichwertigkeit“ 
zwischen der Tätigkeit eines ausländischen und 
spanischen Notars vorliegt und 3) die ausländische 
Urkunde die gleiche oder eine ähnliche Wirkung wie 
eine spanische hat. Das erste Erfordernis ist ohne 
Zweifel eine Verweisung auf die registerrechtlichen 
Normen, die die Eintragungsfähigkeit ausländischer 
Urkunden regeln. Hierfür ist die Auslegung des 
Tribunal Surpremo hinsichtlich des reglamento 
hipotecario maßgeblich. In seiner Entscheidung von 
2012 hat es die Eintragungsfähigkeit deutscher 
notarieller Urkunden nach spanischem Registerrecht 
bestätigt.  
 
Neu sind hingegen die zusätzlichen Anforderungen 
der Gleichwertigkeit oder Ähnlichkeit zwischen der 
Tätigkeit des ausländischen und des spanischen 
Notars einerseits und der Gleichwertigkeit oder 
Ähnlichkeit der Wirkungen der ausländischen und 
der spanischen Urkunde andererseits. Das Tribunal 
Supremo hat bereits vor dem Inkrafttreten der Ley 
29/2015 in seiner Entscheidung von 2012 folgendes 
geäußert: „(…) es ist evident, dass eine deutsche und 
eine spanische notarielle Urkunde hinsichtlich ihrer 
Gutglaubenswirkung gleichwertig sind“.

35
 In diesem 

Sinne kann wohl eine zumindest ähnliche Wirkung 
einer deutschen und einer spanischen Urkunde 
angenommen werden.  
 
Das dritte und letzte Erfordernis der Art. 60 Ley 
29/2015 dreht sich um die Gleichwertigkeit zwischen 
der Tätigkeit eines deutschen und eines spanischen 
Notars. Dieser Punkt sollte nicht problematisch sein, 
da das deutsche und spanische Notariat zum sog. 
Notariat lateinischer Prägung gehören und 
gleichwertige Funktionen haben.

36
  

 
Die Überlegungen führen zu dem Ergebnis, dass im 
Falle einer deutschen notariellen Urkunde die 
Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 60 der Ley 
29/2015 erfüllt sind. Folgt man den hier angeführten 
Ansätzen, so sind die deutschen notariellen Urkunden 
auch nach dem Inkrafttreten der Ley 29/2015 ins 
spanische Grundbuch eintragungsfähig.  
 
 
 
                                              
35

 Urteil Nr. 489/2007 vom 19. Juni 2012, Fundamento de 
Derecho Nr. 3. 
36

 Vgl. Baumann, MittRhNotK 1996, 1, 3 ff. 

VII. Apostillierung ausländischer Urkunden 
 
In Bereich der Apostillierung gibt es eine 
nennenswerte Neuerung auf europäischer Ebene. Im 
Rahmen eines grenzüberschreitenden Erbfalles mit 
Spanien ist der Urkundenverkehr nicht unüblich. 
Zurzeit hat Deutschland mit einigen Ländern (u.a. 
mit Frankreich

37
 oder Österreich

38
, nicht aber mit 

Spanien) internationale Abkommen geschlossen, 
nach denen im Verhältnis zwischen beiden 
Vertragsstaaten keinerlei Echtheitsnachweis 
erforderlich ist. Im Verhältnis zu den Vertragsstaaten 
des Haager Apostilleübereinkommens

39
 (u.a. 

Spanien) genügt eine Apostille zur Bestätigung der 
Echtheit einer Urkunde. Im Verhältnis zu den übrigen 
Staaten müssen ausländische Urkunden durch die 
deutsche Botschaft im jeweiligen Staat legalisiert 
werden, damit ihre Echtheit in Deutschland 
anerkannt wird.

40
  

 
Die Neuerung betrifft die Apostillierung von 
Personenstandsurkunden zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union.

41
 Durch die 

sog. ApostillenVO
42

, die mit Ausnahme von einigen 
Artikeln ab dem 16. Februar 2019 gelten wird, 
werden alle unter die Verordnung fallenden 
öffentlichen Urkunden und ihre beglaubigten Kopien 
von jeder Art der Legalisation und ähnlichen 
Förmlichkeiten befreit (Art. 4 ApostillenVO). Nach 
Art. 2 Abs. 1 ApostillenVO werden öffentliche 
Urkunden erfasst, die in erster Linie dazu dienen, 
einen oder mehrere der dort aufgelisteten 

                                              
37

 Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik über die Befreiung 
öffentlicher Urkunden von der Legalisation vom 13. 
September 1971, BGBl. 1974 II, S. 1100. 
38

 Deutsch-österreichischer Beglaubigungsvertrag vom 21. 
Juni 1923, RGBl. 1924 II, S. 61. 
39

 Haager Übereinkommen zur Befreiung ausländischer 
öffentlicher Urkunden von der Legalisation vom 5. 
Oktober 1961, BGBl. 1965 II, S. 876. 
40

 § 2 des Gesetztes regelt die Beglaubigung öffentlicher 
Urkunden, Gesetz vom 1. Mai 1878, RGBl. 1878, S. 89 = 
BGBl. III, S. 318-1. 
41

 Die Apostillierungspflicht sollte nach dem Vorschlag 
der Kommission u.a. auch für Handelsregisterauszüge und 
Grundstücksakten abgeschafft werden, KOM (2013) 228 
endg. Dieser Teil des Vorschlags ist im 
Gesetzgebungsverfahren gescheitert.  
42

 Verordnung 2016/1191 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 6. Juni 2016 zur Förderung der 
Freizügigkeit der Bürger durch die Vereinfachung der 
Anforderungen an die Vorlage bestimmter öffentlicher 
Urkunden innerhalb der Europäischen Union und zur 
Änderung der Verordnung Nr. 1024/2012, ABl. C 327 
vom 12. November 2013, S. 52. 
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Sachverhalte zu belegen (u.a. Geburt, Tod, Namen, 
Eheschließung und Adoption). Notarielle Urkunden 
fallen dabei unter den Begriff „öffentliche Urkunde“ 
(Art. 3 Abs. 1 ApostillenVO). Die 
Todesbescheinigung z.B. eines deutschen Erblassers, 
die vor einer spanischen Behörde vorzulegen ist, 
muss nach der ApostillenVO nicht mehr apostilliert 
werden.  
 
Die Beteiligten des Rechtsverkehrs müssen somit 
innerhalb der Europäischen Union nicht mehr die 
Last der Legalisation für bestimmte Urkunden tragen. 
Die Abschaffung der Apostillierung innerhalb der EU 
war ein Ziel, das der Europäischen Kommission 
besonders wichtig war, da diese ihrer Ansicht nach 
„eine ständige Quelle von Irritation und Frustration“ 
für den europäischen Bürger darstelle.

43
  

 
Wenn die Behörden eines Mitgliedstaates, in dem 
eine öffentliche Urkunde oder eine beglaubigte Kopie 
vorgelegt wird, berechtigte Zweifel an der Echtheit 
dieser öffentlichen Urkunde oder der beglaubigten 
Kopie haben, so kann eine Kontrolle der Echtheit der 
Dokumente im Empfangsstaat erfolgen (Art. 14 Abs. 
1 ApostillenVO). Das Kontrollverfahren wird von 
der Verordnung ausführlich geregelt. Relevanter als 
das Verfahren im Einzelnen ist für den Bürger die 
Dauer dieses Ersuchens. Nach der Verordnung sollte 
es maximal fünf Arbeitstage dauern. Wenn die 
Kontrolle von einer Zentralbehörde durchgeführt 
wird, verlängert sich diese gesetzliche Frist auf zehn 
Arbeitstage (Art. 14 Abs. 5 ApostillenVO).  
 
Trotz der neuen Regelung ist es vorgesehen, dass die 
Bürger auch innerhalb der Europäischen Union die 
Dokumente nach dem Haager 
Apostillenübereinkommen weiterhin mit der 
Apostille legalisieren können.

44
 Die Pflicht zur 

Apostillierung besteht zwar nicht mehr, es bleibt den 
Bürgern aber überlassen, ob sie die Apostille 
verwenden oder nicht. Ob die neue Verordnung in 
allen Fällen ein Vorteil für die Bürger mit sich bringt, 
kann bezweifelt werden. In Deutschland dauert der 
Erhalt einer Apostille erfahrungsgemäß ca. 24 
Stunden. Aus diesem Grund scheint die weitere 
Verwendung der Apostille aus zeitökonomischen 
Gründen empfehlenswert zu sein. Dadurch werden 
eventuelle Verzögerungen vermieden, die durch die 
Einleitung eines Echtheitskontrollverfahrens 
entstehen könnten. 
 
Von der Legalisation durch die Apostille werden 
hingegen sonstige öffentliche Urkunden, die nicht in 

                                              
43

 KOM (2010) 747 endg. S. 2 
44

 Erwägungsgrund 5 ApostillenVO 

den Anwendungsbereich der ApostillenVO fallen, 
nicht befreit. Die Aufzählung des Art. 2 Abs. 2 
ApostillenVO ist abschließend, sodass z.B. ein in 
Deutschland notariell beurkundeter Kaufvertrag 
weiterhin legalisiert werden soll. Das ist 
insbesondere für die Eintragung ins spanische 
Grundbuch wichtig, da Art. 36 RH die Legalisation 
ausländischer Urkunden als Voraussetzung für deren 
Eintragung verlangt.  
 
 
VIII. Schutz des wahren Erben und 
Registerpublizität 
 
Wenn der Erbe sein Recht an der Immobilie ins 
Grundbuch eingetragen hat, könnte das Finden eines 
Käufers in den zwei Jahren nach dem Tod des 
Erblassers schwierig sein. Grund dafür ist Art. 28 ley 
hipotecaria.

45
 Nach der Vorschrift wird ein Dritter, 

der ein Grundstück erwirbt, nicht durch die 
Registerpublizität geschützt, wenn der wahre Erbe 
(z.B. ein Pflichtteilsberechtigter) in den zwei Jahren 
nach dem Tod des Erblassers das Eigentum an der 
Immobilie vindiziert. Das gilt nicht, wenn das 
Eigentum zugunsten eines Pflichtteilsberechtigten 
(heredero forzoso) eingetragen wurde. In dem Fall, in 
dem der deutsche Fiskus Erbe ist, wird diese 
Ausnahme aber nicht eingreifen, da dieser nicht zu 
den Pflichtteilsberechtigten nach Art. 807 CC zählt. 
Die Regelung des Art. 28 ley hipotecaria könnte 
potenzielle Käufer von dem Abschluss des 
Kaufvertrages fernhalten, bis die zwei Jahre vorbei 
sind. Nach Ablauf dieser vorgesehenen Zeit greift der 
Publizitätsschutz mit absoluter Normalität ein. 
 
 
IX. Vertragsgestaltung mit Auslandsbezug 
 
Die niedersächsische Landeshaushaltsordnung sieht 
ein allgemeines Verwertungsgebot für entbehrliche 
Liegenschaften – auch aus Staatserbschaften – vor (§ 
64 Abs. 2 S. 3 Nds. LHO

46
). Das Land Niedersachsen 

wird mithin nach der Umschreibung des Eigentums 
in Spanien den Verkauf der Immobilie einleiten. Hier 
sind ebenfalls kollisionsrechtliche Überlegungen zu 
beachten, die im Rahmen der Vertragsgestaltung von 
Bedeutung sind. Art. 4 Abs. 1 lit. c Rom I-VO 
bestimmt, dass sich ein Vertrag, der ein dingliches 
Recht an einer unbeweglichen Sache zum 
Gegenstand hat, nach dem Recht des Staates richtet, 
in dem die unbewegliche Sache belegen ist. Die 

                                              
45

 Decreto de 8 de Febrero de 1946 por el que se aprueba 
la nueva redacción oficial de la Ley Hipotecaria, B.O.E 
Nr. 58, vom 27. Februar 1946, Ref. BOE-A-1946-2453 
46

 Nds. GVBl. 2001, 276 
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Anwendung dieser Vorschrift würde dazu führen, 
dass ein Kaufvertrag über die Immobilie des 
Beispiels sich nach spanischem Recht richtet. Davon 
weicht Art. 4 Abs. 3 Rom I-VO ab, wonach das 
Recht des Staates angewendet wird, zu dem der 
Vertrag eine offensichtlich engere Verbindung hat.

47
  

Schließt das Land Niedersachsen einen Kaufvertrag 
über die sich auf Mallorca befindende Immobilie mit 
einem deutschen Vertragspartner, dessen Wohnsitz in 
Deutschland ist, vor einem deutschen Notar, so 
könnte man annehmen, dass eine engere Verbindung 
zum deutschen Recht vorliegt.

48
 Darüber hinaus steht 

den Parteien eine Rechtswahlfreiheit offen. Durch 
Rechtswahl z.B. des deutschen Rechts können die 
Parteien nach Art. 3 Rom I-VO das anwendbare 
Recht bestimmen. Das wäre mit Sicherheit 
empfehlenswert, insbesondere wenn die andere Partei 
deutsche ist oder mit dem deutschen Recht vertraut 
ist. Somit wäre Rechtssicherheit über das 
anwendbare Recht gewahrt. Darüber hinaus sind 
Überlegungen hinsichtlich der Zuständigkeit für 
künftige Rechtsstreitigkeiten notwendig. Hier ist eine 
Rechtsberatung für den konkreten Einzelfall in 
Erwägung zu ziehen. 
 
 
X. Eigentumsaufgabe in Spanien 
 
In der Praxis ist es möglich, dass sich für eine geerbte 
Immobilie kein Käufer finden lässt und die Kosten 
für den Eigentümer durch öffentlich-rechtliche 
Belastungen (z.B. durch impuestos municipales, 
Stadtsteuern) unerträglich sind. Das gilt auch für den 
Ausgangsfall, in dem das Land Niedersachsen eine 
Immobilie in Spanien erbt. In einer solchen Situation 
ist die Überlegung berechtigt, ob das Eigentum durch 
den Eigentümer aufgegeben werden kann, um eine 
solche finanzielle Belastung zu vermeiden.  
Art. 6 Abs. 2 CC ermöglicht den Verzicht auf die 
gesetzlich anerkannten Rechte, wenn dies weder dem 
Gemeinwohl und der öffentlichen Ordnung 
zuwiderläuft noch Dritte schädigt. In der Lehre wird 
betont, dass zwei Elemente für eine effektive 
Eigentumsaufgabe kumulativ vorliegen müssen. Das 
erste Element ist der Wille des Eigentümers, seine 
Rechtsstellung nicht mehr ausüben zu wollen 
(animus derelinquendi). Das andere Element ist die 
tatsächliche Aufgabe der Sache (corpus 
derrelictionis).

49
 Die Folge der Eigentumsaufgabe ist 
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der Verlust aller Rechte und Pflichten, die aus der 
Rechtstellung als Eigentümer resultieren.

50
 Damit 

aber die Eigentumsaufgabe erga omnes effektiv wird, 
muss diese ins Grundbuch eingetragen werden.

51
  

 
Wenn das Eigentum an der Immobilie aufgegeben 
wurde, kann der Staat diese besetzen und durch 
Verwaltungsakt Eigentümer der herrenlosen Sache 
werden (Art. 17 ley 33/2013

52
). Zwischen der 

Eintragung der Aufgabeerklärung ins Grundbuch und 
der Übernahme der Immobilie durch den Staat gibt es 
eine Zeitspanne, in der z.B. Schulden der Stadt 
gegenüber entstehen können. Die Frage, ob die 
Eintragung der Eigentumsaufgabe ins Grundbuch 
von dieser Pflicht befreit, scheint eindeutig zu sein: 
Die Stadt könnte die Aufhebung dieser Eintragung 
mit Basis auf Art. 6 Abs. 2 CC beantragen.

53
 Die 

Rechtsprechung hat den Anspruch auf Aufhebung der 
Eintragung nach Art. 6 Ab. 2 CC so ausgelegt, dass 
die Eintragung dem Gläubiger gegenüber unwirksam 
bleibt, obwohl die Eintragung ins Grundbuch als 
solche nicht aufgehoben wird.

54
 Die Lösung der 

Rechtsprechung ist zu begrüßen, da es immerhin um 
den Schutz des bestimmten Dritten geht und keine 
Gründe ersichtlich sind, warum die Wirkung der 
Eintragung ansonsten aufgehoben werden sollte. Die 
Eigentumsaufgabe ist in Spanien registerrechtlich 
zulässig, kann aber aus den genannten Gründen nicht 
zu Lasten Dritter ausgeübt werden. 
 
 
XI.  Fazit  
 
Die in diesem Aufsatz ausgeführten Fragestellungen 
sind allgemeine Fragen der Abwicklung von 
Immobilien in Spanien. Der Umgang mit dem 
Erbkollisions- und dem spanischen Registerrecht 
wird in einem solchen Erbfall, in dem ein 
Bundesland oder der Bund gesetzlicher Erbe wird, 
kaum zu meiden sein. In solchen Fällen muss an 
erster Stelle geprüft werden, ob das jeweilige 
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Bundesland oder der Bund angesichts der Regelung 
des Art. 33 EuErbVO seine Erbstellung im Ausland 
überhaupt durchsetzen kann. Hier wurde der konkrete 
Fall in Spanien behandelt; die Frage stellt sich aber 
immer wieder in jedem Fall mit Bezug zu einem 
anderen EU-Mitgliedstaat. Gleiches gilt für das 
Registerrecht. Da dieser Bereich für die Europäische 
Union nicht vereinheitlicht worden ist, muss in jedem 
Fall das jeweilige nationale Registerrecht 
berücksichtigt und seine Einzelheiten studiert 
werden. Das bereitet nach dem Bericht der 
Oberfinanzdirektion Niedersachsen die größten 
Schwierigkeiten in der Praxis. Darüber hinaus stellt 

sich in den erwähnten Fällen eine Reihe von 
zusätzlichen Fragen kollisions- und sachrechtlicher 
Natur. Diese Fälle bilden in der Regel einen 
Komplex, bei dem eine anwaltliche Beratung nicht 
auszuschließen ist.    
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Spanien: Ausweitung der Betriebsstättenbesteuerung auf Kommissionsstrukturen* 
 

 
                                Frank Behrenz** und / y Joana Ordinas*** 

 
 
 

In
*
einer Entscheidung vom 20.06.2016 hat der für 

Steuersachen zuständige Senat der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit des Obersten 
Gerichtshofs (Tribunal Supremo, Sala de lo 
Contencioso-Administrativo - STS) im Revisions-
verfahren Nr. 2555/2015 („Dell Products Ltd.“) ein 
Urteil mit weitreichender Bedeutung für die 
Geschäftstätigkeit ausländischer Unternehmen in 
Spanien mittels sog. Kommissionärsstrukturen 
gefällt, welches man schlagwortartig als 
„Vorwegnahme von BEPS Aktionsplan 7 durch 
dynamische Auslegung von Doppel-
besteuerungsabkommen“ überschreiben könnte (vgl. 
zum Konzept der dynamischen Auslegung in Spanien 
Behrenz in Wassermeyer, DBA Spanien, Art. 3 Rz. 
14). 
 
Die Entscheidung ist der Schlusspunkt eines rund 10 
-jährigen Rechtsstreits, der mit dem Bericht der 
Zentralabteilung für Großbetriebsprüfungen der 

                                              
*
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Münchener Beck Verlag erscheinenden Zeitschrift 
Internationales Steuerrecht (IStR) für die freundliche 
Genehmigung zur Zweitveröffentlichung des vorliegenden 
Beitrages, der in Heft 17/16 vom 01.09.2016, im IStR- 
Länderbericht auf Seite 82 ff. erschienen ist. 

 
 

spanischen Finanzverwaltung (Delegación Central de 
Grandes Contribuyentes) vom 30.11.2006 über eine 
Betriebsprüfung ihren Anfang genommen hatte, 
welche am 16.09.2005 begann und sich auf die 
Steuerjahre 2000 bis 2003 bezog. Die zentrale 
Rechtsbehelfsstelle der spanischen Finanzbehörden 
(Tribunal Económico-Administrativo - TEAC) hatte 
am 15.03.2012 über den Einspruch der DPI vom 
29.12.2006, über die sich daran anschließende Klage 
hatte der für Steuersachen zuständige Senat der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit des Nationalen 
Obergerichts („Audiencia Nacional – Sala de lo 
Contencioso“ - AN) im Verfahren 182/2012 am 
08.06.2015 entschieden. Dem Fall lag im 
Wesentlichen folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Dell Products Ltd., („DPI“) ist eine 
Kapitalgesellschaft irischen Rechts mit Sitz und 
Geschäftsleitung in Irland, deren 
Geschäftsgegenstand die Vermarktung und der 
Vertrieb der Produkte der Marke DELL ist. Die 
Gesellschaft verfügt selbst weder über eigene 
sachliche Mittel noch über eigenes Personal, die für 
Ihre Geschäftstätigkeit erforderlichen Ressourcen 
werden von anderen Gesellschaften der DELL-
Gruppe auf vertraglicher Basis gegen Entgelt zur 
Verfügung gestellt. In Spanien hat die DPI die 
Vermarktung und den Vertrieb sowie den gesamten 
„After-Sales-Service“ über spanische Tochter-
kapitalgesellschaften in der Rechtsform der 
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Aktiengesellschaft (Sociedad Anónima - S.A.) 
organisiert. Der Vertrieb erfolgte hierbei 
insbesondere über die Dell España S.A. („DESA“), 
mit welcher am 01.01.1995 ein Kommissionsvertrag 
mit Exklusivität für das Vertragsgebiet Spanien 
abgeschlossen wurde, auf dessen Basis DESA im 
eigenen Namen aber für Rechnung von DPI handelte. 
Anderen spanischen Tochterkapitalgesellschaften 
unterlag die Steuerung aller dem Verkauf 
nachgelagerter Kundendienstleistungen wie etwa 
Installation, technischer Support und Abwicklung 
von Garantiefällen, die von unterschiedlichen 
spanischen Subunternehmern erbracht wurden, die 
nicht zur Dell-Gruppe gehören. 
 
Der Rechtsstreit konzentrierte sich auf die Frage, ob 
(1) DPI im Sinne von Art. 5 Abs. 1 des 
Doppelbesteuerungsabkommens zwischen Spanien 
und Irland vom 10.02.1994 (DBA), welches in den 
hier interessierenden Passagen dem OECD 
Musterabkommen von 1992 entspricht, in Spanien 
eine Betriebstätte bzw. (2) eine Vertreterbetriebstätte 
im Sinne von Art. 5 Abs. 5 DBA unterhielt und (3) 
welche Gewinne diesen Betriebstätten im Sinne von 
Art. 7 des DBA zugerechnet und in Spanien nach 
dem Gesetz über die Steuer auf Einkommen 
Auslandsansässiger (Ley del Impuesto sobre la Renta 
de No Residentes – LIRNR) besteuert werden 
konnten. 
 
 
I. Annahme einer Betriebstätte 
 
Unstreitig unterhielt die spanische DESA 
Geschäftsräume in Spanien, in der angestelltes 
Personal tätig war. Die irische Muttergesellschaft 
DPI verfügte ebenso unstreitig selbst über keinerlei 
Räumlichkeiten, weder in Irland noch in Spanien, so 
dass sich die Frage stellte, inwieweit dieser für ihre 
Geschäftstätigkeit die Räumlichkeiten ihrer 
spanischen Tochtergesellschaft indirekt zugerechnet 
werden konnten. Irrelevant ist für die Beantwortung 
dieser Frage, ob auch das Personal von DESA 
funktionell für DPI tätig war, da es, anders als im 
Umsatzsteuerrecht (vgl. Art. 44 MwSt-System-RL) 
nach dem Wortlaut von Art. 5 Abs. 1 des DBA und 
Textziffer 4.2 des Musterkommentars zu Art. 5 
OECD-MA nicht darauf ankomme, dass in einer 
festen Geschäftseinrichtung auch Personen tätig 
seien, es komme nur darauf an, ob durch die 
Geschäftseinrichtung auch die Geschäftstätigkeit von 
DPI ganz oder teilweise ausgeübt werde. Dass eine 
solche indirekte Zurechnung im Grundsatz möglich 
sei, folgt nach Auffassung des Gerichts aus einem 
Umkehrschluss aus Art. 5 Abs. 8 des DBA, wonach 
lediglich allein dadurch, dass DPI die spanische 
Tochtergesellschaft DESA beherrscht oder in 
Spanien (entweder durch eine Betriebsstätte oder auf 

andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, DESA nicht zur 
Betriebsstätte von DPI werde. Fraglich war daher, ob 
im vorliegenden Fall besondere Umstände vorlagen, 
die ausnahmsweise zu einer mittelbaren Zurechnung 
im vorgenannten Sinne führen. Zur Ausfüllung des 
Kriteriums der Verfügungsmacht („puesta a 
disposición“) verwies das Gericht auf die allgemeine 
Auslegungsregel von Art. 3 des spanischen 
Zivilgesetzbuches (Código Civil), wonach 
Gesetzesnormen nicht nur nach ihrem Wortlaut, dem 
Zusammenhang und der Historie sondern vor allem 
auch nach Maßgabe eines soziologischen Kriteriums 
(„criterio sociológico“), nämlich den zum Zeitpunkt 
der Anwendung der Norm vorzufindenden 
gesellschaftlichen Realitäten und nach dem Geist und 
dem Ziel der Normen auszulegen seien („[..] y la 
realidad social del tiempo en que han de ser 
aplicadas, atendiendo fundamentalmente al espíritu y 
finalidad de aquellas“). Bei der Auslegung von 
Doppelbesteuerungsabkommen nach Maßgabe ihrer 
Funktion und Ihrem Zweck dürften daher nicht die 
neuen Realitäten und die Globalisierung der 
Wirtschaft aus dem Auge verloren werden, die 
notwendigerweise eine entsprechend angepasste 
Interpretation verlangen würden, so dass es 
unerlässlich sei, diese auf die neuen 
unternehmerischen Geschäftsmodelle anzuwenden 
(„la nueva realidad y globalización mercantil que 
necesariamente exige una interpretación de la 
normativa aplicable adaptada a esta nueva realidad, 
en la que resulta imprescindible atender a la sustancia 
de los nuevos modelos de actividad empresarial“). 
Die von der Revisionsklägerin geforderte, streng am 
Wortlaut orientierte und statische Interpretation, wie 
diese etwa auch Gerichte in Norwegen und 
Frankreich für entsprechende Doppel-
besteuerungsabkommen vorgenommen hätten, sei 
nicht angemessen („No cabe, pues la interpretación 
estrictamente formalista-literal y estática que 
pretende la parte recurrente, aún cuando en 
momentos determinados tribunales de otros países, 
noruegos o franceses, como indica la parte recurrente 
hayan acudido a dichas interpretaciones de 
Convenios de Doble Imposición análogos al que nos 
ocupa”). 
 
Nach den getroffenen Feststellungen stelle sich bei 
einer an den wirtschaftlichen Realitäten 
ausgerichteten Gesamtbetrachtung die 
Geschäftsaktivität von DPI in Summe als 
substanzielle und bedeutsame Unternehmenstätigkeit 
in Spanien („presencia sustancial y significativa“) 
dar, die Tätigkeit der spanischen Tochtergesellschaft 
DESA sei für die Vermarktung und den Vertrieb von 
Produkten der Marke DELL essenziell und 
beschränke sich nicht auf eine bloße 
Kommissionärsfunktion. Vielmehr sichere der 
Vertrag DPI einen Grad von Kontrolle über die 
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Geschäftstätigkeit von DESA, der weit über das 
hinausgehe, was üblicherweise in einem 
Kommissionsvertrag vereinbart würde („poder de 
dirigir y controlar“), ein eigener 
Entscheidungsrahmen verbleibe DESA praktisch 
nicht. Damit gingen die Handlungen von DESA 
letztlich über das hinaus, was ein Kommissionär im 
Sinne von Art. 5 Abs. 7 des DBA normalerweise im 
Rahmen seiner ordentlichen Geschäftstätigkeit 
erledige. Für die Erfüllung des Erfordernisses der 
Verfügungsmacht über eine ständige 
Geschäftseinrichtung reiche es aus, wenn eine 
ausreichende Anzahl von Indizien darauf hindeute, 
dass die spanische Tochtergesellschaft ausschließlich 
auf Geheiß und im geschäftlichen Interesse der 
ausländischen Muttergesellschaft tätig sei („actúa 
íntegramente al servicio de la efectiva realización de 
la actividad de la empresa no residente“). 
 
DPI erbringe in Spanien damit sowohl direkt als auch 
indirekt in Geschäftseinrichtungen von DESA und 
anderen von dieser überwachten Subunternehmern 
ein breitgefächertes Spektrum („abanico muy 
amplio“) von Leistungen an spanische Endkunden, 
angefangen von der Bearbeitung des Marktes, der 
Werbung, über das Marketing, die Akquisition sowie 
der Abschluss von Verträgen mit den Kunden, die 
Abwicklung von Bestellungen, die Logistik bis zu 
der Lieferung nachgelagerten Kunden-
dienstleistungen wie Installationen, technischer 
Support, der Abwicklung von Garantiefällen. Die in 
Spanien realisierten Tätigkeiten seien funktional dem 
Kerngeschäft der DPI zuzurechnen („nucleares para y 
parte esencial del la actividad comercial“), so dass 
die Betriebsstättenausnahmen von Art. 5 Abs 4 des 
DBA nicht einschlägig seien. Hilfs- und 
Nebentätigkeiten in diesem Sinne würden 
demgegenüber nach Sachlage vielmehr im Sitzstaat 
der DPI verrichtet, in dem die Leistungen an die 
spanischen Kunden durch DPI aus Irland heraus 
fakturiert würden und die Kundenkommunikation oft 
über ein dort unterhaltenes Call Center abgewickelt 
würde. 
 
Zu berücksichtigen sei auch, dass in operativer 
Hinsicht die Funktionen der irischen Mutter- sowie 
der spanischen Tochtergesellschaften vielfach nicht 
klar trennbar („confusión operativa“) sei, die 
Muttergesellschaft verfüge weder im Sitzstaat noch 
in Spanien über eigene sachliche oder persönliche 
Mittel („ausencia de medios propios para desarrollar 
su actividad“), sämtliche Ressourcen würden DPI 
von anderen Unternehmen der Dell-Gruppe auf 
vertraglicher Basis entgeltlich zur Verfügung gestellt, 
so dass DPI selbst im Endeffekt eine leere Hülse sei 
(„sociedad vacía“). So sei etwa bei DESA 
angestelltes Vertriebspersonal zu DPI entsandt 

worden, tauche aber nach wie vor mit spanischer 
Adresse in Kundendokumentationen auf bzw. habe 
nicht selten eine Doppelfunktion („confusión y 
polivalencia del personal comercial“). Aus Sicht des 
Kunden sei bis zur Auftragsbestätigung per Internet 
oft völlig unklar, mit welcher Konzerngesellschaft 
ein Vertrag zustande käme, Kundenzahlungen 
würden für verschiedene Konzerngesellschaften über 
ein und das gleiche Konto einer der Gesellschaften 
der Dell-Gruppe geleistet und sodann aufgeteilt 
(„confusión y polivalencia de cuentas bancarias“). In 
vielen Fällen sei aufgrund nicht durchgängiger 
Dokumentation von Geschäftsvorfällen („confusión 
en la documentación comercial“) und der 
konzerninternen Übertragung von Kundenkarteien 
unklar, welcher Gesellschaft der Dell-Gruppe der 
Kunde denn in welchem Umfang zuzuordnen sei 
(„confusión o imprecición el la asignación de 
clientes“) und welche Leistung von welcher der 
beteiligten Gesellschaften denn nun im Endeffekt 
erbracht werde. Dem Verkauf nachgelagerte 
Kundendienstleistungen wie Installation, technischer 
Support und Abwicklung von Garantiefällen würden 
in Spanien zwar von durch die spanischen 
Tochtergesellschaften beauftragten und überwachten 
Drittunternehmen abgewickelt, der Kunde müsse 
jedoch aufgrund des Wortlauts der zugrunde 
liegenden Geschäftsbedingungen (z.B. 
Garantiebedingungen) regelmäßig davon ausgehen, 
dass es sich um Leistungen von DPI handele. 
Hinzukomme, dass die Rechte an der spanischen 
Internetdomain der spanischen Tochtergesellschaft 
zwar DESA gehörten, die letztlich auch über 
Personal zur Pflege der Domain verfüge, über die die 
webbasierten Geschäfte in Spanien abwickelt 
würden. Aufgrund der Erläuterungen im sich an den 
spanischen Markt richtenden Internetauftritt müsse 
ein Kunde im Übrigen jedoch davon ausgehen, dass 
es sich um einen solchen der DPI handle, zumal sich 
DPI im Kommissionsvertrag alle Immaterial-
güterrechte gesichert habe. 
 
Letztlich verschleiere DPI durch die gewählte 
Struktur eine eigene wirtschaftliche Aktivität in 
Spanien über die Einschaltung lokaler Einheiten („ 
[…] que se enmascare la actividad empresarial a 
través de otros agentes económicos“), die im 
spanischen Markt letztlich wie ein Spiegelbild der 
substanzlosen Auslandsgesellschaft handelten 
(„como empresa espejo a través de la que toma 
„cuerpo“ la entidad vacía“). Eine formalrechtliche 
Interpretation würde dazu führen, dass die 
Besteuerung einer dem wirtschaftlichen Gehalt nach 
substanziellen Vermarktung von Geräten und 
Produkten im Bereich IT über eine ständige 
Geschäftseinrichtung in Spanien durch 
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formalrechtliche Fragmentierung und Zersplitterung 
vermieden werden könnte. 
 
 
II. Vorliegen der Voraussetzungen einer 
Vertreterbetriebstätte 
 
Unabhängig von dem Vorstehenden stellte das 
Gericht fest, dass nach den getroffenen 
Feststellungen DESA auch als abhängiger Vertreter 
(„agente dependiente“) im Sinne von Art. 5 Abs. 5 
des DBA anzusehen sei. Hierbei sei zunächst zu 
berücksichtigen, dass nach Art. 246 des spanischen 
Handelsgesetzbuchs („Código de Comercio“ - 
CCom) die Sphären des Kommittenten (DPI) und des 
Dritten (Kunde) juristisch grundsätzlich getrennt 
blieben und nur der Kommissionär (DESA) dem 
Dritten gegenüber verpflichtet wird, was bei einer 
formaljuristischen Interpretation bedeutet, dass Art. 5 
Abs. 5 des DBA auf den hier vorliegenden Fall 
indirekter Stellvertretung bei der Handelskommission 
nicht anwendbar ist, da der Kommissionär im 
eigenen Namen handelt. Andererseits schreibe Art. 
253 CCom vor, dass bei einem wirksamen 
Vertragsabschluss durch den Kommissionär der 
Kommittent grundsätzlich verpflichtet ist, sämtliche 
Wirkungen des Geschäfts gegen sich gelten zu lassen 
und damit wirtschaftlich eine Verpflichtung im Sinne 
von Art. 5 Abs. 5 des DBA vorliege. Entscheidend 
sei letztlich eine Verpflichtung in funktionaler 
Hinsicht (“vinculación funcional”), es komme 
weniger auf formalrechtliche Aspekte sondern 
vielmehr auf eine funktional-faktische Analyse 
(“análisis funcional y fáctico”) der 
Geschäftsbeziehung in Bezug auf den Umfang und 
die Begrenzungen von Weisungen, des Grades der 
Kontrolle, die Übernahme von Risiken und die Art 
der unternehmerische Organisation der 
Geschäftsabläufe an. 
 
Einer Anwendung von Art. 5 Abs. 7 des DBA, der 
die Rechtsfigur des Kommissionärs erwähnt und das 
Vorliegen einer Vertreterbetriebstätte ausschließt, 
käme allerdings im vorliegenden Fall nicht in 
Betracht, da DESA aufgrund der Regelungen des 
vorliegenden Kommissionsvertrages im 
Geschäftsverkehr nicht unabhängig, sondern 
durchgängig nach Weisung von DPI handele. DESA 
sei verpflichtet, strikt allen Weisungen von DPI folge 
zu leisten und habe dieser regelmäßig über den 
Geschäftsverlauf zu berichten. DPI sei berechtigt, 
einseitig Preise und Vermittlungsprovisionen 
festzulegen sowie über die Annahme bzw. 
Zurückweisung von Aufträgen und den eventuellen 
Einkauf von Waren zu entscheiden und habe das 
Recht, nach Vorankündigung während der 
ordentlichen Geschäftszeiten die Räumlichkeiten von 
DESA zur Prüfung der Bücher zu betreten. 

Schließlich sichere der Vertrag DPI die vollständige 
Kontrolle über alle Immaterialgüterrechte. DESA 
würde zwar im Kommissionsvertrag als 
unabhängiges Unternehmen bezeichnet („contratista 
independiente“), die getroffenen Vereinbarungen als 
auch die tatsächliche Durchführung wiesen jedoch 
auf einen hohen Grad organischer und 
wirtschaftlicher Abhängigkeit auf. Verstärkt würde 
der Eindruck durch die Tatsache, dass es sich um 
einen Exklusivvertrag handle, worin die besondere 
enge wirtschaftliche Verbindung und Abhängigkeit 
(„vinculación y dependencia“) zu DPI zum Ausdruck 
komme. Nach Sachlage liege daher ein Fall von 
Ziffer 38.7 des OECD Musterkommentars zu Art. 5 
des Musterabkommens vor, also ein Fall in dem ein 
Kommissionär außerhalb des Rahmens seiner 
ordentlichen Geschäftstätigkeit (nämlich derjenigen 
eines Kommissionärs) handelt. 
 
Im Ergebnis nahm damit das Gericht eine 
Vertreterbetriebstätte an, was auf der bisherigen 
Linie der Rechtsprechung der spanischen 
Obergerichte, beispielsweise im Fall Roche España 
liegt (vgl. hierzu Wuermli, Begründet der 
Kommissionär bald eine Betriebstätte ?, Festschrift 
für Wassermeyer, 2015, Rz 15). 
 
 
III. Zuordnung des Betriebsstättengewinns 
 
Nach Art. 7 Abs. 1 und 2 des DBA i.V.m. Art. 12 
Abs. 1 Buchst. a LIRNR (Ley 41/1998; heute: Art. 15 
Real Decreto Legislativo 5/2004) sind nach 
Auffassung des Gerichts der spanischen Betriebstätte 
von DPI auf Basis der gebotenen funktionalen 
Betrachtungsweise nicht nur die 
Vermittlungsprovisionen von DESA sondern alle 
Einnahmen aus Direktumsätzen mit spanischen 
Endkunden zuzurechnen. Hierbei sei zu beachten, 
dass zwar zwischen der DPI Zentrale in Irland und 
einer Reihe von Großkunden der Geschäftsfelder 
„Global Segment“ und „International Account“ 
Rahmenvereinbarungen über Konditionen und 
Volumina getroffen wurden, die ohne Zutun der 
spanischen Betriebstätte zustande gekommen seien. 
Gleichwohl seien die daraufhin später realisierten 
Umsätze nicht dem irischen Stammhaus von DPI 
sondern der spanischen Betriebstätte zuzurechnen, da 
die Rahmenvereinbarungen keinerlei Verpflichtung 
zu Bestellungen oder Lieferungen beinhaltet hätten 
und Bestellungen einer gesonderten Konkretisierung 
unter Einschaltung der spanischen Betriebstätte 
bedurften. Auf der Grundlage von Art. 7 Abs. 3 des 
DBA seien bei der Ermittlung des 
Betriebsstättengewinns von DPI neben den 
Provisionszahlungen an DESA sämtliche andere 
Aufwendungen zu berücksichtigen, die funktional der 
Betriebsstätte zuzuordnen seien. In Abweichung von 
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der Auffassung der spanischen Finanzverwaltung 
(TEAC) sowie der Vorinstanz (AN) gehörten hierzu 
auch die Aufwendungen für an Mitarbeiter der DESA 
gewährten Stock Options der DELL Inc., USA. Denn 
diese Aufwendungen hätten ihre direkte Grundlage 
im Kommissionsvertrag, in welchem sich DPI 
gegenüber DESA verpflichtet hat, eine zusätzliche 
Vermittlungsprovision zur Finanzierung von 
Leistungsanreizen an Mitarbeiter von DESA zu 
zahlen. 
 
 
IV. Schlussbemerkung 
 
Trotz verschiedener Besonderheiten des 
entschiedenen Falls wird sich die Praxis darauf 
einzustellen haben, dass die spanische 
Finanzverwaltung das Urteil zum Anlass nimmt, 
systematisch Kommissionstrukturen daraufhin zu 
untersuchen, ob auch in andern Fällen 
Direktgeschäfte aus dem Ausland nach der Logik der 
Urteilsgründe in Spanien besteuert werden können. 

In der Gestaltungspraxis wird vermehrt auf eine 
nachweisbare operative und rechtliche Abgrenzung 
der Unternehmenstätigkeit innerhalb von 
Unternehmensgruppen anhand klar definierter 
Funktionen sowie deren tatsächlicher Durchführung 
in der Praxis zu achten sein, die den wirtschaftlichen 
Realitäten angemessen Rechnung trägt. Ein 
Augenmerk ist hierbei auch auf eine durchgängige 
Kommunikation des Geschäftsmodells und der 
Abläufe im Geschäftsverkehr zu achten, 
Inkonsistenzen zwischen Kundenkommunikation und 
Vereinbarungen innerhalb von Unternehmens-
gruppen können sich zu Lasten des Steuerpflichtigen 
auswirken. Last but not least zeigt der Fall, dass im 
Rahmen von Zentralisierungskonzepten aus 
steuerlicher Sicht auf eine funktionsgerechte 
Ausstattung von Konzerneinheiten mit einem 
sinnvollen Maß an eigenen sachlichen und 
persönlichen Mitteln geachtet werden sollte. 
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Die Wahrheitsfindung im deutschen Strafprozess 

La Búsqueda de la Verdad en el Procedimiento Penal Alemán 

 

Frank A. Haberstroh, M. A.* 

 

 

 
I. Der strafprozessuale Wahrheitsbegriff 
 
Vordringlichstes Bestreben des deutschen 
Strafprozesses ist die Erforschung der materiellen 
Wahrheit. Das Strafgericht wird hierzu mit der 
staatlichen Kompetenz ausgestattet, von Amts wegen 
den der Anklage zugrunde liegenden Sachverhalt 
aufzuklären, um so zu einer tat- und 
schuldangemessenen Verurteilung zu gelangen. Die 
Suche nach der „materiellen Wahrheit“ ist somit nicht 
zuletzt zwingende Konsequenz aus der Garantie der 
Würde und Eigenverantwortlichkeit des Menschen aus 
Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG, sowie des 
Rechtsstaatsprinzips.1 
 
Gegensätzlich zum strafprozessualen Wahr-
heitsverständnis verhält sich jenes des Zivilprozesses. 
Als prozessuale Verlängerung der im 
Privatrechtsverkehr bestehenden Privatautonomie wird 
hier der gerichtlich zu beurteilende Sachverhalt 
vornehmlich durch die Summe der Vorträge der 
beteiligten Parteien gebildet.

2
 Der so zusammengesetzte 

Sachverhalt wird in Abgrenzung zum Strafprozess als 
„formelle Wahrheit“ bezeichnet. 
 
Derselbe Lebenssachverhalt kann somit bereits auf 
tatsächlicher Ebene auf unterschiedliche Weise von der 
Straf- und Zivilgerichtsbarkeit beurteilt werden.

3
  

Hierbei stellt die formelle Wahrheit des Zivilprozesses 
aber keineswegs die zwingend begrenztere 
Tatsachengrundlage der beiden Wahrheitsverständnisse 
dar. Denn obgleich die materielle Wahrheit des 
Strafrechts dem Grunde nach eine umfassendere 
Wahrheit ist, da diese nicht auf das Parteienvorbringen 
begrenzt ist, unterliegt sie in ihrer Erforschung 
zahlreichen Einschränkungen, die der Zivilprozess nicht 
kennt.

4
 

I. El concepto de la verdad del procedimiento penal 
 
El principal objetivo del procedimiento penal alemán es 
la investigación de lo que se entiende en términos 
jurídicos por “verdad material”. A tal efecto se dota al 
juzgado penal con la competencia estatal de investigar 
de oficio el hecho en que se basa el cargo, para llegar a 
una condena proporcional a la culpa y al tipo de falta. 
La búsqueda de la “verdad material” resulta pues ser 
una consecuencia ineludible de la garantía de la 
dignidad y responsabilidad propia del ser humano 
(artículo 1 párrafo 1 y artículo 2 párrafo 1 de la 
Constitución Alemana “GG”) así como del Estado de 
Derecho. 
 
Opuesto al concepto de verdad del procedimiento penal, 
se encuentra el concepto de verdad del procedimiento 
civil. Como consecuencia procesual de la autonomía 
privada del tráfico jurídico privado, el hecho que tiene 
que ser evaluado por el juzgado, se compone 
principalmente de la suma de las presentaciones de las 
partes involucradas. Esta composición del hecho se 
denomina, en contraposición a la verdad material del 
procedimiento penal, “verdad formal”.  
 
Esto significa, que ya a nivel real, la misma situación 
puede ser evaluada de forma distinta por los tribunales 
civiles y penales. En este sentido sin embargo, la verdad 
formal del procedimiento civil no es de ninguna manera 
la base de hechos más reducida de ambos conceptos de 
verdad. Aunque la verdad material parezca ser la más 
completa – porque no está limitada a las presentaciones 
de las partes – su investigación está sometida a varias 
restricciones, desconocidas por el procedimiento civil. 
 
 
 
 

                                              
1
 BVerfG NJW 1977, 1525; BverfG NJW 2009, 2267;  

NJW 2013, 1058.  
2
 §§ 138 Abs. 3, 288 Abs. 1 ZPO.  

3
 Anschauliches Beispiel: Wolf, Christian und Schmitz, Hanna: Eine Frage der Wahrheit - Freispruch und Schadensersatz im 

Fall Kachelmann, 19.11.2012, Legal Tribune Online.   
4
 Freilich kann sich hier trefflich darüber gestritten werden, ob eine umfassende materielle Wahrheit nachträglich 

eingeschränkt wird oder ob die Einschränkungen bereits die immanenten Grenzen, also das Wesen der materiellen Wahrheit 
selbst, ausmachen. Der Verfasser geht vorliegend von Letzterem aus.  
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II.  Grenzen der Wahrheitsfindung 
 
Die Wahrheitsfindung im Strafprozess findet somit 
nicht um jeden Preis statt. Im Interesse eines 
rechtsstaatlichen Verfahrens und der verfassungsmäßig 
geschützten Rechtsgüter, wie der Menschenwürde in 
Art. 1 GG, dem Kernbereich zwischenmenschlicher 
Beziehungen in Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG 
oder der freien Berufsausübung von 
Berufsgeheimnisträgern in Art. 12 GG, werden 
vielmehr erhebliche Beschränkungen hingenommen. 
 
1. Zum Schutz des Beschuldigten 
 
Hinsichtlich des Beschuldigten selbst sind dies in erster 
Linie das Recht zu schweigen, die Möglichkeit 
Schutzbehauptungen aufzustellen und der in-dubio-pro-
reo-Grundsatz.  
 
 
Sowohl das Recht zu schweigen als auch das Recht zum 
Aufstellen von Schutzbehauptungen sind Ausprägungen 
des nemo-tenetur-Prinzips („nemo tenetur se ipsum 
accusare et nemo tenetur se ipsum prodere“). Dieser 
übergeordnete Rechtsgrundsatz entbindet den 
Beschuldigten von der Verpflichtung aktiv zur 
Sachverhaltsaufklärung beizutragen.

5
 Einfachgesetzlich 

findet er in der Belehrungspflicht über die 
Aussagefreiheit in § 136 Abs. 1 S. 2 StPO seine 
verfahrensrechtliche Absicherung.

6
 Der Gebrauch des 

Schweigerechts, stellt für die Wahrheitsfindung 
zunächst den Wegfall der Beschuldigtenaussage, als 
Beweismittel im weiteren Sinn, dar. Für die Bildung der 
materiellen Wahrheit hat dies im besten Fall keine 
Auswirkungen, wenn die entsprechenden Erkenntnisse 
aus anderen Beweismitteln gewonnen werden können. 
Im schlechtesten Fall hat er die fehlende 
Verarbeitungsmöglichkeit tatsächlich vorliegender 
Tataspekte bis hin zur gänzlichen Unaufklärbarkeit des 
Sachverhaltes zur Folge. 
 
 
Noch problematischer verhält es sich mit der 
Möglichkeit Schutzbehauptungen aufzustellen. Anders 
als beim Schweigen resultiert aus dieser nicht nur eine 
bloße Reduktion oder lückenhafte Version der 
Wirklichkeit; vielmehr wird die strafprozessuale 
Wahrheit in ihr Gegenteil verkehrt und die Unwahrheit 
und Lüge zu ihren konstituierenden Bestandteilen. 
Obgleich das Strafprozessrechtrecht kein 
ausdrückliches Recht zur Lüge kennt, ergibt sich die 
Möglichkeit Schutzbehauptungen aufzustellen im 

II. Limites en la búsqueda de la verdad 
 
Por lo tanto, la búsqueda de la verdad en el 
procedimiento penal no se efectúa a cualquier precio. 
Se asumen limitaciones importantes en interés de un 
proceso basado en el principio de la legalidad y de los 
bienes jurídicos protegidos por la constitución, como la 
dignidad humana en el Art. 1 GG, el núcleo central de 
las relaciones interpersonales en los Art. 1 y 2 GG o el 
libre ejercicio de la profesión por parte de profesionales 
con secretos profesionales en el Art. 12 GG. 
 
1. Con el fin de proteger al acusado 
 
En relación al acusado estas limitaciones son 
principalmente: el derecho a permanecer en silencio, la 
posibilidad de hacer afirmaciones falsas con el fin de 
autoprotegerse y el principio de presunción de 
inocencia (“in dubio pro reo”).  
 
Tanto el derecho a permanecer en silencio como el 
derecho de hacer afirmaciones falsas con el fin de 
autoprotegerse son manifestaciones de la máxima 
“nemo tenetur se ipsum accusare et nemo tenetur se 
ipsum prodere”. Este principio jurídico general, 
dispensa al acusado de la obligación de contribuir de 
forma activa en el esclarecimiento de los hechos. El 
deber del juez de informar sobre la libertad de declarar 
(§ 136 párrafo 1 segunda frase del Código Procesal 
Penal Alemán “StPO”) representa la garantía procesual 
de este principio. Para la búsqueda de la verdad, el 
ejercicio del derecho de permanecer en silencio 
representa en primer lugar la supresión de la 
declaración del acusado como fuente de conocimiento y 
elemento de prueba en un sentido amplio.  En el mejor 
de los casos esto no tiene influencia en la composición 
de la verdad material, siempre que los correspondientes 
conocimientos pueden ser extraídos de otros elementos 
de prueba. En el peor de los casos significa la 
imposibilidad de trabajar sobre algunas circunstancias 
reales del hecho, que puede comportar incluso el no 
esclarecimiento del asunto en su totalidad.  
 
Aún más problemática es la posibilidad de hacer 
afirmaciones falsas. A diferencia del permanecer en 
silencio, esta no tiene como consecuencia la simple 
reducción o versión parcial de la realidad, sino que 
transforma la verdad del procedimiento penal en lo 
contrario, volviéndose la falsedad y la mentira parte 
constituyente de la misma. Aunque el derecho 
procesual no contemple explícitamente el derecho a 
mentir, la posibilidad de hacer afirmaciones falsas, 
resulta de la conclusión a contrario de que desconoce 

                                              
5
 BverfG NJW 13, 1058, 1061; BGH NStZ 09, 705.  

6
 Vergleichbare Hinweispflichten finden sich in den §§ 115 Abs. 3 S. 1, 128 Abs. 1 S. 2, 163a Abs. 3 S. 2, 163a Abs. 4 S. 1 

und 243 Abs. 4 S. 1 StPO.  
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Gegenschluss daraus, dass es ebenso wenig eine 
Rechtspflicht zur Angabe der Wahrheit noch eine 
strafprozessuale Lügensanktion gibt.

7
 Somit nimmt der 

Gesetzgeber die Unwahrheit im eigentlichen Sinne als 
möglichen Teil der strafprozessualen Wahrheit hin. 
 
Als weiteres Einfallstor der Unwahrheit im Rahmen der 
materiellen Wahrheitsbildung kann der in-dubio-pro-
reo-Grundsatz angesehen werden. Er besagt, dass sich 
nach Ausschöpfung sämtlicher Beweismittel 
fortbestehende Zweifel an der Tat- und Schuldfrage 
zugunsten des Angeklagten auswirken müssen. 
Systematisch ist er zwar der prozessualen 
Wahrheitsfindung nachgeordnet und von dieser auch 
abzugrenzen, da er gerade die Art und Weise der 
materiell-rechtlichen Bewertung einer nicht hinreichend 
ermittelbaren Wahrheit regeln soll. Faktisch bewirkt er 
jedoch die Fiktion eines Lebenssachverhaltes, der für 
den Beschuldigten am günstigsten wäre. Folglich fließt 
dieser Grundsatz rückwirkend mit in die 
Wahrheitsfindung des Strafprozesses ein. Somit nimmt 
das Strafrecht auch hier in Hinblick auf die 
Unschuldsvermutung die Möglichkeit in Kauf, dass die 
Unwahrheit in Form eines solchen fiktiven 
Lebenssachverhaltes, der mitunter gegensätzlich zum 
tatsächlichen sein kann, in die Bildung der materiellen 
Wahrheit einfließt. 
 
2. Zum Schutz Dritter 
 
Das Prozessrecht ordnet das Ermittlungsbestreben des 
Staates vereinzelt auch schutzwürdigen Interessen 
Dritter und dem Schutz von Beziehungen des 
Beschuldigten zu Dritten unter. 
 
Zeugen, die in einem der in § 52 StPO genannten 
Näheverhältnisse zu dem Beschuldigten stehen, also mit 
diesem verlobt, verheiratet, verpartnert, nah verwandt 
oder verschwägert sind, können ihr Zeugnis verweigern 
und stehen nach ausdrücklicher Erklärung ihrer 
Verweigerung als Erkenntnisquellen nicht mehr zur 
Verfügung. Hier wiegen der Kernbereich 
zwischenmenschlicher Beziehungen, der Schutz der 
Familie aus Art. 6 GG sowie in mittelbarer Ausprägung 
auch das nemo-tenetur-Prinzip schwerer als der 
staatliche Ermittlungswille. 
 
Zeugen, die sich durch eine Aussage selbst in die 
Gefahr der Strafverfolgung bringen könnten, sind 
berechtigt gemäß § 55 StPO hinsichtlich entsprechender 
Fragen, die Auskunft zu verweigern. Eine umfassende 
Aussageverweigerung, wie in den Fällen des § 52 StPO, 
existiert hier jedoch nicht. Dies ist auch die zwingende 
Konsequenz aus dem Spannungsverhältnis des nemo-
tenetur-Prinzips und der Rolle des Zeugen als zentrales 

una obligación legal de declarar conforme a la verdad y 
de que no existe sanción por usar la mentira en el 
procedimiento penal. La falsedad propiamente dicha, es 
aceptada estructuralmente por el legislador como 
posible parte de verdad del procedimiento penal.  
 
Como otra forma de entrada de la falsedad en el marco 
de la creación de la verdad material puede considerarse 
el principio in dubio pro reo. Este dice que si tras 
explotar plenamente todos los medios de prueba 
persisten dudas sobre el hecho o la culpabilidad, estas 
dudas deben revertirse en beneficio del acusado. 
Aunque el principio “in dubio pro reo” sea 
sistemáticamente sucesorio a la búsqueda de la verdad 
procesual y tenga que ser diferenciado estrictamente de 
la misma porque está concebido precisamente para 
regular la manera en cómo valorar desde el punto de 
vista material una verdad que no se pudo determinar de 
forma concluyente, provoca de manera fáctica la ficción 
de un hecho que sería el más favorable para el acusado, 
incorporándose así de forma retroactiva en la búsqueda 
de la verdad del procedimiento penal. Que este hecho 
ficticio pueda ser falso e incluso opuesto al hecho real, 
es aceptado por el derecho penal para garantizar a la 
presunción de inocencia.  
 
 
 
2. Con el fin de proteger a terceros 
 
El derecho procesal en algunos casos supedita el interés 
estatal de llevar a cabo investigaciones penales, a 
intereses dignos de protección de terceros o la 
protección de relaciones del acusado con terceros.  
 
Testigos que tengan una relación personal según el § 52 
StPO con el acusado, es decir, prometidos, cónyuges, 
pareja inscrita, familiares cercanos o parientes, pueden 
denegar la declaración y no estar disponibles como 
fuentes de información tras la declaración explicita de 
la negativa. En estos casos el núcleo central de las 
relaciones interpersonales, la protección de la familia 
del articulo 6 GG y de forma indirecta la máxima 
“nemo tenetur”, pesan más que el interés estatal de 
llevar a cabo investigaciones penales.     
 
 
Testigos que con una declaración se podrían poner a sí 
mismos en riesgo de ser perseguidos penalmente, tienen 
el derecho según § 55 StPO de denegar la respuesta a 
las correspondientes preguntas. Al contrario de los 
casos del § 52 StPO, no existe pero un derecho de 
denegar la declaración de forma general. En todos los 
aspectos del hecho, en los que no se pone a sí mismo en 
riesgo de persecución penal, el testigo ha de prevalecer 

                                              
7
 BGHSt 3, 149, 152; 27, 374, 379f.  
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Beweismittel: In allen Tatsachenbereichen, in denen er 
sich nicht selbst in die Gefahr der Strafverfolgung 
begibt, soll der Zeuge weiterhin als Erkenntnisquelle 
nutzbar bleiben. 
 
Auch das Vertrauensverhältnis des Beschuldigten zu 
einzelnen Berufsgeheimnisträgern als Beziehung dessen 
zu Dritten ist als der Sachverhaltsermittlung gegenüber 
vorrangig anzusehen. Gemäß § 53 Abs. 1 StPO ist 
grundsätzlich derjenige zur Verweigerung des 
Zeugnisses berechtigt, der beispielsweise als 
Geistlicher, Verteidiger, Rechtsanwalt, Steuerberater, 
Arzt oder Zahnarzt für den Angeklagten tätig geworden 
ist. Entbindet der Beschudigte den Zeugen von seiner 
Verpflichtung zur Verschwiegenheit, entfällt das zu 
schützende Vertrauensverhältnis und der Zeuge darf 
seine Aussage nicht mehr verweigern. Liegt keine 
Entbindung von der Schweigepflicht vor kann sich der 
Berufsgeheimnisträger aber entgegen des 
Beschuldigtenwillens dennoch zur Aussage 
entschließen.

8
 Vom Gesetz wird damit das 

Vertrauensverhältnis zweier gleichwertiger Akteure 
geschützt, die auch einen gemeinsamen Willen zum 
Fortbestand dieses Vertrauensverhältnisses haben 
müssen. Halten beide daran fest, entfällt die 
Wahrnehmung des entsprechenden Zeugen als 
potentielle Erkenntnisquelle. 
 
3.  Zum Schutz des Rechtsstaates 
 
Erhebliche Beschränkungen bei der Wahrheitsfindung 
folgen schließlich aus dem Rechtsstaatsprinzip des Art. 
20 Abs. 3 GG. Der Staat ist als Rechtsstaat nicht nur 
dazu verpflichtet, den Sachverhalt hinreichend 
aufzuklären und gerecht zu sanktionieren. Im Zwiespalt 
hierzu muss er sich vielmehr auch selbst dazu 
verpflichten dem Beschuldigten einen fairen Prozess 
und eine grundrechtskonforme Behandlung seiner 
Person als dessen Subjekt zu garantieren. In Abkehr 
vom Inquisitionsverfahren, das noch im 19. Jahrhundert 
die Verwendung aller Beweismittel zur Überführung 
des Angeklagten gestattete,

9
 unterwirft sich der 

moderne Strafprozess daher umfassenden 
Beschränkungen bei der Erhebung und Verwertung von 
Beweisen gegen den Beschuldigten. Die 
Gewährleistung eines rechtsstaatskonformen 
Verfahrens wird hier der umfassenden Ermittlung der 
Wahrheit vorgezogen.  
 
 
 
 

utilizable como fuente de información.  
 
 
 
 
Otra relación del acusado con terceros, también 
prioritaria a la investigación estatal, es la relación de 
confianza del acusado con profesionales sujetos al 
secreto profesional. Según § 53 párrafo 1 StPO el que 
actuó para el acusado, por ejemplo como eclesiástico, 
defensor, abogado, asesor fiscal, médico o dentista, 
generalmente tiene el derecho de denegar su 
declaración. Si el acusado exime el testigo de su 
obligación de reserva,  se suprime la relación de 
confianza que ha de protegerse y el testigo no podrá 
denegar su declaración. En caso de que no lo exima, el 
profesional sujeto al secreto profesional puede decidir 
en contra de la voluntad del acusado y declarar. La ley 
por lo tanto, protege la relación de confianza entre dos 
actores iguales, que tienen que tener la voluntad 
comuna de mantener la continuidad de esta relación. Si 
ambos la sostienen, escinde la percepción del 
correspondiente testigo como posible fuente de 
información.  
 
 
 
 
3. Con el fin de proteger al Estado de Derecho 
 
Finalmente, hay importantes limitaciones en la 
búsqueda de la verdad que resultan del principio del 
Estado de Derecho establecido en el artículo 20 GG. El 
Estado, como Estado de Derecho, no solamente está 
obligado a esclarecer el hecho suficientemente y de 
llevarlo hacia una sanción justa. Sino que, en 
discrepancia a esto, también tiene que comprometerse a 
garantizar al acusado un juicio justo y un tratamiento 
como sujeto del mismo conforme a la constitución. 
Abandonando las prácticas del proceso inquisitivo, que 
aun en el siglo XIX permitía utilizar todos los medios 
de prueba para hacer que el acusado fuera convicto de 
un delito, el procedimiento penal moderno se somete a 
importantes limitaciones en el momento de la práctica y 
valoración de pruebas contra el acusado. Se prefiere 
pues la garantía de un procedimiento conforme con el 
Estado de Derecho a una investigación exhaustiva de la 
verdad.  
 
 
 
 
 

                                              
8
 vgl. BGHSt 15, 200, 202; Frankfurt StV 82, 414. Die strafprozessuale Verwertbarkeit einer solchen Aussage lässt berufs- und 

strafrechtliche Konsequenzen für den Berufsgeheimnisträger unberührt. 
9
 Rogall, Klaus: Der Beschuldigte als Beweismittel gegen sich selbst, Berlin 1977, S. 93.  
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Die damit verbundenen Einschränkungen der 
Informationsgewinnung werden klassischerweise in 
Beweiserhebungsverbote und Beweisverwertungs-
verbote unterteilt.  
 
Verbote bei der Erhebung von Beweisen betreffen 
sowohl die strafverfahrensrechtliche Aufklärungspflicht 
als auch die Grenzen der Beweiswürdigung. 
Beweiserhebungsverbote können an ein bestimmtes zu 
beweisendes Thema anknüpfen, wie etwa Staats-, 
Amts- und Wahlgeheimnisse

10
, dem richterlichen 

Beratungsgeheimnis unterliegende Tatsachen
11

 sowie 
bindende Feststellungen vorangegangener 
Verfahrensabschnitte

12
. Sie können auch eine 

bestimmte Art und Weise der Wahrheitsermittlung 
betreffen, wie es bei den in § 136a StPO genannten 
Methoden der Fall ist. Hierzu zählen die Misshandlung, 
die Ermüdung, der körperliche Eingriff, die 
Verabreichung von Mitteln, die Quälerei, die 
Täuschung und Hypnose. Schließlich können sich 
Beweiserhebungsverbote auch an bestimmte sachliche 
und persönliche Beweismittel anschließen. Dies ist bei 
den oben genannten Personen, die ihr Zeugnis 
verweigert haben, oder den Ergebnissen unzulässiger 
Personenuntersuchungen im Sinne des § 81c StPO 
gegeben. Für die Bildung der materiellen Wahrheit sind 
diese Verbote der Beweiserhebung jedoch nur dann 
relevant, wenn sich aus ihnen auch ein Verbot ihrer 
Verwertung ergibt, da das deutsche Strafprozessrecht 
die Verwertung von Beweisen, die wiederum 
ursprünglich dem Erhebungsverbot unterlagen, nicht 
zwingend ausschließt. 
 
Beweisverwertungsverbote haben zur Folge, dass 
bestimmte Informationen nicht in die 
Entscheidungsfindung miteinfließen dürfen. Somit darf 
der Richter die aus den Beweisen, deren Verwertung 
verboten ist, resultierenden Umstände weder 
berücksichtigen noch in die materielle Wahrheit 
einfließen lassen.

13
 Ausdrücklich normierte 

Verwertungsverbote und -einschränkungen finden sich 
unter anderem in § 136a Abs. 3 S. 2 StPO und in den §§ 
81a Abs. 3, 100d Abs. 5 Nr. 1, 3, 100i Abs. 2 S. 2, 161 
Abs. 2 S. 1 StPO.

14
 Erstere betrifft die in derselben 

Norm erfassten Beweiserhebungsverbote der Art und 
Weise. Die Letzteren normieren strenge 
Beschränkungen der Verwendung von Blutproben und 
personenbezogene Daten auf abschließend genannte 
Zwecke. Für die Beweiserhebungsverbote, für die der 

Estas limitaciones de investigación se dividen 
tradicionalmente en “prohibiciones de práctica de 
pruebas” (Beweiserhebungsverbote) y “prohibiciones 
de utilización de pruebas” (Beweisverwertungsverbote). 
  
Las prohibiciones de prácticas de prueba pueden ser 
relativas al deber de esclarecimiento del procedimiento 
penal así como a los límites de valoración de la prueba. 
Estas pueden estar vinculadas con temas de prueba 
concretos, como pueden ser secretos de estado, secretos 
oficiales, votos secretos, secretos de las deliberaciones 
y valoraciones judiciales establecidas en anteriores 
partes del procedimiento. También pueden ser relativas 
a la forma de investigación de la verdad, como es el 
caso de los métodos nombrados en el § 136a StPO. 
Estos incluyen los malos tratos, la fatiga, las 
alteraciones físicas, la administración de substancias, la 
tortura, el engaño y la hipnosis. Prohibiciones de 
prácticas de prueba también pueden estar relacionadas 
con tipos concretos de pruebas. Esto es el caso en las 
anteriormente mencionadas personas que han denegado 
la respuesta como testigos o en controles ilegales de 
personas según § 81c StPO. Estas prohibiciones de 
prácticas de pruebas solo son relevantes para la 
creación de la verdad material, si de ellas también 
resulta una prohibición de su posterior utilización, cosa 
que no está prevista por el derecho procesual alemán de 
forma obligatoria.  
 
 
 
 
 
 
Prohibiciones de utilización de pruebas hacen que 
determinadas informaciones no puedan ser incluidas en 
el proceso de decisión. Esto significa que el juez no 
puede ni considerar ni incluir los hechos que resultan de 
las correspondientes pruebas en la composición de la 
verdad material. Prohibiciones y restricciones de 
utilización de pruebas explícitamente reguladas se 
pueden encontrar en el § 136a párrafo 3 segunda frase y 
en los §§ 81a párrafo 3, 100d párrafo 5 numero 1, 3, 
100i párrafo 2 segunda frase, 161 párrafo 2 primera 
frase StPO. El primero regula la utilización de las en la 
misma norma nombradas prohibiciones de prácticas de 
prueba relativas a la forma de investigación. Los 
últimos establecen restricciones severas en la 
utilización de pruebas de sangre y datos personales para 
casos de utilización concretos. Para aquellas 

                                              
10

 vgl. § 93 StGB; § 54 StPO iVm §§ 67 f BBG, 14 SG; Art. 28 Abs. 1 S. 2, Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG.  
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 vgl. §§ 43, 45 DRiG.  
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 vgl. § 327 StPO; BGHSt 5, 252, 253; 10, 379, 383; 24, 185, 188; 28, 119, 121.  
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 Eisenberg, Ulrich: Beweisrecht der StPO, 9. Auflage, Berlin 2015, Rn. 331.  
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 Tabellarische Übersicht gesetzlich normierter Beweiserhebungsverbote bei: Haller/Konzen, Das Strafverfahren, 7. Auflage, 
Bonn 2014, Rn. 581f.   



160 informaciones III/16  

 

 

 

Gesetzgeber keine ausdrückliche Regelung hinsichtlich 
ihrer Verwertbarkeit vorgesehen hat, besteht wie bereits 
ausgeführt kein zwingendes Verbot ihrer späteren 
Verwertung. In diesen Fällen obliegt es dem Richter, im 
Einzelfall festzustellen, ob der Verstoß gegen das 
Beweiserhebungsverbot auch ein entsprechendes 
Beweisverwertungsverbot nach sich zieht.

15
 

 
 
 
III. Formelle Wahrheit im Strafprozess? 
 
Neben den genannten Beschränkungen bei der 
Wahrheitsermittlung wird der materielle 
Wahrheitsbegriff auch aus schlichten Gründen der 
Praktikabilität und Prozessökonomie weiter relativiert.  
Manche dieser Einschränkungen erscheinen, anders als 
die im vorherigen Abschnitt angeführten, teilweise nur 
schwer mit der Verfassung vereinbar. Insbesondere ist 
eine kritische Annäherung des materiellen 
Wahrheitsverständnisses an gerade jene formelle 
Wahrheit des zivilrechtlichen Parteienprozesses zu 
verzeichnen.  
 
1. Unvermeidbare formelle Elemente 
 
Zum Teil ist diese Formalisierung der materiellen 
Wahrheit Konsequenz der beschränkten menschlichen 
Erkenntnisfähigkeit und der Notwendigkeit einer 
leistungsfähigen Strafrechtspflege. Da es für den 
Menschen unmöglich ist, die Wirklichkeit als solche zu 
erfassen muss sich der Strafprozess mit der 
(materiellen) Wahrheit als tatsächliche Grundlage für 
eine Entscheidung begnügen.

16
 Diese Wahrheit kann 

aber eben nur die subjektive des Richters sein, die 
durch die selektiven Fragen der nach 
Tatbestandsmerkmalen suchenden anderen 
Prozessbeteiligten geprägt wird. Dies erkennt auch der 
Gesetzgeber an, wenn er in § 261 StPO normiert, dass 
der Richter für seine Entscheidungsfindung aus dem 
„Inbegriff der Verhandlung“ schöpft. Für die 
Wahrheitsfindung bedeutet dies jedoch, dass durch das 
tatbestandsbasierte Denken der Prozessbeteiligten und 
der damit verbundenen vorgeprägten Faktensuche die 
komplexe Wirklichkeit zusätzlich reduziert und im 
Sinne des selektiven Vorbringens der Prozessbeteiligten 
auch formalisiert wird.

17
  

 
 

prohibiciones de prácticas de prueba, para las que el 
legislador no ha indicado ninguna norma respectiva a su 
posterior utilización, no existe como anteriormente 
mencionado ninguna prohibición automática de su 
utilización. En estos casos le corresponde al juez 
averiguar en cada caso concreto, si la infracción de una 
prohibición de práctica de prueba también conlleva una 
correspondiente prohibición de utilización de pruebas.  
 
 
III. ¿Verdad formal en el procedimiento penal? 
 
Además de las mencionadas limitaciones en la 
búsqueda de la verdad, el concepto de verdad material 
también se ve adicionalmente relativizado por simples 
motivos de viabilidad y economía de procedimiento. 
Parte de estas limitaciones, en diferencia a las ya 
mencionadas, pueden parecer difícilmente compatibles 
con la constitución. Especialmente se puede observar 
un acercamiento crítico del concepto de verdad material 
a la verdad formal del procedimiento civil gobernado 
por las partes.   
 
 
1. Elementos formales ineludibles 
 
En parte esta formalización de la verdad material es 
consecuencia de las limitadas capacidades 
cognoscitivas del ser humano y de la necesidad de 
contar con una justicia penal eficaz. Dado que es 
imposible para el ser humano comprender la realidad 
como tal, el proceso penal tiene que contentarse con la 
verdad (material) como base real para su decisión. Esta 
verdad pero, solo puede ser la verdad subjetiva del juez, 
a su vez determinada por las preguntas selectivas de los 
otros participantes del proceso que buscan verificar los 
requisitos de la ley penal en cuestión. Esto también lo 
admite el legislador cuando establece en el § 261 StPO, 
que el juez extrae lo necesario para su toma de decisión 
de la “quintaesencia de la audiencia”.   Para la búsqueda 
de la verdad esto significa que como consecuencia del 
razonamiento centrado en requisitos legales y de la 
correspondiente búsqueda predeterminada de hechos 
concretos, la compleja realidad es reducida y 
formalizada en el sentido de los aportes selectivos de 
los participantes del proceso. 
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 Laut Eisenberg eines der „umstrittensten Probleme des Beweisrechts“, aaO Rn. 364; Ausführlich zur Thematik: Kühne, 
Hans-Heiner: Strafprozessrecht, 9. Auflage, Trier 2015, Rn. 907-913.  
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 Niethammer, Emil: Der Kampf um die Wahrheit im Strafverfahren, in: Festschrift für Wilhelm Sauer, Berlin 1949, S.26 
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 Bosch, Nicolas: Aspekte des nemo-tenetur-Prinzips aus verfassungsrechtlicher und strafprozessualer Sicht, Augsburg 1998, 
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2. Bewusste Formalisierung der strafprozessualen 
Wahrheit 
 
Dieser formalisierende Aspekt bei der materiellen 
Wahrheitssuche im Strafprozess findet sich aber nicht 
nur in der unvermeidbaren Natur der Sache selbst. Bei 
der Verfahrensart des Strafbefehls gemäß §§ 407 ff 
StPO sowie bei der Möglichkeit zur Verständigung im 
Strafprozess gemäß § 257c StPO (der sog. „Deal“) hat 
sich der Gesetzgeber zusätzlich auch positiv für eine 
Annäherung an den formellen Wahrheitsbegriff des 
Zivilprozesses entschieden.  
 
Der Strafbefehl setzt die Rechtsfolgen eines Vergehens 
schriftlich und ohne Hauptverhandlung fest. Er wird 
vom Amtsgericht auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
erlassen. Der Richter hat diesem Antrag zu entsprechen, 
wenn dem Erlass des Strafbefehls keine Bedenken 
entgegenstehen und ihm ein regulärer Strafprozess 
somit nicht erforderlich erscheint. Teil des Strafbefehls 
ist neben der festgesetzten Rechtsfolge eine 
ausführliche Beschreibung der zur Last gelegten Tat, 
die auf Grundlage der polizeilichen und 
staatsanwaltlichen Aktenlage gebildet wird. Legt der 
Betroffene, dem ein Strafbefehl zugestellt wurde, nicht 
innerhalb von zwei Wochen Einspruch ein, wird der 
Strafbefehl rechtskräftig und der Betroffene in aller 
Regel unwiderruflich verurteilt. Da mit Rechtskraft des 
Strafbefehls auch Strafklageverbrauch („ne bis in 
idem“) eintritt, kann es für den Betroffenen im 
Einzelfall sogar günstiger sein, dem auf Grundlage der 
Aktenlage gebildeten Tatvorwurf durch Nichterhebung 
des Einspruchs zuzustimmen. De facto bedeutet dies, 
dass dem Beschuldigten die Möglichkeit eingeräumt 
wird einem Sachverhaltsvorschlag der 
Staatsanwaltschaft zuzustimmen und sich gleich einem 
Zivilprozess für diese formelle Wahrheit zu 
entscheiden. 
 
Beim Deal ist die Nähe zum zivilrechtlichen 
Wahrheitsverständnis noch klarer erkennbar. Das 
Gericht kann sich hier, im Gegenzug zu einem 
umfassenden Geständnis des Beschuldigten, mit den 
Verfahrensbeteiligten über den weiteren Fortgang und 
das Ergebnis des Verfahrens verständigen. Gegenstand 
dieser Verständigung dürfen gemäß § 257c Abs. 2 StPO 
nur die zum Urteilsinhalt gehörenden Rechtsfolgen, 
sonstige verfahrensbezogene Maßnahmen im 
zugrundeliegenden Erkenntnisverfahren und das 
Prozessverhalten der Verfahrensbeteiligten sein. Die 
teilweise Steuerung und Einschränkbarkeit des auf die 
Ermittlung der materiellen Wahrheit gerichteten 
Strafprozesses durch die Parteien errinert an den 
Parteienprozess des Zivilrechts und die damit 
verbundene Bildung einer formellen Wahrheit.  
 
 
 

2. Formalización a sabiendas de la verdad del 
procedimiento penal 
 
La formalización de la búsqueda de la verdad material 
del procedimiento penal, no solo se encuentra en la 
ineludible naturaleza del mismo procedimiento, sino 
también en el tipo de procedimiento del orden penal del 
§ 407 StPO y siguientes (“Strafbefehl”) así como en el 
caso del acuerdo en el procedimiento penal según § 
257c StPO (el llamado “Deal”). En estos casos, el 
legislador de forma consiente se ha decantado al 
concepto de verdad formal del procedimiento civil.  
 
El orden penal establece las consecuencias legales de 
un delito por escrito y sin anterior juicio. Es dictado por 
el tribunal de primera instancia local (“Amtsgericht”) 
bajo solicitud de la Fiscalía. El tribunal tiene que 
atender esta solicitud, siempre que no haya dudas 
respecto al dictamen de un orden penal y que no le 
parezca necesario un juicio regular. Parte del orden 
penal es  además de la establecida consecuencia legal 
una detallada descripción de los hechos alegados, 
reconstruidos en base de los autos policiales y fiscales. 
Si la persona afectada no formula una objeción en un 
plazo de dos semanas, el orden penal se convierte en 
sentencia firme y la persona es condenada de forma 
normalmente irreversible. Dado que con la validez 
jurídica del orden jurídico también se agota el derecho a 
una posterior acción penal (“ne bis in idem”), puede ser 
para el acusado incluso más beneficioso de aceptar el 
hecho creado en base de los autos, mediante la 
consecuente no formulación de una objeción. Esto 
significa, que se le otorga al acusado la posibilidad de 
aceptar una propuesta del hecho de la fiscalía y de 
decidirse como en un proceso civil por esta verdad 
formal.  
 
 
 
La proximidad al concepto de verdad del procedimiento 
civil, es aún más reconocible en el “Deal”. En este caso 
el tribunal puede, a cambio de una confesión penal del 
acusado, acordar con los sujetos procesales el desarrollo 
y el resultado del procedimiento. Objetos de este 
acuerdo pueden ser según el § 257c párrafo 2 StPO: las 
consecuencias legales que forman parte de la sentencia, 
otras medidas relacionadas con el procedimiento del 
juicio declarativo y el comportamiento procesual de las 
partes. Este control parcial del desarrollo del 
procedimiento penal hace recordar el procedimiento 
regido por las partes del procedimiento civil y su 
correspondiente creación de una verdad formal.  
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Diese kritische Nähe des Deals zum formellen 
Wahrheitsbegriff des Zivilprozesses ist auch dem 
Bundesverfassungsgericht nicht entgangen. Bereits in 
den Leitsätzen seiner Entscheidung aus dem Jahr 
2013

18
, welche die Verfassungsmäßigkeit der 

Verständigung zum Gegenstand hatte, führt es an, dass 
„das im Grundgesetz verankerte Schuldprinzip und die 
mit ihm verbundene Pflicht zur Erforschung der 
materiellen Wahrheit [...][es ausschließe][...] die 
Handhabung der Wahrheitserforschung [...] zur freien 
Disposition der Verfahrensbeteiligten und des Gerichts 
zu stellen.“ Im selben Leitsatz stellt das 
Verfassungsgericht aber auch fest, dass „der in 
erheblichem Maße defizitäre Vollzug des 
Verständigungsgesetzes“ nicht zur 
Verfassungswidrigkeit des an sich „die Einhaltung der 
verfassungsrechtlichen Vorgaben in ausreichender 
Weise“ sichernden Verständigungsgesetzes führe.  
Hinsichtlich der Wahrung der Erforschung der 
materiellen Wahrheit sei dies laut den 
Entscheidungsgründen dadurch gegeben, dass die 
Möglichkeit einer Verständigung das Gericht nicht von 
der Pflicht zur Sachverhaltsaufklärung von Amts wegen 
entbinde. Der Wortlaut des § 257c Abs. 1 Satz 2 StPO 
sei insoweit eindeutig. Eine Verständigung könne 
niemals als solche Grundlage des Urteils sein. Auch 
eine bloßer Abgleich des verständigungsbasierten 
Geständnisses mit der Aktenlage sei für die 
erforderliche richterliche Überzeugungsbildung von der 
Wahrheit ungenügend.

19
  

 
Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
überrascht hinsichtlich der Pflicht zur Erforschung der 
materiellen Wahrheit jedoch in zweierlei Hinsicht: 
 
Zum Einen beleuchtet das Bundesverfassungsgericht in 
seinem Urteil den § 257c Abs. 2 Var. 3 StPO kaum im 
Hinblick auf die Voraussetzungen der materiellen 
Wahrheitsfindung. In diesem Absatz der Vorschrift 
über die Verständigung im Strafprozess wird 
ausdrücklich das Prozessverhalten der 
Verfahrensbeteiligten als möglicher Gegenstand einer 
Verständigung genannt. Damit ist die Geltendmachung 
prozessualer Rechte und insbesondere der Verzicht von 
Angeklagtem, Staatsanwaltschaft oder Nebenkläger auf 
das Stellen von Beweisanträgen vom Deal erfasst.

20
 Ein 

solcher Beweisantrag liegt vor, wenn ein 
Prozessbeteiligter in der Hauptverhandlung eine 
konkrete Tatsache behauptet und verlangt mittels eines 
bestimmt bezeichneten Beweismittels darüber Beweis 
zu erheben. Die Beweisantragsstellung zum 

La crítica proximidad del “Deal” al concepto de verdad 
del procedimiento civil, tampoco ha escapado a la 
atención del Tribunal Constitucional. En la conclusión 
de su sentencia del año 2013 sobre la constitucionalidad 
del acuerdo en el procedimiento penal señala que “el 
principio de culpabilidad protegido por la constitución y 
el vinculado deber de investigar la verdad material […] 
[imposibilita] […] de poner el manejo de la búsqueda 
de la verdad [...] a libre disposición de las partes y el 
tribunal.” En las mismas conclusiones también afirma, 
que “la altamente deficitaria  ejecución de la ley sobre 
acuerdos” no conlleva la inconstitucionalidad de esta 
ley, que en sí misma garantiza el “cumplimiento de las 
disposiciones constitucionales de manera suficiente”. 
La protección de la investigación de la verdad material, 
se da según los fundamentos jurídicos gracias al hecho, 
de que la posibilidad de un acuerdo en el procedimiento 
penal no exime al tribunal de su obligación de 
investigar el hecho de oficio. Según el Tribunal 
Constitucional el texto del § 257c párrafo 1 segunda 
frase StPO es claro al respecto. Un acuerdo nunca 
puede ser como tal la base de la sentencia. Lo mismo 
considera respecto a la mera comparación de la 
confesión penal del acusado con los autos, que tampoco 
es suficiente para la requerida convicción del juez sobre 
la verdad.  
 
 
 
 
 
 
La decisión del Tribunal Constitucional sorprende, con 
respecto a la obligación de buscar la verdad material, en 
dos aspectos: 
 
Por un lado, el Tribunal Constitucional examina en su 
sentencia solo escasamente el § 257c párrafo 2 variante 
3 StPO respecto a los requisitos de la búsqueda de la 
verdad material. En este párrafo de la ley sobre el 
acuerdo en el procedimiento penal se menciona 
explícitamente el comportamiento procesual de las 
partes como posible objeto de un acuerdo. Esto incluye 
el ejercicio de derechos procesuales y en especial la 
renuncia de acusado, fiscalía o acusador privado de 
hacer una petición de recibimiento de prueba, como 
parte del “Deal”. Una “petición de recibimiento de 
prueba” es la alegación de un hecho por una de las 
partes la cual se pretende comprobar mediante un 
medio de prueba concreto. Hacer de la petición de 
recibimiento de prueba un objeto negociable de un 
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 BVerfG NJW 2013, 1058 = Urt. v. 19.3.2013 – 2 BvR 2628/10, 2 BvR 2883/10, 2 BvR 2155/11.  
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 BVerfG NJW 2013, 1058, 1063 (Rz. 71); anders noch BGHSt 50, 40, 49 = NJW 2005, 1440.  
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 Meyer-Goßner/Schmitz, StPO-Kommentar, § 275c Rn. 14, 59. Auflage 2016, der in diesem Zusammenhang die bedenkliche 
Verknüpfung von prozessualem Wohlverhalten mit der Rechtsfolgenbemessung thematisiert.  
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verhandelbaren Gegenstand einer Verständigung zu 
machen bedeutet aber auch, dass die aus ihr 
resultierende mögliche Tatsachenerkenntnis zum 
Verhandlungsgegenstand gemacht wird. Dass das 
Ergebnis der entsprechenden Beweiswürdigung zu einer 
vollständigeren oder veränderten Sicht auf den 
Lebenssachverhalt führen könnte wird ignoriert und der 
aktuelle Erkenntnisstand somit als akzeptabler 
Ausschnitt der Wirklichkeit für und von allen 
Beteiligten ausgehandelt. Dem umfassenden 
Ermittlungsanspruch einer materiellen 
Wahrheitsfindung wird dies jedoch nicht gerecht und 
mithin eine formelle Wahrheit systemwidrig zur 
Grundlage der strafprozessualen Entscheidung gemacht. 
  
Zum Anderen, wenn man den Ausführungen und der 
Begründung des Bundesverfassungsgerichts zur 
Verfassungsmäßigkeit des Deals folgt, stellt sich 
unweigerlich auch die Frage nach möglichen 
Reibungspunkten des Strafbefehls mit dem 
Grundgesetz. Wie oben dargestellt unterscheidet sich 
ein Strafbefehl, der ohne Widerspruch des von ihm 
Betroffenen in Rechtskraft erwachsen ist, 
wertungsmäßig nicht von einem auf Grundlage einer 
ausgehandelten Wahrheit ergehenden Urteil. Selbst 
wenn das Schweigen auf den Strafbefehl als 
stillschweigendes Geständnis des Betroffenen 
hinsichtlich des vorgeworfenen Sachverhalts verstanden 
wird, so darf nicht vergessen werden, dass dieser 
Sachverhalt ausschließlich auf Grundlage der 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsakte konstruiert 
wird. Das Bundesverfassungsgericht beurteilt aber in 
seinem Urteil zum Deal auch einen bloßen Abgleich 
des verständigungsbasierten Geständnisses mit der 
Aktenlage als für die richterliche Überzeugungsbildung 
als ungenügend. Es ist nicht ersichtlich wieso für den 
Strafbefehl etwas grundsätzlich anderes gelten sollte. 
Wenn sie auch nicht zwingend zu einer 
Verfassungswidrigkeit des Strafbefehls führen, so 
zeigen diese Wertungswidersprüche doch wie 
zugunsten einer Verfahrensvereinfachung und -
ökonomisierung die formellen Tendenzen der 
Wahrheitssuche im Strafprozess die Grenzen des 
Grundgesetzes strapazieren.  
 
Eine Rückbesinnung der deutschen Justiz und 
Rechtsprechung auf das Konzept der materiellen 
Wahrheit ist daher von Nöten um dem vom 
Grundgesetz garantierten Schuldprinzip und 
Rechtsstaatsgedanken besser zu entsprechen. 
Insbesondere erscheinen eine Streichung des Abschnitts 
des Prozessverhaltens als Gegenstand einer 
Verständigung in § 257c Abs. 2 StPO und die 
Normierung der gerichtlichen Einholung einer 
schriftlichen Stellungnahme des Beschuldigten im 
Strafbefehlsverfahren als angezeigt. 
 
 

acuerdo puede significar que el posible conocimiento 
que podría surgir de ella fuera también un objeto 
negociable. Que el resultado de una correspondiente 
valoración de la prueba podría completar o cambiar la 
visión del hecho se ignora en estos casos, acordando el 
actual estado de conocimiento como aceptable 
fragmento de la realidad por todos las partes. Este 
modus operandi pero, no corresponde a la exigencia de 
investigación amplia y completa de la búsqueda de la 
verdad material y hace que la verdad formal se 
convierta contrariamente al sistema, en la base de una 
decisión penal.  
 
 
 
Por otro lado, si se acogen las consideraciones del 
Tribual Constitucional sobre el “Deal”, se plantea la 
pregunta de posibles fricciones también del “orden 
penal” con la Constitución Alemana. Como ya se 
indicó, un orden penal que tras la no formulación de 
una objeción se convierte en sentencia firme, no se 
diferencia valorativamente de una sentencia basada en 
una verdad negociada. Aun cuando se considere el 
permanecer en silencio tras recibir una orden penal 
como confesión tácita, tiene que tenerse en cuenta, que 
el hecho acusado se construye exclusivamente en base 
de los autos fiscales. El Tribunal Constitucional pero 
también considera en su sentencia sobre el “Deal” a la 
mera comparación de  la confesión penal del acusado 
con los autos, como insuficiente para la requerida 
convicción del juez sobre la verdad. Es difícil ver 
porque el orden penal se tendría que valorar de forma 
sustancialmente diferente. Aunque estas 
contradicciones no tengan que conllevar necesariamente 
a la inconstitucionalidad del orden penal como tal, 
demuestran con seguridad como las tendencias de 
formalización de la búsqueda de la verdad rozan los 
límites de la Constitución a favor de una simplificación 
y abaratamiento de los procedimientos penales.  
 
 
 
 
 
 
Por lo tanto es necesaria una recuperación del concepto 
de verdad material por parte de la justicia y 
jurisprudencia alemana, para responder de mejor 
manera a los principios de culpabilidad y Estado de 
Derecho. Especialmente parece recomendable eliminar 
la parte del comportamiento penal como objeto de un 
acuerdo del § 257c párrafo 2 StPO y de regular una 
petición judicial de una alegación escrita del acusado en 
el procedimiento de orden penal.  
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IV. Zusammenfassung 
 
Der deutsche Strafprozess bildet den 
entscheidungserheblichen Sachverhalt nach Maßgabe 
der „materiellen Wahrheit“. Hierbei unterliegt er 
zahlreichen Einschränkungen, die zum Schutz des 
Beschuldigten, Dritter und des Rechtsstaates von der 
Rechtsordnung hingenommen werden. Die menschliche 
Natur und die Prozessökonomie formalisieren die 
Wahrheitssuche im Strafprozess in unvermeidbarer 
Weise und nähern diesen an das Wahrheitsverständnis 
des Zivilprozesses an. Mit der Verfahrensart des 
Strafbefehls und der Möglichkeit zur Verständigung 
(„Deal“) hat sich der Gesetzgeber aber auch ganz 
bewusst für eine Annäherung an das Konzept der 
formellen Wahrheit entschieden. Diese Entwicklung ist 
mit Blick auf das Grundgesetz mit Sorge zu betrachten.  
 

IV. Resumen 
 
El proceso penal alemán construye el hecho en que se 
basa la sentencia según el concepto de “verdad 
material”. La correspondiente búsqueda de la verdad 
está sujeta a varias limitaciones que se aceptan con el 
fin de proteger al acusado, a terceros y al Estado de 
Derecho. La naturaleza humana y la economización del 
proceso formalizan la búsqueda de la verdad de forma 
ineludible, acercándola al concepto de verdad del 
procedimiento civil. Con el tipo de procedimiento del 
orden penal (“Strafbefehl”) y el acuerdo en el 
procedimiento penal (“Deal”), el legislador también ha 
optado por un acercamiento al concepto de verdad 
formal. Esta evolución es preocupante desde el punto de 
vista constitucional.  
 
 
 
 
 

 

*Rechtsassessor 
United Nations Office on Drugs 
and Crime (UNODC) 
La Paz (Bolivia) 
frank.haberstroh@unodc.org 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:frank.haberstroh@unodc.org


informaciones III/16 165 

 
Kurzbeiträge / Artículos breves 

 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Spanien: Kommission fordert Abschaffung der Mindesthonorare und 

der Beschränkungen multidisziplinärer Tätigkeiten für den Rechtsberuf des “Procuradores” 
(Prozessagenten) 

 

Vanessa-Ariane Guzek Hernando* 

 

Die Europäische Kommission hat am Donnerstag, 
den 17. November 2016 gegen Spanien, sowie auch 
gegen neun weitere Mitgliedstaaten (Deutschland, 
Österreich, Belgien, Dänemark, Ungarn, Italien, 
Litauen und Zypern) ein 
Vertragsverletzungsverfahren (mit Gründen 
versehene Stellungnahme gemäß Art. 258 AEUV) 
eingeleitet. Die in Spanien für die “Procuradores”  
geltenden Mindesthonorare, sowie die 
Beschränkungen multidisziplinärer Tätigkeiten der 
Rechtsberufe “Procurador” und “Abogados” seien 
nicht mit der Dienstleistungsrichtlinie vereinbar.  
 
Gemäß Art. 15 der Dienstleistungsrichtlinie 
beschränken Anforderungen wie vorgeschriebene 
Mindestpreise durch den Dienstleistungserbringer 
grundsätzlich die Dienstleistungsfreiheit im 
Binnenmarkt und können nur beibehalten werden, 
wenn sie aus zwingenden Gründen des 
Allgemeininteresses gerechtfertigt, verhältnismäßig 
und nicht diskriminierend sind. In ihrem im Rahmen 
der Dienstleistungsrichtlinie im Jahr 2013 
durchgeführten Peer-Reviews über Anforderungen an 
die Rechtsform, die Beteiligung am 
Gesellschaftsvermögen sowie Mindest- und/ oder 
Höchstpreise kam die Europäische Kommission zu 
dem Ergebnis, dass die verbindlichen Mindestpreise 
zur Sicherung der Qualität der Dienste in- und 
ausländischer Anbieter nicht nötig seien. Die freie 
Dienstleistungsfreiheit würde insofern erschwert, als 
Dienstleister nicht in Bezug auf Preise oder Qualität 
miteinander konkurrieren können, da neue 
Marktteilnehmer die Verbraucher nicht durch 
niedrigere Preise anziehen könnten oder davon 
abgehalten würden, höherwertige Dienstleistungen 
anzubieten. Auch würden den Verbrauchern somit 
wettbewerbsfähigere Preise vorenthalten. 
 

Obligatorische Mindestpreise, wie die des 
Rechtsberufs des “Procuradores” in Spanien stelle 
daher eine schwerwiegende Beschränkung für die 
Niederlassung von Dienstleistern dar, da sie die 
Wahlmöglichkeiten der Verbraucher und den 
Wettbewerb beeinträchtigen und es höchst fraglich 
sei, inwieweit vorgeschriebene Mindestpreise 
Dienstleistungen von hoher Qualität sicherstellen.  
 
Das Verbot für den Prozessagenten, gleichzeitig auch 
als Rechtsanwalt und im umgekehrten Fall tätig zu 
sein, verstoße  nach Auffassung der Europäischen 
Kommission gegen Art. 25 der 
Dienstleistungsrichtlinie, wonach Dienstleistungs-
erbringer keinen Anforderungen unterworfen werden 
dürfen, die sie verpflichten, ausschließlich eine 
bestimmte Tätigkeit auszuüben, oder die die 
gemeinschaftliche oder partnerschaftliche Ausübung 
unterschiedlicher Tätigkeiten beschränken.  
 
Spanien muss sich nun innerhalb der Frist von zwei 
Monaten in der Vorverfahrensphase des 
Vertragsverletzungsverfahrens gegen die begründete 
Stellungnahme der Kommission verteidigen oder die 
Vertragsverletzung beseitigen. Kommt Spanien der 
begründeten Stellungnahme der Kommission nicht 
nach, wird das gerichtliche Verfahren durch 
Klageerhebung vor dem EUGH eingeleitet, welches 
dann über die Frage, ob Spanien gegen die Eu-
Verträge verstößt und welche Maßnahmen zur 
Beseitigung der Vertragsverletzung ergriffen werden 
müssen, entscheidet.  

 
 

 

* Abogada & Rechtsanwältin, 
Monereo Meyer Marinel-lo 
Abogados, Madrid 
vguzek@mmmm.es; www.mmmm.es 
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Das spanische Verfassungsgericht erklärt weite Teile des Gerichtskostengesetzes für verfassungswidrig 
 

 
 

Michael Fries* 
 
 
 
In seiner am 29. Juli 2016 veröffentlichten 
Entscheidung vom 21. desselben Monats stellte das 
staatliche spanische Verfassungsgericht die 
Verfassungswidrigkeit einer Vielzahl der 
gesetzlichen Regelungen fest, mit denen im 
November 2012 in Spanien zum ersten Mal 
Gerichtskosten eingeführt worden waren. Das Urteil 
wurde am 15. August dieses Jahres im spanischen 
Staatsanzeiger (BOE) veröffentlicht und ist somit 
seitdem geltendes Recht.  
 
Der spanische Gesetzgeber hatte bereits 2013 die 
Gerichtskosten für natürliche Personen von sich aus 
wieder abgeschafft. 
 
Ausgangspunkt war ein von der sozialistischen Partei 
(PSOE) im Parlament eingeleitetes 
Normenkontrollverfahren, dem nun teilweise 
stattgegeben wurde. 
 
Das Gerichtskostengesetz sah in den jeweiligen 
Gerichtsbarkeiten für einzelne Prozesshandlungen 
unterschiedliche fixe und zusätzlich variable 
Gebührensätze vor.   
 
Die folgenden fixen Gebührensätze wurden für 
verfassungswidrig erklärt: 
 
a) Zivilgerichtsbarkeit 
- Berufung (800,- €) 
- Kassationsbeschwerde (1.200,- €) 
 
b) Verwaltungsgerichtsbarkeit 
- Einfache Verwaltungsklage (200,- €) 
- Ordentliche Verwaltungsklage (350,- €) 
- Berufung (800,- €) 
- Kassationsbeschwerde (1.200,- €) 
 
c) Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit 
- Berufung (500,- €) 
- Kassationsbeschwerde (750,- €) 
 
 
 
 
 

Es gelten damit nur noch in der Zivilgerichtsbarkeit 
für juristische Personen nur noch die folgenden fixen 
Gebührensätze: 
 
- Mahnantrag (100,- €) 
- Klage insolvenzrechtliches Nebenverfahren  

(100,- €) 
- Wechsel-/Scheckklage (150,- €) 
- Klage im mündlichen Verfahren (150,- €)  
- Antrag auf Vollstreckung außergerichtlicher  

Schuldtitel (200,- €) 
- Widerspruch gegen Vollstreckung  

gerichtlicher Titel (200,- €) 
- Gläubigerinsolvenzantrag (200,- €) 
- Klage im ordentlichen Verfahren (300,- €) 
 
Das spanische Verfassungsgericht erklärte darüber 
hinaus sämtliche variablen Gerichtsgebührensätze in 
allen Gerichtsbarkeiten für nichtig.  
 
Die Verfassungsrichter stellten allerdings auch 
ausdrücklich fest, dass bereits gezahlte 
Gerichtskosten nicht mehr zurückgefordert werden 
können. 
 
Das Gericht begründet seine in der Anwaltschaft mit 
allgemeiner Freude aufgenommene Urteil damit, dass 
die Einführung von Gerichtskosten zwar 
grundsätzlich verfassungsrechtlich unbedenklich sei, 
jedoch die Höhe der geregelten Gebührensätze ein 
Hindernis für den Zugang zu den Gerichten 
darstellen, was dem in Artikel 24.1 der spanischen 
Verfassung geregelten Prinzip des effektiven 
Rechtsschutzes entgegenstehe.   
  
Auf Ebene der Autonomen Gemeinschaften 
(Katalonien) geregelte Gerichtsgebühren sind von der 
Entscheidung nicht betroffen.     
 
 

 

* Abogado & Rechtsanwalt, Monereo, 
Meyer, Marinel-lo Abogados, Madrid 
mfries@mmmm.es; www.mmmm.es 
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Spanische Rechtsprechung / Jurisprudencia española 
 

zusammengestellt von / seleccionada por 
 

Tina Neskovic* 
 
 

 
I. Staatshaftung, Audiencia Nacional, Urteil 
390/2016 vom 24. Juni 2016 
 
Der Staat haftet für die verspätete Anerkennung 
eines im Ausland erworbenen Universitäts-
abschlusses. Indessen sind an das Vorliegen eines 
Schadens in Form des entgangenen Gewinns hohe 
Voraussetzungen zu stellen. 
 
Im vorliegenden Fall war im Jahre 1997 die 
Anerkennung des von der Fachhochschule Lippe 
verliehenen Titels „Diplom-Ingenieur Architektur“ 
als „Arquitecto técnico“ in Spanien beantragt 
worden. Im Jahre 2013 erging schließlich das 
Gerichtsurteil (derselben Kammer der Audiencia 
Nacional, welche auch das vorliegende Urteil 
sprach), mit welchem dem Kläger der gewünschte 
Titel anerkannt wurde. Zuvor war das Begehren des 
Klägers mehrfach von der Verwaltung abgewiesen 
worden, er hatte sich sogar erfolgreich an die 
Europäische Kommission gewandt, welche Spanien 
zur richtigen Anwendung der Richtlinie 89/48/EWG 
aufforderte, woraufhin er ein einjähriges 
beaufsichtigtes Praktikum ablegte und zuletzt doch 
erst vor Gericht die ersehnte Anerkennung seines 
deutschen Fachhochschultitels erhielt. 
 
Aufgrund des (wie die Audiencia Nacional selbst 
eingesteht) weitschweifenden, geradezu qualvollen 
Verwaltungsverfahrens beantragt der Kläger 
nunmehr Staatshaftung in Höhe von knapp 630.000€ 
vom Königreich Spanien. Besagter Schaden setzt 
sich aus dem erlittenen Verlust in Form der 
Anwaltskosten, dem immateriellen Schaden, sowie 
dem entgangenen Gewinn in Höhe von einer halben 
Million Euro zusammen. 
 
Das Gericht gibt der Klage teilweise statt. Es stellt in 
wenigen Sätzen fest, dass die Voraussetzungen für 
einen Staatshaftungsanspruch im vorliegenden Fall 
grundsätzlich gegeben sind. Genauergesagt ist ein der 
Verwaltung zurechenbares Handeln gegeben, 
welches zu einem ungerechtfertigten Schaden beim 
Kläger führte, den dieser nicht zu dulden brauche. 
Das Handeln war insbesondere auch kausal für den 
Schaden und es liegt kein Fall der höheren Gewalt 
vor. Das Gericht sieht einen tatsächlichen, 
individuellen, bezifferbaren Vermögensschaden als 

gegeben an, da der Kläger über Jahre hinweg nicht 
als „Arquitecto técnico“ habe arbeiten können.  
Damit ist der Schadenersatzanspruch grundsätzlich 
gegeben. Die Erstattung des erlittenen Verlusts 
(Anwaltskosten) verneint das Gericht jedoch, da 
diese lediglich durch die Auferlegung der 
Prozesskosten im Rahmen des Ursprungsverfahrens 
hätten erstattet werden können, was hier gerade nicht 
stattgefunden hatte. 
 
Den entgangenen Gewinn hatte der Kläger mittels 
eines Sachverständigengutachtens auf 502.000€ 
beziffert. Er habe sich daraus ergeben, dass er nicht 
als „Arquitecto técnico“, sondern nur als normaler 
Architekt habe arbeiten können. Die aus dieser Arbeit 
entstandenen Einkünfte seien im Gutachten auch vom 
erwarteten Gewinn abgezogen worden. Das Gericht 
weist indessen darauf hin, dass der 
Staatshaftungsanspruch nicht rein hypotethische oder 
mögliche Gewinne, sogenannte Gewinnträume, 
umfasst. Um dem Anspruch stattzuzgeben, hätte 
folglich der (ausgebliebene) Erhalt einer konkreten 
Summe bewiesen werden müssen, was hier auch 
nicht mit Hilfe des Gutachtens gelungen sei, da 
diesem nicht nur ein falsches Anfangsdatum zu 
Grunde lag, sondern es auf einem nicht 
nachvollziehbaren festen Monatseinkommen von 
2.000 € beruhte, und auch die Einbeziehung der 
Ausgaben, sowie die Anrechnung des tatsächlich 
erzielten Gewinns nicht nachzuvollziehen waren. 
 
Zuletzt forderte der Kläger die Erstattung des 
immateriellen Schadens aufgrund der durchlittenen 
Situation der Beklemmung, Angst und Unruhe. Diese 
sieht das Gericht nach Durchlesen seines ersten 
Urteils in dieser Sache, welches über Seiten hinweg 
den alptraumhaften Verwaltungsweg des Klägers 
erfasste, als bewiesen an und gesteht dem Kläger 
daher ohne weiteren Nachweis 120.000€ als Ersatz 
des immateriellen Schadens zu. 
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II. Prozessrecht, Zustellung bei Wohnsitz im 
Ausland, Tribunal Supremo, Urteil Nr. 795/2016, 
vom 1. März 2016 
 
Gemäß dem Gesetz über Eigentumsrechte und 
sonstige dingliche Rechte müssen 
Wohnungsmiteigentümer bei ihrer Wohnungs-
miteigentümergemeinschaft eine spanische 
Adresse angeben, an der ihnen Dokumente wie 
Zahlungsbescheide oder Klageschriften zugestellt 
werden können. Tun sie dies nicht, so ist die 
klagende Wohnungsmiteigentümergemeinschaft 
nicht dazu verpflichtet, weitere Nachforschungen 
zum tatsächlichen Wohnsitz des säumigen 
Miteigentümers anzustrengen. 
 
Dem Urteil liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 
einem säumigen Miteigentümer einer Immobilie auf 
Teneriffa wurde mehrfach erfolglos versucht, die 
Klageschrift im Rahmen eines durch die 
Miteigentümergemeinschaft gegen ihn eingeleitetes 
Mahnverfahrens zuzustellen. Der säumige 
Miteigentümer wohnte selbst nicht in der betroffenen 
Wohngemeinschaft und die Bewohner der 
benachbarten Wohnungen gaben an, er habe seinen 
Wohnsitz in Deutschland und käme nur selten nach 
Teneriffa. 
 
Das Verfahren wurde, den Regeln der spanischen 
Zivilprozessordnung folgend, in Abwesenheit des 
Schuldners fortgeführt. An seinem Ende erging der 
dazugehörige Vollstreckungsbescheid.  
 
Gegen diesen erhob der Schuldner Widerspruch, mit 
welchem er das Verfahren für nichtig erklären lassen 
wollte. Er berief sich dabei auf das angeblich 
missbräuchliche Verhalten der Klägerin, welche nicht 
nur die Adresse seines Wohnsitzes in Deutschland 
kannte, sondern aus einem früheren Rechtstreit auch 
die Adressen seines Anwalts und seines 
Prozessvertreters. Beides verschwieg die Klägerin 
nach Aussage des Widerspruchführers böswillig dem 
Instanzgericht um ungehindert einen 
Vollstreckungsbescheid gegen ihn zu erlangen. 
 
Der Oberste Gerichtshof kommt hier zu dem Schluss, 
dass der klagenden Wohnungseigentümer-
gemeinschaft kein missbräuchliches Verhalten 
unterstellt werden kann. Sie habe sich insbesondere 
an die anwendbaren Prozessnormen gehalten. 
Dagegen habe der Miteigentümer die ihm obligende 
Pflicht, eine Zustellungsadresse innerhalb Spaniens 
anzugeben, missachtet, weshalb normgemäß die 
Zustellung in seiner Wohnung vorzunehmen war, 
was hier auch geschah. Aufgrund der Nachteile, die 
sich in den letzten Jahren aufgrund der 
Wirtschaftskrise für viele Miteigen-

tümergemeinschaften aus dem Zahlungsverzug eines 
einzigen Miteigentümers ergeben haben, wurde das 
Gesetz über Eigentumsrechte und sonstige dingliche 
Rechte (Ley de Porpiedad Horizontal) mehrfach 
reformiert. In diesem Rahmen wurde auch die Pflicht 
der Miteigentümer eingeführt, eine Adresse zu 
hinterlegen, an welcher Zustellungen der 
Wohnungseigentümergemeinschaft an selbige 
vorgenommen werden können. Dies war 
insbesondere als prozessuales Mittel gedacht um eine 
Berufung der säumigen Miteigentümer auf die 
fehlende Zustellung unmöglich zu machen. Aus 
diesem Grunde ist nicht nachzuvollziehen, dass ein 
Miteigentümer, der diese Pflicht missachtet hat, nun 
der Wohnungseigentümergemeinschaft vorwirft, 
keine ausreichende Detektivarbeit zur Bestimmung 
seines gewöhnlichen Aufenthaltsortes geleistet zu 
haben um ihm dort den Mahnbescheid zuzustellen. 
Der Oberste Gerichtshof bestätigt, dass ein 
missbräuchliches Verhalten dann gegeben ist, wenn 
ein Kläger absichtlich eine Zustellung dadurch 
verhindert, dass er dem Gericht gegenüber die ihm 
bekannte, mögliche Adresse des Beklagten arglistig 
verschweigt um diesem so die Möglichkeit zu 
nehmen, sich angemessen vor Gericht zu verteidigen. 
Im vorliegenden Fall verneint der Oberste 
Gerichtshof dies jedoch, da die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft stets die nötige Sorgfalt 
gezeigt hatte, der Beklagte hingegen diese dadurch 
habe vermissen lassen, dass er seine Adresse – 
entgegen seiner gesetzlichen Pflicht – nicht bei der 
klagenden Wohnungseigentümergemeinschaft 
angegeben hatte. 
 
 
III. Schadenersatz bei verspätetem Flug, Juzgado 
de lo Mercantil de Palma de Mallorca, Urteil 
278/2016 vom 6. September 2016 
 
Der Schadenersatzanspruch aufgrund eines 
verspäteten Flugs gemäß der Verordnung (EG) 
261/2004 kann nicht nur vom Fluggast selbst 
geltend gemacht werden, sondern kann 
insbesondere abgetreten werden. 
 
Das Handelsgericht von Palma de Mallorca hat im 
vorliegenden Fall entschieden, dass nicht alle 
Schadenersatzansprüche höchstpersönlicher Natur 
sind und ausschließlich von der betroffenen Person 
geltend gemacht werden können. Konkret ging es 
darum, dass eine Privatperson ihren Anspruch gegen 
Air Europa aufgrund eines verspäteten Fluges an die 
deutsche Flightright GmbH abgetreten hatte. Die 
verklagte Fluggesellschaft brachte dagegen vor, der 
klagenden deutschen GmbH mangele es an der 
aktiven Klagebefugnis, weshalb die Klage 
abzuweisen sei. 
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Dagegen erkennt das Gericht die Klagebefugnis der 
Gesellschaft unter Berücksichtigung des Urteils des 
EuGH vom 17. Februar 2016 in der Rechtssache 
C-429/14 an. Der EuGH führt in Randnummer 25 des 
besagten Urteils aus, dass  „Art. 29 des 
Übereinkommens von Montreal, der die Ansprüche 
betrifft, vorsieht, dass bei der Beförderung von 
Reisenden, Reisegepäck und Gütern ein Anspruch 
auf Schadensersatz, auf welchem Rechtsgrund er 
auch beruht – sei es das Übereinkommen selbst, ein 
Vertrag, eine unerlaubte Handlung oder ein sonstiger 
Rechtsgrund –, nur unter den Voraussetzungen und 
mit den Beschränkungen geltend gemacht werden 
kann, die in diesem Übereinkommen vorgesehen 
sind; die Frage, welche Personen zur Klage 
berechtigt sind und welche Rechte ihnen zustehen, 
wird hierdurch nicht berührt“. 
 
Das ergibt sich, gemäß der Argumentation des EuGH 
auch aus Art. 1 Abs. 1 des Übereinkommens von 
Montreal, der lediglich dessen Anwendungsbereich 
festlege: es gilt demnach für jede internationale 
Beförderung von Personen, Reisegepäck oder 
Gütern, die durch Luftfahrzeuge gegen Entgelt 
erfolgt. Diese Bestimmung beziehe sich allerdings 
allein auf den Anwendungsbereich des 
Übereinkommens ohne zu regeln, wer genau die für 
die Beförderung von Reisegepäck, Gütern oder 
Reisenden zuständigen internationalen 
Luftfrachtführer in Anspruch nehmen kann, weil ihm 
ein Schaden entstanden ist. 
 
Nach Ansicht des Gerichts ist der in der anwendbaren 
Verordnung 261/2004/EG festgesetzte Anspruch 
gegen das Luftfahrtunternehmen aufgrund seiner 
Beschaffenheit kein Recht, welches unabdingbar mit 
der Person des Gläubigers verwachsen ist. Die 
besagte Verordnung enthält ebensowenig ein 
Abtretungsverbot, sondern regelt lediglich die Höhe 
der Ansprüche der Fluggäste. 
 
Somit ist keine Ausnahme von der grundsätzlich 
gewährleisteten Abtretungsfreiheit von Ansprüchen 
gegeben. Derartige Ausnahmen sind, so das Gericht, 
lediglich das Vorliegen eines höchstpersönlichen 
Anspruchs oder ein vertraglich vereinbartes oder 
gesetzliches Abtretungsverbot.  
 
Zu berücksichtigen ist zudem, dass die Flightright 
GmbH hier nicht in die Position des Vertragspartners 
tritt, sondern es sich lediglich um die Abtretung eines 
Anspruchs gegen die Fluggesellschaft handelt. Daher 
ist für den wirksamen Gläubigerwechsel die einfache 
Benachrichtigung des Schuldners (hier: Air Europa) 
ausreichend, ohne dass es dessen Zustimmung 
bedürfte (anders, wenn der Vertrag in seiner 
Gesamtheit abgetreten worden wäre). 
 

Somit ist, unter Berücksichtigung der Absicht des 
internationalen Normgebers, das Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen zur Bejahung des 
Anspruchs ausreichend, ohne dass es auf eine 
bestimmte subjektive Eigenschaft des Klägers 
ankäme, welche einschränkend auf die 
Anspruchsdurchsetzung wirken würde. Der sich aus 
der EU-Fluggastverordnung ergebende Anspruch ist 
somit unabhängig davon durchsetzbar, ob es sich bei 
dem Kläger um den Fluggast selbst oder um eine 
andere Person handelt. 
 
 
IV. Mindestzinssatzklauseln, Juzgado de lo 
Mercantil Provincia de Navarra, Urteil Nr. 
284/2015 vom 17. Mai 2016 
 
Auch das Handelsgericht Navarra erklärt die 
gegenständlichen Mindestzinssatzklauseln für 
nichtig und verurteilt die beklagten 
Finanzinstitute entgegen des Urteils des Tribunal 
Supremo vom 25. März 2015 zur zeitlich 
unbegrenzten Rückzahlung aller in Anwendung 
derselben erhaltenen Zahlungen. 
 
Das vorliegende Urteil betrifft aufs Neue die nach 
wie vor umstrittene Rückwirkung der vom Obersten 
Gerichtshof für nichtig erklärten 
Mindestzinssatzklauseln. Wie in der INF I/2016 
besprochen, sollte die Nichtigkeit der besagten 
Klauseln lediglich beschränkte Rückwirkung 
entfalten (ab dem Tag der Verkündung des Urteils, 
welches sie für nichtig erklärt hatte, d.h. ab dem 9. 
Mai 2013). In derselben Ausgabe konnte jedoch 
bereits ein dem zuwiderlaufendes, späteres Urteil des 
Juzgado de lo Mercantil Núm. 2 de Zaragoza 
angeführt werden. 
 
Im selben Sinne hat nun auch das Handelsgericht in 
Navarra entscheiden und die beklagte Bank zur 
Rückzahlung aller im Rahmen der nichtigen Klauseln 
geleisteten Zinsen verurteilt, nicht nur ab dem 9. Mai 
2013. Begründet wird diese Entscheidung durch die 
über 20 Jahre hinweg stringente Rechtsprechung des 
Tribunal Supremo, in welcher die ex tunc-Wirkung 
der Nichtigkeitserklärung etabliert wurde. Zudem 
würde jede andere Auslegung zu einer 
ungerechtfertigten Bereichung auf Seiten der Bank 
führen, welche von der nichtigen Klausel profitiert 
hätte. Dies führt dazu, dass die aufgrund der 
nichtigen Klausel erhaltenen Zahlungen von der 
Bank inklusive Zinsen zurückgezahlt werden müssen. 
Im gegenteiligen Fall hätte sich die Bank durch die – 
von ihr selbst in den Vertrag geschriebenen nichtigen 
Klausel – einen ungerechtfertigten Vorteil zu Lasten 
der anderen Vertragspartei verschafft. An dieser 
Stelle weist das Gericht nochmals ausdrücklich 
darauf hin, dass es sich bei der anderen 
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Vertragspartei um (besonders schutzbedürftige) 
Verbraucher handelt. 
 
Das vorhergehende ergibt sich, nach Ansicht des 
Gerichts, aus der Richtlinie 93/13/EWG vom 5. April 
1993. Deren Art. 3 lautet: “Eine Vertragsklausel, die 
nicht im einzelnen ausgehandelt wurde, ist als 
mißbräuchlich anzusehen, wenn sie entgegen dem 
Gebot von Treu und Glauben zum Nachteil des 
Verbrauchers ein erhebliches und ungerechtfertigtes 
Mißverhältnis der vertraglichen Rechte und Pflichten 
der Vertragspartner verursacht”. Des Weiteren 
bestimmt Art. 6 der besagten Richtlinie, dass 
„mißbräuchliche Klauseln in Verträgen, die ein 
Gewerbetreibender mit einem Verbraucher 
geschlossen hat, für den Verbraucher unverbindlich 
sind“. 
 
Nach Ansicht des Handelsgerichts Navarra kann das 
in Verbraucherverträgen bestehende Ungleich-
gewicht nur durch aktives Einschreiten der Gerichte 
zugunsten des öffentlichen Interesses (hier des 
Verbraucherschutzes) beseitigt werden. Hier zitiert es 
das Urteil des EuGH in der Rechtssache C-618/10, 
Banco Español de Crédito SA gegen Joaquín 
Calderón Camino, in dem der EuGH zu dem Schluss 
kommt, „dass die nationalen Gerichte eine 
missbräuchliche Vertragsklausel nur für 
unanwendbar zu erklären haben, damit sie den 
Verbraucher nicht bindet, ohne dass sie befugt wären, 
deren Inhalt abzuändern“. Aus diesem Grunde lehnt 
es das Urteil des Obersten Gerichthofs Nr. 139/2015 
vom 25. März 2015 ab, da dieses eine Abänderung 
der nichtigen Klausel, nicht aber deren bloße 
Nichtanwendung, darstellen würde. 
Das Handelsgericht stellt sich damit, unter Berufung 
auf den Vorrang des Unionsrechts und der 
Rechtsprechung des EuGH, sowie der vorherigen 
jahrzehntelangen Rechtsprechung des Tribunal 
Supremo, gegen die jüngste höchstrichterliche 
Entscheidung. 
 
 
V. Der Fall Volkswagen und die ersten 
(widersprüchlichen) Gerichtsentscheidungen in 
Spanien 
 
A. Juzgado de Primera Instancia e Instrucción Nr. 
1 von Torrelavega, Urteil 94/2016 vom 19. Mai 
2016 
 
Das Urteil weist eine Klage gegen Volkswagen 
España und ein Autohaus derselben Marke ab, 
mit der ein Kunde den Kaufvertrag über ein vom 
Abgasskandal betroffenes Fahrzeug für nichtig 
erklären lassen wollte. Subsidiär wollte er vom 

Vertrag zurücktreten und den bezahlten 
Kaufpreis zurückerstattet bekommen. 
 
Zunächst stellt das Gericht die fehlende 
Passivlegitimation von Volkswagen Audi-España, 
dem Importeur der Marke in Spanien, fest. Die Firma 
führe die Fahrzeuge lediglich ein und platziere sie auf 
dem spanischen Markt, während der Verkauf an 
Endkunden über die verschiedenen Vertragshändler 
erfolge. Aus diesem Grunde sei sie nicht 
Vertragspartei und somit nicht passiv legitimiert. 
Auch die Anfechtung des Kaufvertrags mit dem 
Vertragshändler aufgrund arglistiger Täuschung lehnt 
das Gericht aus Mangel an Beweisen und aus 
Gründen der Rechtssicherheit ab. Es sei nach den 
vorgebrachten Beweisen nicht einmal ansatzweise 
ersichtlich geworden, dass die Geschäftsführung des 
beklagten Autohauses im Moment des 
Vertragsschlusses Kenntnis von der im Fahrzeug 
installierten mangelhaften Software gehabt hätte. 
Eine arglistige Täuschung lag somit nicht vor. 
 
Trotz Unkenntnis des Käufers hinsichtlich der 
installierten Mogelsoftware und deren Folgen für die 
Abgaswerte des Fahrzeugs sieht das Gericht keinen 
Willensmangel auf Seiten des Käufers und Klägers. 
Dies ergibt sich daraus, dass nicht bewiesen wurde, 
dass die angeblich geringeren Abgaswerte der 
Hauptgrund für den Fahrzeugkauf gewesen seien. 
Dabei hat derjenige, der sich auf den Willensmangel 
berufen möchte, hinreichend darzulegen, dass der 
Irrtum, dem er unterlegen ist, für den Vertragsschluss 
von entscheidender Bedeutung gewesen war und als 
Grundlage des Geschäfts angesehen werden konnte. 
Es reicht somit nicht irgendein Irrtum aus. 
 
Laut Urteil handelt es sich im vorliegenden Fall der 
Mangelsoftware nicht um einen rechtlich relevanten 
Irrtum, da das Fahrzeug fahrtüchtig ist und somit der 
Zweck des Vertrages erfüllt wurde. Insbesondere 
wurden die betroffenen Fahrzeuge nicht von den 
(inter-)nationalen Behörden aus dem Verkehr 
gezogen. Der Kläger hat ebensowenig überzeugend 
dargelegt, dass er eine besonders umweltbewusste 
Person sei, die mit dem neuen Auto mehr als nur ein 
Transportmittel zu einem für ihn angemessenem 
Preis erwerben wollte. 
 
Außerdem sei nicht bewiesen, dass das Fahrzeug 
besonders schädlich oder jedenfalls schädlicher als 
andere Fahrzeuge seiner Klasse sei. 
 
Des Weiteren sei ein Rücktritt durch den Kläger nur 
im Falle eines schwerwiegenden Vertragsbruchs 
gerechtfertigt, welcher hier nicht vorliege, da das 
Fahrzeug fahrtüchtig und somit zweckgemäß sei. 
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Das Gericht schließt auch einen Ersatz des Schadens 
aus, da ein solcher – insbesondere in Hinblick auf die 
Lebensdauer des Motors, den Benzinverbrauch oder 
die Antriebsstärke – von Klägerseite nicht 
ausreichend dargelegt worden sei. Ebensowenig hatte 
der Kläger geltend gemacht, zur Rückzahlung einer 
eventuell gewährten Subvention durch den 
spanischen Staat aufgefordert worden zu sein. 
 
Aus all diesen Gründen hält das Gericht die von 
Volkswagen angebotene Lösung einer kostenlosen 
Nachrüstung, unter Berufung auf einen Bericht des 
deutschen Kraftfahrt-Bundesamtes, somit für 
angemessen und ausreichend und weist die Klage in 
allen Punkten ab. 
 
B. Juzgado de Primera Instancia Nr. 12 von 
Valladolid, Urteil 291/2016 vom 25. Oktober 2016 
Das Urteil gibt einer Klage gegen Volkswagen 
España und ein Autohaus derselben Marke 
teilweise statt. Mit der Klage wollte der Kunde ein 
vom Abgasskandal betroffenes Fahrzeug 
austauschen lassen. Subsidiär beantragte er die 
Rückabwicklung des Kaufvertrags und 
Rückerstattung des bezahlten Kaufpreises oder, 
ebenfalls subsidiär zum vorhergehenden, die 
Entschädigung des entstandenen Schadens. 
 
Zunächst weist das Gericht den Anspruch auf 
Austausch des mit der Mogelsoftware ausgerüsteten 
Fahrzeugs gegen ein gleichwertiges oder besseres, 
neues Fahrzeug ab. Ein solcher Anspruch hätte sich 
aus Art. 114, 119.1 des spanischen 
Verbraucherschutzgesetzes (Real Decreto Legislativo 
1/2007, de 16 de noviembre, por el que se aprueba el 
texto refundido de la Ley General para la Defensa de 
los Consumidores y Usuarios y otras leyes 
complementarias) ergeben können. Indessen muss 
der besagte Anspruch innerhalb von 2 Jahren nach 
Übergabe der mangelhaften Ware an den 
Verbraucher geltend gemacht werden. Im 
vorliegenden Fall lagen der Kauf und die Übergabe 
des Fahrzeuges jedoch bereits 3 Jahre zurück, 
weshalb dieser Anspruch verjährt war. 
 
Subsidiär hatte der Kläger gefordert, den Kaufvertrag 
rückabzuwickeln (unter Rückgabe der gegenseitig 
erbrachten Leistungen) oder jedenfalls für den 
entstandenen Schaden entschädigt zu werden. Ein 
solcher Schadenersatzanspruch ergäbe sich, nach 
Angaben des vom Kläger beauftragten 
Sachverständigen, aufgrund der Tatsache, dass die 
von Volkswagen angebotene kostenlose 
Nachbesserung der Software zu einem erhöhten 
Dieselkonsum, einer niedrigeren Leistung und einem 
höheren Verschleiß der Gasfilter führe. Dabei konnte 
sich der Gutachter jedoch nicht auf Einzelheiten der 
neuen Software berufen, da Volkswagen sich in 

Bezug auf die Nachrüstung auf das 
Handelsgeheimnis beruft und jede Aussage zu den 
Details (sogar den eigenen Gutachtern gegenüber) 
verweigert.  
 
Dagegen hatten die beklagten Unternehmen geltend 
gemacht, die angebotene kostenlose Nachrüstung 
behebe den Softwarefehler, weshalb keine 
Vertragsverletzung vorliege, da das Fahrzeug seinen 
geplanten Zweck erfülle und voll funktionstauglich 
sei. 
 
Der Richter erwähnt in diesem Zusammenhang, dass 
Fahrzeuge, welche die europarechtlichen 
Genehmigungsregelungen umgangen und damit auf 
Verwaltungsebene verletzt haben, eigentlich nicht 
zirkulieren dürften. Jedoch sei diese Verletzung (im 
Moment) folgenlos, da Spanien bislang keine 
Regelung in dem Sinne getroffen habe, diese Autos 
aus dem Verkehr zu ziehen. Daher sei auf 
Vertragsebene (auf welche zur Lösung des 
Rechtsstreits abzustellen sei) eine Nichterfüllung 
gerade nicht gegeben. 
 
Anschließend bestätigt das Gericht, dass die 
Auswirkungen der von Volkswagen angebotenen 
Reparation im Prozess sogar vom Sachverständigen 
der Beklagten selbst nicht vollständig erläutert 
werden konnten: so schwieg dieser (in Ermangelung 
objektiver Daten eines vergleichbaren Fahrzeuges 
ähnlichen Alters) insbesonders hinsichtlich der 
Folgen für den Benzinverbrauch und die 
Motorleistung. Die erwähnten Gutachten des TÜV 
Nord und des Kraftfahrt-Bundesamtes könnten nicht 
zum Vergleich herangezogen werden, weil es sich bei 
den ausgewerteten Fahrzeugen um Neuwagen 
gehandelt hatte und den besagten Institutionen 
ebenfalls keine Details bezüglich der Aktualisierung 
der Mangelsoftware zur Verfügung gestellt worden 
waren. Der Richter hält es daher nach der vom VW-
Gutachter getätigten Aussage nicht für 
ausgeschlossen, dass die neue Software den 
Benzinverbauch und die Motorleistung beeinflusst. 
Im Anschluss geht er auf das Prinzip von Treu und 
Glauben ein, welches jedem Vertragsverhältnis zu 
Grunde zu liegen habe. Im vorliegenden Fall habe 
der Volkswagenkonzern durch die massenhafte 
Installation von Mogelsoftware zur Erfüllung der 
Genehmigungsbedingungen das besagte Prinzip 
verletzt. Das Vertrauen der Verbraucher in den 
Volkswagenkonzern sei gestört, gerade weil ein 
Unternehmen wie Volkswagen die Kontrollbehörden 
massiv getäuscht habe. Und auch die nun angebotene 
Reparatur unterliege der absoluten 
Geheimniskrämerei, ohne dass von Volkswagen 
selbst zweifelsfrei bewiesen worden wäre, ob die 
Reparatur für den Verbraucher wichtige negative 
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Auswirkungen auf den Benzinverbrauch und die 
Motorleistung habe. 
Der Richter kommt daher zu dem Schluss, dass eine 
teilweise Nichterfüllung aufgrund der Verletzung des 
Prinzips von Treu und Glauben gegeben sei. Diese 
sei auch sämtlichen Unternehmen des 
Volkswagenkonzerns, welche allesamt davon 
profitiert hätten, zuzurechnen. Deshalb sei die 
passive Klagebefugnis des Importeurs und des 
Autohauses kurzerhand zu bejahen – sie hafteten 
gemeinschaftlich mit dem deutschen Autohersteller 
selbst. Dies folge daraus, dass das Prinzip von Treu 
und Glauben nicht subjekt zu verstehen sei, sondern 
auf das objektive Vertrauen abzustellen sei, welches 
das fragliche Tun oder Unterlassen in einem Dritten 
hervorriefe. In diesem Sinne sei das betrügerische 
Verhalten dem Konzern zuzurechnen, weil dieser als 
Ganzes von besagtem Betrug profitiere. Deshalb 
habe auch der ganze Konzern den betroffenen 
Verbraucher als Gesamtschuldner zu entschädigen; 
nicht nur der deutsche Hersteller selbst, sondern auch 
der spanische Importeur und das spanische Autohaus, 
welche ja ebenfalls vom Ruf der Marke Volkswagen 
profitiert hätten. 
 
Der zu erstattende Schaden ergäbe sich somit aus der 
Verletzung des Grundsatzes von Treu und Glauben 
und dem Vertrauensverlust der Verbraucher und sei 
als solcher immateriell. Das Gericht stützt sich zur 
Berechnung auf den ursprünglichen Kaufpreis von 
50.065 Euro und gesteht dem klagenden Verbraucher 
ohne weitere Erklärung einen Ersatz in Höhe von 
10% desselben zu. 
 
Im Gegensatz zum vorher besprochenen Urteil, gibt 
das Amtsgericht Valladolid dem Kläger also 
teilweise Recht und gesteht ihm einen 
Schadenersatzanspruch in Höhe von 5.006,50 Euro 
gegen Volkswagen España und das beklagte 
Autohaus zu. 
 
 
VI. Strafrecht, Compliance 
 
A. Tribunal Supremo, Urteil Nr. 154/2016 vom 29. 
Februar 2016 
 
Voraussetzungen der Strafbarkeit juristischer 
Personen: Begehung einer vom Katalog des Art. 
31 bis CP erfassten Straftat durch eine, der 
juristischen Person angehörige, natürliche Person 
und Verletzung ihrer Pflicht wirksame 
Überwachungs- und Kontrollmechanismen 
einzurichten und anzuwenden, welche die 
Begehung von Straftaten verhindern sollen, durch 
die juristische Person. 
 

Mit Spannung war das erste Urteil des Obersten 
Gerichtshofs in Bezug auf die Strafbarkeit 
juristischer Personen gemäß Art. 31 bis des 
spanischen Strafgesetzbuches (CP) erwartet worden. 
Im vorliegenden Urteil erläuterte das Tribunal 
Supremo die Voraussetzung der Strafbarkeit 
juristischer Personen: zunächst müsse eine, der 
juristischen Person angehörige, natürliche Person 
eine Straftat begangen haben, welche vom Katalog 
des Art. 31 bis CP umfasst sei. Des Weiteren sei 
Strafbarkeitsvoraussetzung, dass die juristische 
Person ihre Pflicht wirksame Überwachungs- und 
Kontrollmechanismen, welche die Begehung von 
Straftaten verhindern sollen,  einzurichten und 
anzuwenden verletzt habe. Eine Strafbarkeit der 
juristischen Person komme demnach nur dann in 
Betracht, wenn die Begehung der Straftat durch die 
natürliche Person durch das Fehlen einer 
Unternehmenskultur der Achtung der geltenden 
Gesetze ermöglicht oder jedenfalls erleichtert worden 
sei. Besagte Unternehmenskultur müsse in Form von 
konkreten Kontroll- und Überwachungsmechanismen 
der Manager und dem ihnen unterstellten Personal, 
welche auf die Vermeidung besagter Straftaten zielen 
müssen, zum Ausdruck gekommen sein. 
 
Das Urteil unterscheidet dabei zwischen 
Unternehmen mit einem tatsächlichen, 
wirtschaftlichen Ziel und Tarnfirmen, welche keinen 
legitimen Zweck verfolgen, sondern einzig dem 
Begehen von Straftaten dienen. Letztere seien nach 
Ansicht des Tribunal Supremo nicht gemäß Art. 31 
bis CP zu behandeln. Hier erschöpfe sich der 
Strafvorwurf in der Verurteilung der natürlichen 
Person. Die juristische Person hingegen sei lediglich 
als Werkzeug des Täters zu betrachten, weshalb eine 
Verurteilung derselben keinen Strafzweck erfülle und 
daher auszubleiben habe. 
 
Das Gericht gibt keine eindeutige Antwort auf die in 
der Literatur viel diskutierte Frage, ob das Bestehen 
konkreter und wirksamer Kontroll- und 
Überwachungsmechanismen bereits den objektiven 
Tatbestand ausschließt (diese Meinung teilt die 
Mehrheit des Plenums des Tribunal Supremo) oder 
lediglich einen Rechtfertigungs- oder 
Schuldausschließungsgrund darstellt. 
 
Das Gericht bezieht sich ebenfalls ausdrücklich auf 
das Rundschreiben der spanischen 
Generalbundesanwaltschaft (Circular de la Fiscalía 
General del Estado 1/2016, vom 22. Januar 2016). Es 
eignet sich aus besagtem Rundschreiben 
insbesondere das Kriterium der „Unternehmenskultur 
der Achtung der geltenden Gesetze” oder auch 
„Compliance-Kultur“ an. Selbige gehe über das 
bloße Erfüllen der im Gesetz vorgesehenen 
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Bedingungen der Straflosigkeit hinaus. Dabei macht 
das Gericht auch darauf aufmerksam, dass sich dieses 
Kriterium nicht in eine automatische 
Unternehmensstrafbarkeit umwandeln dürfe, in der 
den Unternehmen die Beweislast auferlegt werde, 
den Nachweis ihrer Unschuld führen zu müssen. Dies 
habe erst recht im Fall der strafrechtlichen 
Verantwortung für Taten anderer (natürlicher 
Personen) zu gelten. 
 
Im vorliegenden Fall war indes zweifelsfrei bewiesen 
worden, dass im angeklagten Unternehmen keinerlei 
Mechanismen zur Verhinderung von Straftaten 
existierten. Aus diesem Grunde war die Verurteilung 
des Unternehmens als Folge der Straftaten gegen die 
öffentliche Gesundheit, welche von seinen Vertretern 
begangen worden waren, möglich. 
 
Das Tribunal Supremo stellt auch Überlegungen zu 
einem möglichen Interessenkonflikt der Vertreter des 
angeklagten Unternehmens an: sofern diese selbst 
aufgrund widerrechtlichen Verhaltens angeklagt 
seien und zugleich das Unternehmen im Strafprozess 
(der wiederum überhaupt erst aufgrund des besagten 
Verhaltens eingeleitet wurde) vertreten, könne es zu 
solch einem Interessenkonflikt kommen. Dabei 
könne insbesondere die Verteidigungsstrategie der 
natürlichen Personen im Gegensatz zum 
Unternehmensinteresse stehen, welches zur 
mangelhaften Verteidigung der juristischen Person 
führen könne. Der Oberste Gerichtshof verneint dies 
jedoch für den vorliegenden Fall. 
 
Der Oberste Gerichtshof bestätigt damit das Urteil 
gegen drei Unternehmen aufgrund ihrer Teilhabe an 
diversen Rauschgiftdelikten (Handel mit und Einfuhr 
von mehr als 6 Tonnen Kokain). In Bezug auf eines 
der verurteilten Unternehmen und aus Rücksicht auf 
die 100 bei ihm angestellten Arbeitnehmer, hebt das 
Gericht die im Urteil der Vorinstanz angeordnete, 
nicht ausreichend begründete, Auflösung der 
juristischen Person jedoch auf und lässt lediglich die 
Geldstrafe in Höhe von 775 Millonen Euro bestehen. 
Die Auflösung einer der beiden anderen angeklagten 
juristischen Personen erhält das Gericht indes – aus 
rein praktischen Gründen – aufrecht, da sie allein 
zum Zwecke der Verbrechensbegehung gegründet 
worden war, und tatsächlich nicht nur von der 
angeklagten natürlichen Personen vor Gericht 
vertreten worden war, sondern sogar den selben 
Verteidiger beauftragt hatte. Das Gericht erwähnt 
hier abermals die Möglichkeit, in Zukunft derartige 
juristische Personen von der Anwendung des Art. 31 
bis CP auszuschließen, da sie als bloßes Werkzeug 
gewissermaßen keine eigene Rechtspersönlichkeit 
hätten und somit nicht aufzulösen, sondern vielmehr 
als inexistent aus dem Handelsregister zu löschen 
seien. 

 
Das Urteil ist auch deswegen interessant, weil 7 der 
15 Richter ihre abweichende Meinung in Bezug auf 
die zugrunde liegende Doktrin in einem Sondervotum 
zum Ausdruck bringen. 
 
 
B. Tribunal Supremo, Urteil Nr. 221/2016 vom 16. 
März 2016 
 
Die Strafbarkeit der juristischen Person ergibt 
sich nicht bereits aus der Begehung der Straftat 
durch die natürliche Person; vielmehr muss die 
Pflichtverletzung in Bezug auf die Einrichtung 
und Anwendung wirksamer Überwachungs- und 
Kontrollmechanismen durch die juristische 
Person nachgewiesen werden. Mit Hinblick auf 
die Beweisführung gelten die allgemeinen 
strafprozessrechtlichen Regeln und Garantien, 
wie sie auch auf natürliche Personen Anwendung 
finden. 
 
Es handelt sich um das zweite Urteil des Obersten 
Gerichtshofs hinsichtlich der Strafbarkeit juristischer 
Personen. Darin stellt das Gericht fest, dass die 
Festsetzung der Strafe einer juristischen Person 
denselben Beweisregeln seitens der 
Staatsanwaltschaft unterliegt wie die Bestrafung 
einer natürlichen Person. Insbesondere gelten 
dieselben, sich aus den in der spanischen Verfassung 
verankerten Grundrechten ergebenden, 
Verfahrensgarantien auch für juristische Personen. 
 
Die Strafbarkeit einer juristischen Person kann sich 
deshalb nicht bereits allein aus dem Nachweis der 
von der natürlichen Person begangenen Straftat 
ergeben. Dies folgt auch daraus, dass die juristische 
Person nicht für alle in ihrem Wirkungsbereich und 
zu ihren Gunsten begangenen Straftaten zur 
Verantwortung gezogen werden kann. Sie ist 
vielmehr nur dann strafrechtlich verantwortlich, 
sofern eine „schwerwiegende Verletzung ihrer 
Überwachungs- und Kontrollpflichten, je nach den 
Umständen des Einzelfalles“ gegeben ist. 
 
Besagte Verletzung der Überwachungs- und 
Kontrollpflichten muss auch deshalb gemäß den 
allgemeinen Regeln der Beweislast nachgewiesen 
werden, weil sie die Grundlage der strafrechtlichen 
Verantwortung des Unternehmens darstellt, für 
welches selbstverständlich die Unschuldsvermutung 
ebenso gilt wie für natürliche Personen. 
 
Ebenso gelten auch für juristische Personen alle 
andere strafrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Garantien in Bezug auf den Strafprozess. Jede Strafe, 
auch die einer juristischen Person, kann folglich nur 
auf einem schlüssig bewiesenen, eigenen, strafbaren 
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Verhalten beruhen. Es geht somit nicht an, dass eine 
(juristische) Person allein aufgrund der Straftat eines 
anderen bestraft wird. Dies bedeutet auch, dass die 
juristische Person zunächst formell angeklagt werden 
muss und das anschließende Verfahren gemäß den in 
der Strafprozessordnung festgehaltenen Regeln zu 
erfolgen hat. 
 
 
VII. Stierkampf in Katalonien, Tribunal 
Constitucional, Urteil vom 20. Oktober 2016 
 
Das spanische Verfassungsgericht erklärt das 
Verbot des Stierkampfes in Katalonien für 
verfassungswidrig.  
 
Das Verfassungsgericht erkennt die Zuständigkeit der 
Autonomen Gemeinschaft für die Regulierung 
öffentlicher Veranstaltungen und des Tierschutzes an. 
Dagegen steht dem spanischen Staat die 
ausschließliche Gesetzgebungskompetenz in Bezug 
auf den Schutz des kulturellen und künstlerischen 
Erbes, sowie von Denkmälern zu. Im Rahmen der 
besagten Zuständigkeit war der Stierkampf durch 
zwei nationale Gesetze aus den Jahren 2013 und 
2015 vom spanischen Gesetzgeber zum Kulturgut 
erklärt worden. Die Gesetze sind zwar nach Erlass 
des katalanischen Gesetzes ergangen, waren jedoch 
nicht von der Autonomen Gemeinschaft Katalonien 
vor dem Verfassungsgericht angefochten worden.  
 
Nach Aussage des spanischen Verfassungsgerichts 
kann die Gesetzgebung durch eine Autonome 
Gemeinschaft nicht die ausschließliche Kompetenz 
des spanischen Staates, das kulturelle Erbe zu 
schützen, unterlaufen. Aus diesem Grund war nach 
Erklärung des Stierkampfes zum Kulturgut dieser der 
Kompetenz Kataloniens entzogen. Das 
grundsätzliche Verbot desselben stand nämlich dem 
vom nationalen Gesetzgeber angepeilten Ziel der 
Erhaltung und Förderung des Kulturguts 
„Stierkampf“ unvereinbar entgegen. Katalonien habe 
nach Erlass des nationalen Gesetzes seine 
Gesetzgungskompetenz auf die Regelung des 
Ablaufs des Stierkampfes, insbesondere im Hinblick 
auf die Pflege und Betreuung der Stiere, zu 
beschränken. 
 
Das Urteil ist im Zusammenhang mit dem stetig 
wachsenden Konflikt um die Unabhängigkeit 
Kataloniens von großer Bedeutung, da es in 
Barcelona als neuerliche Einmischung Madrids in die 
Gesetzgebungskompetenzen der Autonomen 
Gemeinschaft Kataloniens aufgefasst wird. 
 
Die Bürgermeisterin Barcelonas hat bereits erklärt, 
trotz des Urteils des Verfassungsgerichts, keine 

Stierkämpfe in „ihrer“ Stadt zuzulassen. Auch nach 
dem Verfassungsgerichtsurteil ist das Ende dieser 
Auseinandersetzung (bei der es nur vordergründig 
um Stiere zu gehen scheint) daher noch nicht in 
Sicht. 
 
 
VIII. Nichtdiskriminierung befristet beschäftigter 
Arbeitnehmer, EuGH-Urteil in der Rechtssache 
C-596/14 vom 14. September 2016 
 
Mit seinem Urteil entscheidet der Gerichtshof, 
dass unter den unionsrechtlichen Begriff der 
„Beschäftigungsbedingungen“ auch die 
Ausgleichszahlung fällt, die ein Arbeitgeber einem 
Arbeitnehmer aufgrund der Beendigung seines 
befristeten Arbeitsvertrags zu zahlen hat. Die 
mitgliedstaatlichen Regelungen haben daher 
bezüglich der Ausgleichszahlungen das 
Diskriminierungsverbot in Bezug auf befristete 
und unbefristete Arbeitsverhältnisse zu wahren. 
 
Zunächst stellt der EuGH fest, dass das Unionsrecht 
durch die Anwendung des Grundsatzes der 
Nichtdiskriminierung die Qualität befristeter 
Arbeitsverhältnisse verbessern will. Dies soll durch 
die Festlegung von Mindestvorschriften erreicht 
werden, die geeignet sind, die Anwendung des 
besagten Rechtsprinzips zu gewährleisten. 
Insbesondere soll verhindert werden, dass die Figur 
des befristeten Arbeitsverhältnisses von Arbeitgebern 
dazu benutzt wird, den Arbeitnehmern Rechte 
vorzuenthalten, die Dauerbeschäftigten zugestanden 
werden müssten. 
 
Danach geht der EuGH darauf ein, was von den 
Beschäftigungsbedingungen, auf die das 
Diskriminierungverbot anwendbar ist, umfasst wird. 
Entscheidend ist dabei das Kriterium der 
Beschäftigung, d. h. das zwischen einem 
Arbeitnehmer und seinem Arbeitgeber begründete 
Arbeitsverhältnis. In älteren Entscheidungen hatte der 
EuGH bereits festgestellt, dass auch die Regeln zur 
Bestimmung der anwendbaren Kündigungsfrist bei 
der Beendigung befristeter Arbeitsverträge vom 
Begriff der Beschäftigungsbedingungen umfasst sind. 
Demnach sind Kündigungsbedingungen von der 
Definition des Begriffs „Beschäftigungs-
bedingungen“ im Sinne des Unionsrechts gedeckt. 
Dieses lässt sich, so das neuste Urteil des EuGH, 
uneingeschränkt auf die nach spanischem Recht 
anfallenden Ausgleichszahlungen im 
Kündigungsfalle übertragen. Da die Aus-
gleichszahlung dem Arbeitnehmer aufgrund der 
Beendigung des mit seinem Arbeitgeber bestehenden 
Arbeitsvertrags gewährt wird, falle sie unter den 
Begriff der „Beschäftigungsbedingungen“. 
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Anschließend erinnert der Gerichtshof kurz an die 
Bedeutung des Grundsatzes der 
Nichtdiskriminierung: vergleichbare Sachverhalte 
sollen demnach nicht unterschiedlich und 
unterschiedliche Sachverhalte nicht gleich behandelt 
werden, sofern eine solche Behandlung nicht sachlich 
gerechtfertigt ist. In Spanien liegt indessen eine 
Ungleichbehandlung zwischen befristet beschäftigten 
Arbeitnehmern und Dauerbeschäftigten vor, da 
befristete Arbeitnehmer im Unterschied zu 
Dauerbeschäftigten keinerlei Anspruch auf eine 
Ausgleichszahlung bei Beendigung ihres Vertrags 
haben, und zwar unabhängig von den geleisteten 
Beschäftigungszeiten. 
 
Nach Feststellung der Vergleichbarkeit der Situation 
befristet beschäftigter Arbeitnehmer und 
Dauerbeschäftigter stellt der EuGH das Fehlen eines 
Rechtfertigungsgrundes für die besagte 
Ungleichbehandlung vergleichbarer Sachverhalte – 
und somit eine Verletzung des Grundsatzes der 
Nichtdiskriminierung durch das spanische Gesetz – 
fest. 
 
Die spanische Regierung hatte argumentiert, dass 
sich befristete Arbeitsverträge von unbefristeten 
Arbeitsverträgen im Hinblick auf Art und Zweck 
voneinander unterscheiden, weshalb die 
unterschiedliche Behandlung gerechtfertigt sei. Der 
Unterschied liege demnach in der Dauer und der 
Erwartung der Stabilität des Arbeitsverhältnisses. 
Jedoch kann nach Ansicht des Gerichtshofs die 
temporäre Natur gerade keinen sachlichen 
Rechtfertigungsgrund darstellen. 
Das vorliegende Urteil hat in Spanien für Aufsehen 
und Besorgnis auf Arbeitgeberseite gesorgt: nicht 
zuletzt aufgrund der schlechten wirtschaftlichen Lage 
sind unzählige Arbeitsverhältnisse von diesem 
arbeitnehmerfreundlichen Urteil betroffen, was sich 
wiederum nachteilig auf nach wie vor ums Überleben 
kämpfende Arbeitgeber auswirken könnte. 
 
 
IX. Universelle Gerichtsbarkeit, Tribunal 
Supremo, Beschluss vom 18. April 2016 
 
Die neue Regelung des Prinzips der universellen 
Gerichtsbarkeit (eingeführt durch die Reform 
vom 13. März 2014 bezüglich des spanischen 
Gerichtsbarkeitsgesetzes) schränkt spanische 
Opfer von Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
Völkermord und Kriegsverbrechen stark in ihrem 
Klagerecht ein. Ihre Möglichkeiten vor spanischen 
Gerichten zu klagen sind verschwindend gering, 
da kaum einer der angeblichen Täter in Spanien 
wohnhaft ist. 
 

Dem Beschluss geht ein Verfahren an der Audiencia 
Nacional voraus, in dem einige ehemalige SS-
Mitglieder wegen Mordes an spanischen Opfern in 
drei Konzentrationslagern während des Zweiten 
Weltkriegs angeklagt sind. 
 
Das Gericht entschied sich in einer Plenarsitzung für 
die Einstellung des Verfahrens aufgrund Anwendung 
des reformierten Artikels 23.4 a) des spanischen 
Gerichtsbarkeitsgesetzes. Demgemäß sind die 
spanischen Gerichte dann für von spanischen oder 
ausländischen Staatsangehörgien begangene 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Völkermord 
und Kriegsverbrechen zuständig, wenn sich das 
Verfahren gegen einen Spanier oder Ausländer 
richtet, welcher seinen gewöhnlichen Aufenthalt in 
Spanien hat oder gegen einen Ausländer, welcher 
sich in Spanien aufhält und dessen Auslieferung von 
den spanischen Behörden verweigert wurde. Laut 
Übergangsbestimmung werden bei in Kraft treten der 
Reform anhängige Verfahren eingestellt, solange die 
genannten Bedingungen nicht erfüllt sind. 
 
Der Beschluss des Obersten Gerichtshofs bezeichnet 
es als größten Widerspruch der Reform, dass die 
schwersten völkerrechtlichen Verbrechen 
(Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Völkermord 
und Kriegsverbrechen) nun nicht mehr unter die 
spanische Gerichtsbarkeit fallen, während andere, 
zweitrangige Verbrechen des internationalen 
Strafrechts weiterhin (wenn auch eingeschränkt) vor 
spanischen Gerichten geahndet werden können. Dazu 
zählen z.B. Menschenhandel, Terroismus, 
Freiheitsberaubung, Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung u.a. 
 
Das passive Persönlichkeitsprinzip, die 
Staatsangehörigkeit des Opfers, wurde jedoch durch 
die Reform für die schwersten völkerrechtlichen 
Verbrechen ausgeschlossen. 
 
Aufgrund dessen hatte sogar die Staatsanwaltschaft 
der Audiencia Nacional nahe gelegt, das 
Verfassungsgericht im Rahmen eines 
Normenkontrollverfahrens anzurufen um die 
Verfassungsmäßigkeit der Norm im Hinblick auf 
effektiven Rechtsschutz und das Gleichheitsgebot 
überprüfen zu lassen. 
 
Gegen besagte Reform hat auch die sozialistische 
Fraktion des spanischen Parlaments bereits ein 
solches Normenkontrollverfahren in Gang gebracht. 
Im vorliegenden Fall geht das Tribunal Supremo 
nicht weiter auf die mögliche Verfassungswidrigkeit 
der Norm ein, da die fünf Angeklagten verstorben 
sind, was weder vom Nebenkläger noch der 
Staatsanwaltschaft angefochten wurde. Aus diesem 
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Grund könne die Anklage gegen keinen der 
Angeklagten fortgeführt werden.  
 
Das Tribunal Supremo hebt jedoch den 
Einstellungsbeschluss der Audiencia Nacional auf, so 
lange das Ableben zweier Angeklagter nicht 
ausreichend dokumentiert sei. Sofern dies geschehe, 
sei das Verfahren indessen endgültig und nicht 
lediglich vorübergehend einzustellen.

 

 

*Abogada, Bilbao 
t.neskovic@gmail.com 
 

 
 
 
 
 

 
 
 

 
 

Notizen aus der Vereiniugung 
Noticias de la Asociación 

 
 
 
 

El mini congreso de Frankfurt tuvo lugar el 26 de 
noviembre. El congreso estuvo especialmente dirigido a 
abogados mercantilistas y trató sobre el derecho 
contable. Las ponencias, a cargo de José María Bové y 
Gert von Borries, estában dirigidas a un público no 
especialista en temas contables y por tanto fueron muy 
prácticas y útiles para el ejercicio de un abogado que se 
mueva en el mundo societario a cualquier nivel, 
ofreciendo una oportunidad única de obtener un barniz 
de aspectos contables relevantes en el tráfico jurídico 
ordinario hispano-alemán. 
 
El congreso principal de este año será en Lanzarote del 
14 al 18 de junio. Hemos conseguido unas condiciones 
realmente interesantes en el Arrecife Gran Hotel 
(72,50€ habituación doble de uso individual), pero solo 
nos las mantienen hasta el 31 de marzo, de modo que os 
recomiendo reservar pronto. Podéis hacer las reservas 
contactando con la Sra. Yaiza Delgado a través del 
teléfono +34 928 800 000 o mail correo electrónico 
reservas@arrecifehoteles.com, indicando que sois de la 
Asociación. 
 
Se están organizando ponencias sobre temas 
relacionados con las energías renovables, 
arrendamientos inmobiliarios de uso turístico, 
legislación en materia de prevención de blanqueo de 
capitales y régimen de desplazamiento de trabajadores 
entre España y Alemania. 
 
Durante estos últimos meses han tenido lugar varias 
reuniones de la junta directiva  en las que aparte de 
organizarse los distintos congresos se han tomado 
diversas decisiones relativas a la gestión diaria de la 

Am 26. November fand der Minikongress in Frankfurt 
statt. Das Thema Bilanzrecht richtete sich vor allem an 
Wirtschaftsjuristen. Die Vorträge von  José María Bové 
und Gert von Borries, behandelten das Thema für ein 
nicht spezialisiertes Publikum, das sehr praktisch und 
hilfreich dargestellt wurde für Anwälte, die im Handels- 
und Gesellschaftsrecht tätig sind, um ein wenig die 
relevanten Aspekte des Bilanzrechtes im allgemeinen 
deutsch-spanischen Rechtsverkehr kennen zu lernen. 
 
 
 
Der Jahreskongress wird nächstes Jahr vom 14. - 18. 
Juni in Lanzarote stattfinden. Wir haben im  Arrecife 
Gran Hotel sehr günstige Bedingungen verhandeln 
können (72,50 das DZ zur Einzelzimmerbelegung), die 
Preise gelten aber leider nur bis 31. März 2017, weshalb 
wir empfehlen, so bald wie möglich zu reservieren, 
Kontakt ist Frau Yaiza Delgado, Telefon +34 928 800 
000 oder Email reservas@arrecifehoteles.com, unter 
Bezugnahme auf die DSJV. 
 
 
In Vorbereitung sind Arbeitsgruppen zu den Themen 
Erneuerbare Energien, touristische Vermietungen, 
Gesetzgebung zur Vorbeugung der Geldwäsche und 
Entsendung von Arbeitnehmern in Deutschland und 
Spanien. 
 
 
In diesen letzten Monaten haben mehrere 
Vorstandssitzungen stattgefunden, bei denen neben der 
Kongressorganisation auch verschiedene Beschlüsse 
hinsichtlich der Geschäfte der Vereinigung getroffen 

mailto:t.neskovic@gmail.com
mailto:reservas@arrecifehoteles.com
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asociación. Entre las cuestiones más destacables cabe 
mencionar el acuerdo alcanzado con la plataforma 
ANWALT.DE por el cual dicha firma patrocinará a 
nuestra asociación y ofrecerá rebajas especiales a 
nuestros socios.  
 
El mini congreso de primavera tendrá lugar en Valencia 
el día 25 de marzo y versará sobre el Compliance en 
grupos empresariales hispano-alemanes. 
 
También hemos determinado la fecha y el lugar para el 
Mini-Congreso en otoño que tendrá lugar el 11 de 
noviembre en Munich. 
 
Por último quiero recordaros una vez más que hemos 
creado una página de la Asociación en Linkedin. El 
objetivo es que nos sirva de foro de comunicación tanto 
para las noticias de nuestra asociación, como para 
cualquier otra cuestión. Podéis usarla para comentar 
cualquier novedad o incluso para ofrecer puestos de 
trabajo.  
 
Deseo a todos unas muy Felices Fiestas y poder 
reencontranos en algunos de los Eventos en el próximo 
año. 
 
Cordialmente, 
 
Víctor Fabregat 

 

wurden. Hervorzuheben ist das Übereinkommen mit der 
Plattform ANWALT.DE, mit dem man unsere 
Vereinigung sponsern und unseren Mitgliedern 
besondere Rabatte einräumen wird. 
 
 
Der Minikongress im Frühjahr wird am 25. März in 
Valencia stattfinden zum Thema Compliance in 
Deutsch-Spanischen Unternehmensgruppen. 
 
Wir haben auch den Termin und Veranstaltungsort für 
den Minikongress im Herbst festgelegt, und zwar den 
11. November in München.  
 
Als letztes möchte ich daran erinnern, dass wir eine 
Seite der Vereinigung in LinkedIn eingerichtet haben. 
Sie soll uns als Kommunikationsforum dienen und zwar 
sowohl für Nachrichten der Vereinigung, wie auch für 
andere Zwecke, so z.B. die Veröffentlichung von 
Neuigkeiten und Stellenangebote. 
 
 
Ich wünsche allen Frohe Festtage und freue mich auf 
ein Wiedersehen auf einer unserer Veranstaltungen im 
Neue Jahr. 
 
Herzlichst 
 
Victor Fabregat 

 

  

Vocal DSJV – AHAJ 
Abogado 
Fabregat Perulles Sales Abogados 
Barcelona 
v.fabregat@fabregat-perulles-sales.com 
www.fabregt-perulles-sales.com 
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XXXVIII. Mini-Kongress der Deutsch-Spanischen Juristenvereinigung 
Frankfurt am Main, 26.11.2016 

 
XXXVIII Mini-Congreso de la Asociación Hispano-Alemana de Juristas 

Fráncfort del Meno, 26 de noviembre de 2016 
 
 

Fabian Löw* und Araceli Rojo Corral, LL.M.** 
 
 
 

Am 26. Novemberfand im Instituto Cervantes in 
Frankfurt am Main der XXXVIII. Mini-Kongress 
der Deutsch-Spanischen Juristenvereinigung zum 
Thema "Bilanzrecht für den Wirtschaftsjuristen" 
statt. Unter der Moderation von Mónica Weimann 
Gómez referierten zu diesem Thema Dr. José María 
Bové (Barcelona) und Gert von Borries (München).  
 
 
Aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung und 
Expertise gelang es den Kollegen Dr. Bové und von 
Borries wesentliche Aspekte des Bilanzrechts in 
Deutschland und Spanien verständlich zu machen 
und Unterschiede zwischen den beiden 
Rechtsordnungen aufzuzeigen. Die strukturell 
aufeinander abgestimmten und abwechselnden 
Präsentationen der beiden Referenten sowie die 
gemeinsam mit den Zuhörern diskutierte Fallstudie 
über typische bilanzielle Vorgänge einer als 
Automobilzulieferer tätigen GmbH konnten dabei 
erheblich zum Verständnis der Thematik beitragen. 
 
 
Inhaltlich wurden zunächst neben den 
Rechtsquellen und den allgemein geltenden 
Prinzipien des deutschen und spanischen 
Bilanzrechts auch die einzelnen Bestandteile des 
Jahresabschlusses in beiden Ländern dargestellt. 
Herr von Borries ging dabei insbesondere auf die im 
Gegensatz zu Spanien nur punktuelle Umsetzung 
der IFRS (International Financial Reporting 
Standards) in deutsches Recht ein. Auf der anderen 
Seite reflektierte Dr. Bové über die Rolle des 
Wirtschaftsprüfers bei der Erstellung des 
Jahresabschlusses und die Zukunft dieses 
Berufsstandes. Auf dieser Grundlage konnten 
sodann die wesentlichen Aspekte der 
Bilanzierungspraxis in Deutschland und Spanien 
erörtert werden. Dies bot die Möglichkeit einzelne 
bilanzpolitische Maßnahmen zu besprechen und 
diese anhand von Beispielen wie der 
Sachverhaltsgestaltung durch z.B. Sale-and-lease-
back-Transaktionen zu veranschaulichen. Des 
Weiteren konnte das Plenum in diesem Rahmen für 
einen zukünftig vorsichtigen Umgang mit den 
allgemein bekannten Kennzahlen wie z.B. EBIT 

El pasado 26 de noviembre tuvo lugar el XXXVIII Mini-
Congreso de la Asociación Hispano-Alemana de Juristas en 
el Instituto Cervantes de Fráncfort del Meno. El tema 
abordado en esta ocasión fue “Derecho contable para el 
abogado mercantilista.” Con  Mónica Weimann Gómez 
como moderadora, expusieron sobre el tema el Dr. José 
María Bové (Barcelona) y Gert von Borries (Múnich). 
 
 
Gracias a la larga experiencia y pericia de los ponentes se 
consiguieron clarificar conceptos como los aspectos 
esenciales del derecho contable y señalar las diferencias 
entre ambos ordenamientos jurídicos en esta materia. Se 
elaboró, además el estudio de un caso práctico sobre las 
operaciones contables típicas llevadas a cabo en una 
empresa automovilística bajo la forma de GmbH o Sociedad 
Limitada, discutiéndose posteriormente diferentes puntos de 
vista con el público. La sincronización en las presentaciones 
de ambos ponentes contribuyó considerablemente al 
entendimiento de la casuística.  
 
 
 
En cuanto al contenido, inicialmente se describieron las 
fuentes del derecho contable, a continuación sus principios 
generales, y para concluir, se repasaron los componentes 
singulares de la cuenta anual de balance en ambos países. El 
Señor von Borries recalcó especialmente la realización 
únicamente puntual de las IFRS (International Financial 
Reporting Standards) en derecho alemán en  contraposición 
con el español. Por otro lado, el Doctor Bové reflexionó 
sobre la figura del auditor en los procesos contables y el 
futuro de dicha profesión. A la luz de estos conceptos se 
pudieron discutir aspectos esenciales de los métodos de 
balance en Alemania y España ofreciendo la posibilidad de 
comentar casos singulares del balance como por ejemplo en 
el caso de transacciones de Sale-and-lease-back. Así mismo, 
se señaló la importancia de tratar con cuidado conceptos 
como EBIT y EBITDA los cuales tienen en muchos casos 
un valor informativo nada más que limitado. Finalmente los 
ponentes comentaron el contenido, significado y límites de 
los informes de auditoría.  
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und EBITDA und deren regelmäßig begrenzte 
Aussagekraft sensibilisiert werden. Letztlich wurde 
von beiden Referenten noch kurz auf den Inhalt, die 
Aussagen und insbesondere die Grenzen der 
Berichte von Abschlussprüfern eingegangen.  
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es den 
beiden Referenten gelungen ist, den Teilnehmern 
des Kongresses die wahre Bedeutung des 
Bilanzrechts für den Wirtschaftsjuristen in seiner 
der alltäglichen Rechtspraxis vor Augen zu führen.  
 
Abgeschlossen wurde der gelungene Mini-Kongress 
durch ein gemeinsames Abendessen der 
Teilnehmer. 
 

 

* Student an der Universität 
Bayreuth; fabian.loew@web.de 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Como conclusión, se puede establecer que los oradores 
fueron capaces de transmitir a los participantes en el 
Congreso, la importancia real del derecho contable en la 
práctica jurídica diaria del abogado mercantilista. 
 
 
El Mini-Congreso concluyó con una cena común de los 
participantes. 
 
 

 

** Abogada bei Herfurth & Partner 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Hannover 
rojo@herfurth.de; www.herfurth.de 
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Neue Mitglieder / Nuevos socios 
16.07. – 15.11.2016 

 
Wir freuen uns, folgende neuen Mitglieder begrüssen zu dürfen: 

Nos alegramos de dar la bienvenida a los siguientes nuevos asociados: 
 
 

Fernández, Carlos 
Abogado 

Lozano Schindhelm 
Conde de Salvatierra 21, piso 2, puertas 3-4 
E – 46004 Valencia 
Tel. 96 3287793 Fax 96 3287794 
c.fernandez@schindhelm.com;  
www.es.schindhelm.com 
 

 

Herden, Christoph 
Student 

Ziegelstr. 21 
D – 49074 Osnabrück 
Tel. 0157 32069855 
Chrisherden93@gmail.com 
 

 

Heymann, Christina 
Rechtsanwältin 

amend Rechtsanwälte 
Minnholzweg 2b 
D – 61476 Kornberg Ts. 
Tel. 06173-78340 Fax 06173-7834149 
Kanzlei@cristina-heymann.de 
 

 

Holderbaum, Sebastian Dr. 
LL.M., Rechtsanwalt 

Schäufele Zerfowski Holderbaum Rechtsanwälte  
PartG mbB 
Humboldtstr. 29 
D – 76131 Karlsruhe 
info@rechtsanwaelte-szh.de; www.rechtsanwaelte-szh.de 
 

 

Humet Tor, Mónica 
Abogada 

Decages S.A. 
Balmes, 297, 1º2ª 
E – 08006 Barcelona 
Tel. 93 4143361 Fax 93 2400545 
m.humet@decages.com; www.decages.com 
 

 

Jansen, Philipp Dr. 
Rechtsanwalt 

Heuking Kühn Lüer Wojtek 
Magnusstr. 13 
D – 50672 Köln 
Tel. 0221/2052531 Fax 0221/20521 
p.jansen@heuking.de; www.heuking.de 
 

 

König, Farina 
Studentin 

Rotlintstrasse 9 
D – 60316 Frankfurt am Main 
Tel. 0175 739382451 
Farina.kng@gmx.de 
 

 

Moraleda, Ángel 
Rechtsanwalt & Abogado 

ZinnBöcker Rechtsanwälte 
Friedrichsplatz 10 
D – 68165 Mannheim 
Tel. 06211 782382 
amoraledac@hotmail.com 
 
 
 
 

 

mailto:c.fernandez@schindhelm.com
http://www.es.schindhelm.com/
mailto:Chrisherden93@gmail.com
mailto:Kanzlei@cristina-heymann.de
mailto:info@rechtsanwaelte-szh.de
http://www.rechtsanwaelte-szh.de/
mailto:m.humet@decages.com
http://www.decages.com/
mailto:p.jansen@heuking.de
http://www.heuking.de/
mailto:Farina.kng@gmx.de
mailto:amoraledac@hotmail.com


informaciones III/16 181 

 
Pons Martí, Carmen 
Rechtsanwältin 

Anwaltskanzlei Gassmann und Seidel 
Marienstr. 17 
D – 70178 Stuttgart 
Tel. 0711/2229110 Fax 0711/22291199 
kontakt@gassmann-seidel.de; www.gassmann-seidel.de 
 

 

Schleper, Ingrid 
Syndikusanwältin 

Kegelhofstr. 77 
D – 20251 Hamburg 
Tel. 0176 20163184 
Inges82@yahoo.de 
 

 

Stern, Elena 
Jurista, Rechtsanwältin 

Lozano Schindhelm 
Conde de Salvatierra 21, 4º 
E – 46004 Valencia 
Tel. 96 3287793 Fax 96 3287794 
e.stern@schindhelm.com; www.es.schindhelm.com 
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Referendarsstationen / Praktikantenplätze 
Pasantías / Prácticas 

 
 
AD & M Abogados y Consultores 
Unsere international ausgerichtete Rechtsanwaltskanzlei mit dem 
Schwerpunkt auf deutsch-spanischen Rechtsbeziehungen befindet sich im 
Zentrum von Barcelona. Unsere Tätigkeitsschwerpunkte sind 
Gesellschafts-, Handels-, Erb-, Familien- und allgemeines Zivilrecht. Wir 
bieten deutschen Rechtsreferendaren oder Jurastudenten mit 
Spanischkenntnissen die  Möglichkeit, Ihre Wahlstation oder ein 
Praktikum in unserer Kanzlei zu absolvieren.  
Bitte richten Sie Ihre Bewerbungsunterlagen postalisch an ADM 
Abogados y Consultores, Calle Balmes 163, Pral., 2a, 08008 Barcelona, 
Spanien z.H. von RA Robert Engels oder per e-mail an 
info@admabogados.net. 
 
Advocatia Abogados 
ofrece a pasantes alemanes la posibilidad de realizar prácticas en el 
despacho, oficina de Madrid, por un período no inferior a tres meses. Los 
solicitantes deberán tener conocimientos de la lengua española. Durante 
este período el pasante podrá colaborar con los abogados de Mercantil, 
Civil, Laboral y Fiscal del despacho. Los interesados se podrán dirigir a  
Advocatia Abogados, Persona de contacto: Mercedes Aguado, 
Argumosa, 13, 1º B , 28012  Madrid, Tel.: +34914321212, Fax: 
+34915773484, e-mail: maguado@advocatia.net 
 
AR Abogados Asociados 
Despacho especializado en derecho internacional privado, comunitario, 
mercantil, inmobiliario, procesal y familia.  
Ofrecemos a pasantes alemanes la posibilidad de realizar prácticas en 
Barcelona, y conocer las relaciones comerciales y jurídicas hispano-
alemanas. Requisito imprescindible el conocimiento del idioma español, 
hablado y escrito. 
Pueden enviar sus CV a: AR ABOGADOS ASOCIADOS, A/a Dep. 
Personal, Provença, 278, 1r bis, 1ª, E-08008 Barcelona, info@ar-
advocats.com 
 
Castellana Legal Abogados 
Wahlstation für Rechtsreferendare/Praktikanten 
Unsere Kanzlei bietet Referendaren/Praktikanten die Möglichkeit, in 
Madrid die Wahlstation bzw. ein Praktikum zu absolvieren. Kenntnisse 
der spanischen Sprache sind erforderlich. Bei Interesse Bewerbungen 
bitte per e-mail z. Hd. von Marcos Andreu Bleckmann an 
mableckmann@c-legal.com unter Kennwort “Praktikum” zusenden.  
 
Dikeos Estudio Jurídico 
Wir sind eine international ausgerichtete Madrider Rechtsanwaltskanzlei 
mit Tätigkeitsschwerpunkten im Arbeits-, Gesellschafts-, Handels- und 
Zivilrecht, die sowohl forensisch als auch beratend tätig ist. 
Unsere Klienten sind hauptsächlich Wirtschaftsunternehmen, auch aus 
dem deutschsprachigen Ausland. 
Wir bieten Rechtsrefrendaren / -innen die Möglichkeit, Ihre Wahlstation 
in unserem Madrider Büro abzuleisten.  
Gute  bis sehr gute Spanischkenntnisse sowie Interesse für internationale, 
insb. deutsch-spanische Rechtsbeziehungen setzen wir voraus. Wir freuen 
uns auf Ihre Bewerbung. 
Paseo de la Habana, 5. Tel: 91 5903370, Fax 91 5638560; 
Ansprechpartner: Christian Alexander Paschkes 
(apaschkes@dikeos.com). 
 
Dr. Frühbeck Abogados 
Wir bieten Referendaren/innen und Praktikanten/innen mit guten 
Deutsch- und Spanischkenntnissen die Möglichkeit, eine oder mehrere 
Stationen bzw. ein mehrmonatiges Praktikum in unseren Kanzleien in 
Barcelona, Palma de Mallorca, Marbella und Las Palmas G.C. zu 
absolvieren. Es wird ein Zeitraum von mindestens 3 Monaten bevorzugt. 
Wir bearbeiten hauptsächlich Fälle im Bereich des Handels-, 
Unternehmungs- und Arbeitsrechts.  
Ofrecemos a pasantes con buenos conocimientos de alemán y español la 
posibilidad de realizar prácticas en nuestras oficinas de Barcelona, Palma 
de Mallorca, Marbella y Las Palmas G.C. Preferente un período no 
inferior a tres meses. Principalmente trabajamos los campos del derecho 
mercantil, societario y laboral. 
Barcelona: Tel.: (00 34) 93 254 10 70; Email:  barcelona@fruhbeck.com 
Canarias: Tel.: (00 34) 928 432 676; Email:  canarias@fruhbeck.com 
Mallorca: Tel.: (00 34) 971 719 228; Email: mallorca@fruhbeck.com 

Marbella: Tel.: (00 34) 95 276 52 25; Email:  marbella@fruhbeck.com 
 
Gerboth & Partner  
Wir bieten Referendaren oder Studenten mit guten Spanischkenntnissen 
die Möglichkeit ihre Wahl- oder sonstige Ausbildungsstation während 
eines Zeitraumes, der drei Monate nicht unterschreiten sollte, in unseren 
Büros in Palma de Mallorca oder Ibiza zu absolvieren. 
Des weiteren bieten wir spanischen Praktikanten mit guten 
Deutschkenntnissen die Möglichkeit zur Durchführung eines 
Rechtspraktikums in unseren Büros, ebenfalls für einen Zeitraum, der 
drei Monate nicht unterschreiten sollte. 
Ansprechpartner: Christian Gerboth, Palma de Mallorca - Tel.: 0034-
971722494; E-mail: info@gerboth-partner.com 
 
Fabregat, Perulles, Sales,  Abogados, Rechtsanwälte 
Wir bieten deutschen Referendaren mit guten Spanischkenntnissen die 
Möglichkeit, ihre Wahlpflichtausbildung oder sonstige 
Ausbildungsstationen in unseren Kanzleien in Barcelona und Pollença 
(Mallorca) zu absolvieren. 
Plaza Bonanova, 4, 1º1ª, E- 08022 Barcelona, Tel. 0034/ 93 205 42 31, 
Fax. 0034/ 93 418 955, Ferrán Sors,4, 3º1ª E – 43850 Cambrils, Tel. 
0034/ 977 79 41 26 Fax 0034/ 977 36 23 48, Sor Flor Ricomana, 2, 1º C, 
E – 07460 Pollença (Mallorca), Tel. 0034/ 971 53 17 33, 0034/ 971 53 10 
84, e-mail: fps@fabregat-perulles-sales.com, Internet: www.fabregat-
perulles-sales.com. 
 
Göhmann 
Als deutsch-spanische Kanzlei mit umfangreichen Tätigkeitsbereichen in 
beiden Rechtskreisen bieten wir interessierten deutschen Referendaren 
und spanischen Praktikanten die Möglichkeit, in einem unserer Büros in 
Bremen oder Barcelona eine oder mehrere Stationen bzw. ein 
mehrmonatiges Praktikum zu absolvieren. Sehr gute Sprachkenntnisse 
sind Voraussetzung. Bitte senden Sie Ihre Bewerbungsunterlagen an: 
Bewerbungen in Deutschland: Dr. Arne Koch, Wachtstr. 17-24, D-28195 
Bremen, Tel.: 0421/33953-0, e-mail: bremen@goehmann.de 
Bewerbungen in Spanien: Marcel Gentner, Provenza, 278, 1º Bis 1ª 2ª, E-
08008 Barcelona, Tel: 93 2155338, e-mail: barcelona@goehmann.es   
Für Informationen können Sie unsere Internetseite www.goehmann.de 
besuchen. 
 
Gómez Acebo & Pombo  
Referendaren mit Spanischkenntnissen bieten wir die Möglichkeit ihre 
Wahlstation während eines Zeitraumes von drei Monaten in unserer 
Kanzlei in Madrid zu absolvieren.  
Schriftliche Bewerbungen richten Sie bitte an: Frau Christina Sánchez 
Weickgenannt, E-mail: csanchezw@gomezacebo-pombo.com Tel.: 0034 
91 582 9218 
 
Anwaltskanzlei Dr. Sabine Hellwege  
bietet Rechtsreferendaren / Rechtsreferendarinnen mit 
Spanischkenntnissen  die Möglichkeit die Wahlfachstation oder sonstige 
Ausbildungsstationen während eines Zeitraumes, der drei Monate nicht 
unterschreiten sollte, in der Kanzlei in Palma de Mallorca zu absolvieren. 
Ansprechpartnerin: Dr. Sabine Hellwege, Rechtsanwältin u. Abogada, 
Niedersachsenstr. 11, D-49074 Osnabrück , Tel.: + 49 541 20 22 555, 
Fax: + 49 541 20 22 559, Mobil:+ 49 171 8385328, E-mail: 
Shellwege@t-online.de , Internet: www.hellwege.de oder Avda. Jaime III 
Nr. 17, 2, 27, E-07012 Palma de Mallorca, Tel.: + 34 971 9054 12, Fax: + 
34 971 9054 13 
 
Hernandez-Marti, Abogados. 
Wir bieten deutschen Referendaren mit Spanischkenntnissen die 
Möglichkeit ihre Wahlstation während eines Zeitraumes von drei 
Monaten in unserer Kanzlei in Valencia zu absolvieren. 
Ansprechpartnerin: Amparo Llorens. Abogada. c/ Convento Santa Clara, 
10-3. E-46002 Valencia. Tel: +34 963532553, Fax:+34 963511220, 
Email: a.llorens@hernandez-marti.com. www.hernandez-marti.com 
 
Iurisconsultants Abogados-Rechtsanwälte 
Deutsch-spanische Rechtsanwaltskanzlei mit Sitz in Manacor/Mallorca 
und zivilrechtlicher Ausrichtung sucht Jurastudenten und 
Rechtsreferendare mit guten Spanischkenntnissen, denen wir im Rahmen 
eines Praktikums/Ausbildungsstation eine interessante Tätigkeit anbieten. 
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Ansprechpartner: Rechtsanwalt-Abogado Mirko Jurisch, C/Amargura, 
14, 1º-1ª, E-07500 Manacor, Tel. 971 845805, Fax 971 844872, email:  
jurisch@iurisconsultants.com, ww.iurisconsultants.com 
 
Jakstadt – Abogados – Berlin 
Wir bieten in unserer Kanzlei in Berlin eine vollständige Rechts- und 
Steuerberatung für Unternehmen aus Spanien und Südamerika in 
Deutschland als auch für deutsche Mandanten mit Schwerpunkt in 
Spanien an. 
Referendare mit guten spanischen Kenntnissen sowie pasantes mit guten 
Deutschkenntnissen bieten wir die Möglichkeit der Ausbildung und 
Mitarbeit in unserer Kanzlei in Berlin an. 
Kanzlei Berlin, Telefon: 0 30/24 62 92 0, Telefax: 0 30/24 62 92 20, e-
mail: info@jakstadt.de ,Internet: www.jakstadt.de, Ansprechpartner: 
Abogada Belén Martínez Molina, Rechtsanwalt Thomas Jakstadt. 
 
Lozano Schindhelm (Lozano, Hilgers & Partner, SLP) 
Die international tätige Wirtschaftskanzlei, mit Schwerpunkt auf den 
deutsch-spanischen Rechtsverkehr, bietet deutschen und spanischen 
Referendaren und Praktikanten mit guten Deutsch- und 
Spanischkenntnissen die Möglichkeit, eine oder mehrere Stationen bzw. 
ein mehrmonatiges Praktikum zu absolvieren. Tätigkeitsschwerpunkte 
sind Erbschafts-, Immobilien-, Gesellschafts-, Steuer- und Prozessrecht. 
Mehr Informationen unter http://es.schindhelm.com/content/ 
rechtsanwalt/spanien/karriere/index_ger.html. 
Bitte richten Sie Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen an: Lozano 
Schindhelm, Frau Lotta Hilgers, Conde de Salvatierra 21, E-46004 
Valencia, Tel. +34 963 28 77 93, E-Mail: l.hilgers@schindhelm.com 
 
Kanzlei Löber & Steinmetz 
In unserer Kanzlei in Frankfurt bieten wir Referendaren und Praktikanten 
mit guten Deutsch- und Spanischkenntnissen die Möglichkeit, eine oder 
mehrere Stationen bzw. ein mehrmonatiges Praktikum zu absolvieren. 
Tätigkeitsschwerpunkte sind IPR, Erbschafts, Immobilien- und 
Gesellschaftsrecht. Wir legen Wert auf selbständiges Arbeiten und hohe 
Motivation und können Ihnen im Gegenzug eine abwechslungs- und 
lehrreiche Tätigkeit anbieten. 
Bitte richten Sie Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen an: Kanzlei 
Löber & Steinmetz, z.Hd. Herrn Jan Löber, Kaulbachstr. 1, D-60594 
Frankfurt, Tel. 069/96 22 11 23,20,  Fax 069/96 22 11 11, e-mail: info@ 
l-s-w.de 
 
Lohmann & Dr. Ahlers, Rechtsanwälte in Partnerschaft, Notar, 
Fachanwalt für Verkehrsrecht 
Wir bieten deutschen und spanischen Referendaren oder Praktikanten die 
Möglichkeit, im Rahmen einer Stage erweiterte Kenntnisse des 
Deutschen Rechts und der deutschen Sprache zu erwerben. Der Zeitraum 
sollte dabei drei Monate nicht unterschreiten. Tägliche Anwesenheit ist 
erwünscht und sinnvoll.  
Ofrecen la posibilidad de realizar prácticas o pasantías a alemanes y 
españoles que deseen ampliar sus conocimientos en Derecho Alemán y la 
lengua alemana. El período de éstas no deberá ser superior a los tres 
meses Se recomienda la asistencia diaria a fin de obtener buenos 
resultados. 
Kontakt / Contacto: RA Wolfgang Lohmann, Pelzerstrasse 4, D - 28195 
Bremen, Tel. 0421/18571 Fax 0421/12648, RA-Lohmann-
Ahlers@gmx.de 
 
Bufete Mañá-Krier, Abogados Asociados 
Unsere wirtschaftsrechtlich ausgerichtete Anwaltskanzlei mit einem 
Schwerpunkt im deutsch-spanischen Rechtsverkehr bietet 
Rechtsreferendaren mit Spanischkenntnissen die Möglichkeit, Ihre 
Wahlstation oder sonstige Auslandsstationen in unserer Kanzlei zu 
absolvieren. Unsere Tätigkeitsschwerpunkte sind Gesellschafts- und 
Handelsrecht, Steuerrecht sowie Immobilien-, Erb- und allgemeines 
Zivilrecht. Bei Interesse senden Sie bitte Ihre Bewerbung vorzugsweise 
per E-Mail an Frau Jessica Wehmeier, Rechtsanwältin u. Abogada, 
bmk@bmk.es, Tel.:0034 93 487 8030, Balmes 76, Pral. 1ª, 08007 
Barcelona. 
 
MMB - Martínez, Marco & Beuthner, Rechtsanwälte & Abogados 
Als Rechtsanwaltssozietät mit Schwerpunkt im deutsch-spanischen 
Rechtsverkehr bieten wir deutschen Referendaren die Möglichkeit in  
unseren Büros in Murcia-Stadt und Puerto de Mazarron ihre Wahlstage 
zu absolvieren. 
Die Mindestdauer sollte vier Monate nicht unterschreiten. Sehr gute 
Sprachkenntnisse und eine hohe Motivation setzen wir voraus.  Bitte 
richten Sie ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen an: 

MMB – Rechtsanwälte & Abogados, Herrn RA u. Abogado Dennis 
Beuthner, Avda. Tierno Galván 30, 2D, E-30860 Puerto de Mazarron, 
Tel.: +34 / 968 / 33 20 68, Fax: +34 / 968 / 33 20 69, e-mail: 
beuthner@mmb.es, Internet: www.mmb.es 
 
Monereo Meyer Marinel-lo Abogados 
Referendaren oder Studenten  mit guten Spanischkenntnissen bieten wir 
die Möglichkeit ihre Wahlpflichtfachausbildung oder sonstige 
Ausbildungsstationen während eines Zeitraumes, der 3 Monate nicht 
unterschreiten sollte, in unseren Büros in Madrid, Barcelona, Palma de 
Mallorca oder Berlin zu absolvieren. 
Spanischen Praktikanten mit guten Deutschkenntnissen bieten wir die 
Möglichkeit der Absolvierung eines Rechtspraktikums für einen 
Zeitraum, der 3 Monate nicht unterschreiten sollte, in unseren Büros in 
Madrid, Barcelona oder Palma de Mallorca. 
Madrid - Tel.: (0034) 91 319 96 86; E-mail: cgarcia@mmmm.es 
Ansprechpartner: César García de Quevedo 
Barcelona - Tel.: (0034) 93 487 58 94;  E-mail: emarinel-lo@mmmm.es 
Ansprechpartner: Enrique Marinel-lo Jordan 
Palma de Mallorca - Tel.: (0034) 971 71 70 34; Email: 
canglada@mmmm.es, Ansprechpartner: Carlos Anglada Bartholmai 
 
Pense Rechtsanwälte 
Wir bieten spanischen und deutschen Juristen mit guten 
Kenntnissen beider Sprachen die Möglichkeit, ein Praktikum oder 
einen Teil des Referendariats in unserer Kanzlei zu absolvieren.  
Das Wirtschaftsrecht, Zivil- und Immobilienrecht sowie Prozess- und 
Schiedssachen gehören zu den Kerngebieten unserer Tätigkeit. Wir sind 
auch für unsere internationale Rechtspraxis bekannt. Weitere 
Informationen entnehmen Sie bitte unseren Internetseiten www.pense.de. 
Bewerbungen richten Sie bitte an:Pense Rechtsanwälte, Herrn RA Dr. 
Till Pense, Wolfsgangstrasse 85, D - 60322 Frankfurt am Main, Tel + 49 
(0) 69 - 55 05 65 Telefax + 49 (0) 69 - 59 69 861 E-mail: 
till.pense@pense.de. 
 
Dr. Reichmann Rechtsanwälte /Abogados 
Wir sind eine ausschließlich auf deutsch-spanisches Wirtschaftsrecht 
spezialisierte Kanzlei mit Büros in Frankfurt am Main und Palma de 
Mallorca: 
Wir bieten Studenten und Referendaren mit guten Spanischkenntnissen 
an, ein Praktikum bzw. ihre Wahlstation in einem unserer Büros zu 
absolvieren. 
Bitte richten Sie Ihre Bewerbung an: 
für Frankfurt: Dr Reichmann Rechtsanwälte Steinlestr 7 60596 Frankfurt 
am Main,  
z. Hd. Dr Armin Reichmann, reichmann@dr-reichmann.com 
für Palma: Dr Reichmann Abogados Calle San Miguel 36, 4a 7002 Palma 
de Mallorca  
z. Hd. RAin Sandra Aertken, aertken@dr-reichmann.com 
 
Schiller Abogados 
Einer der Tätigkeitsschwerpunkte von Schiller Abogados ist die Beratung 
im deutsch-spanischen Rechtsverkehr. Wir bieten interessierten und 
motivierten Rechtsreferendaren und Praktikanten die Möglichkeit, eine 
Ausbildungsstage oder ein mehrmonatiges Praktikum in unserem Büro in 
Barcelona zu absolvieren. Sehr gute spanische Sprachkenntnisse sind 
unabdinglich. 
Bitte richten Sie Ihre Bewerbungsunterlagen an: Jordi Planchart 
Remmert, Rambla de Catalunya, 86-3º, E-08008 Barcelona, e-mail: 
barcelona@schillerabogados.es 
 
Simon & Partner Rechtsanwälte Steuerberater Wirtschaftsprüfer 
bietet deutschen und spanischen Referendare/innen und 
Praktikanten/innen die Möglichkeit einer Stage. Der Mindestzeitraum 
sollte 3 Monate nicht unterschreiten. Gute Deutsch- und 
Spanischkenntnisse sind Voraussetzung. 
Schriftliche Bewerbungen in üblicher Form sind an Herrn RA und 
Abogado Lutz Carlos Moratinos Meissner zu richten. 
Kajen 12, D - 20459 Hamburg, Telefon: 040/323221-0 Telefax: 
040/32322121, www.simon-law.de 
 
Suhren Peltzer Meinecke, Rechtsanwälte und Notare 
Wir bieten interessierten spanischen Kollegen und Kolleginnen die 
Möglichkeit, ein Rechtspraktikum in unserer Kanzlei zu absolvieren. Wir 
sind unter anderem auch im deutsch-spanischen Rechts- und 
Wirtschaftsverkehr tätig. Der Zeitraum sollte drei Monate nicht 
unterschreiten. Gute Deutschkenntnisse setzen wir voraus. 
Ansprechpartner: RA Dr. Horst Suhren, Rathenaustr. 2, D – 30159 
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Hannover, Tel. 0049 511 8071820 Fax 0049 511 80718222, e-mail: 
ra@kanzlei-psm.de, Internet: www.kanzlei-psm.de 
 
VOELKER Barcelona  
Die Kanzlei VOELKER mit Niederlassungen in Deutschland, Spanien 
und Griechenland sucht für den Standort Barcelona deutsche 
Referendare, die im Rahmen einer mehrmonatigen Stationsausbildung 
ihre sehr guten Kenntnisse vorzugsweise in den Bereichen intern. 
Vertragssrecht, IZPR oder Steuerrecht vertiefen möchten. Die gute 
Beherrschung der spanischen und englischen Sprache wird bei der/dem 
Bewerber/in vorausgesetzt. 
Als prämierte internationale Wirtschaftskanzlei bieten wir in unserem 
spanischen Team von Rechtsanwälten, Steuerberatern und Betriebswirten 
unseren Referendaren eine anspruchsvolle Mitarbeit an 
grenzüberschreitenden Mandaten und wissenschaftlichen Projekten. 
Schriftliche Bewerbungen bitte per e-mail an: Dr. Jochen Beckmann, 
VOELKER, Diagonal 419, E-08008 Barcelona, barcelona@voelker-
gruppe.com  
 
Von Berg & Partner 
Wir sind eine international ausgerichtete Rechtsanwaltskanzlei mit 
Tätigkeitsschwerpunkt im Erbschafts-, Immobilien-, Handels-, 
Gesellschafts- und Zivilrecht. Interessierten deutschen Referendaren und 
Praktikanten mit guten Deutsch-, Englisch- und Spanischkenntnissen 
bieten wir die Möglichkeit, ein Praktikum in einer unserer Kanzleien in 
Spanien zu absolvieren. Hohe Motivation und Interesse für internationale  
insbesondere deutsch-spanische Rechtsbeziehungen setzen wir voraus. 
Bitte richten Sie Ihre aussagekräftigen  Bewerbungsunterlagen an: 
Rechtsanwälte von Berg & Partner, Apartado de Correos 560, E-03724 
Moraira (Alicante), Spanien, Tel.: 0034 - 96 - 649 04 19 / Fax: 0034 - 96 
- 574 34 38, E-Mail: info@abogadosvonberg.com 
 
ZinnBöcker Rechtsanwälte 
Wir bieten Rechtsreferendaren mit guten Kenntnissen der spanischen 
Sprache sowie spanischen Hochschulabsolventen die Möglichkeit, ihre 
Referendarstation bzw. ein Praktikum in unserer Kanzlei zu absolvieren. 
Wir sind ausschliesslich auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts tätig. Ein 
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